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Einladung
zur 43. Sitzung

des Ausschusses fir Stadtentwicklung
am Dienstag, dem 09.10.2018,
um 17:00 Uhr im Ratssaal

Tagesordnung

|. Offentlich
1 Einwohnerfragestunde

2 Feststellung der Sitzungsniederschrift vom 04.09.2018

3 02-161605/2018 Wasserversorgungskonzept gem. § 38 Abs. 3 LWG;
rxx hier: Vorstellung und Beschluss des Konzeptes

4 06-161556/2018 Dreigleisiger Ausbau der Eisenbahnstrecke Emmerich-Oberhausen
ABS 46/2 (Betuwe-Linie);
hier: Konsens zur Modifizierung der Sicherheitskonzepte fiir die
Planfeststellungsabschnitte 3.3 bis 3.4

5 05-161588/2018 Antrag auf vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes E 28/1
- Windmuhlenweg -

6 05-16 1603/2018 1. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 - Kaserne -;
hier: 1) Bericht zu den Beteiligungen der Offentlichkeit und der
Behorden
2) Satzungsbeschluss

7 05-161604/2018 Verfahren zur 94. Anderung des Flachennutzungsplans;
hier: 1) Bericht zu den Beteiligungen der Offentlichkeit und der
Behorden
2) Beschluss zur Offenlage
8 Mitteilungen und Anfragen

9 Einwohnerfragestunde

*** Die Konzeptergédnzungen zum abbildenden Konzept werden kurzfristig
nachgereicht!!!

46446 Emmerich am Rhein, den 26. September 2018

Albert Jansen
Vorsitzender



TP
|
it i.—-l_ll ;‘

s “'fl‘
Ui

STADT EMMERICH AM RHEIN
DER BURGERMEISTER

Top
Vorlagen-Nr. Datum
02 - 16

Verwaltungsvorlage offentlich 1605/2018 21.09.2018
Betreff
Wasserversorgungskonzept gem. § 38 Abs. 3 LWG;
hier: Vorstellung und Beschluss des Konzeptes
Beratungsfolge
Ausschuss fur Stadtentwicklung 09.10.2018
Haupt- und Finanzausschuss 30.10.2018
Rat 06.11.2018

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschliel3t das Wasserversorgungskonzept in der
vorliegenden Uberarbeiteten Form.
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Sachdarstellung :

Mit der Neufassung des Landeswassergesetzes NRW zum 16.Juli 2016 wurden die
Gemeinden in 838 Abs. 3 LWG verpflichtet, zur langfristigen Sicherstellung der 6ffentlichen
Wasserversorgung, ein Konzept tiber den Stand und die zukiinftige Entwicklung der
Wasserversorgung in ihrem Gemeindegebiet aufzustellen.

Das Wasserversorgungskonzept soll die wesentlichen Angaben enthalten, die es
ermaoglichen nachzuvollziehen, dass im Gemeindegebiet die Wasserversorgung jetzt und
auch in Zukunft sichergestellt ist.

Das Konzept ist der zustandigen Bezirksregierung erstmalig zum 01. Januar 2018
vorzulegen und alle sechs Jahre fortzuschreiben und erneut vorzulegen.

Mit Erlass vom 11. April 2017 hat das Ministerium fur Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschatft,
Natur und Verbraucherschutz NRW die Frist fur die Vorlage der Konzepte bis zum 30. Juni
2018 verlangert.

Die Stadt Emmerich am Rhein hat die Stadtwerke Emmerich GmbH mit der Erstellung des
Wasserversorgungskonzeptes beauftragt, die ihrerseits den Auftrag weiter vergeben hat. Die
ausfuihrende Gesellschaft hat das Konzept im Wesentlichen auf der Grundlage von Daten
erstellt, die von den Stadtwerken Emmerich zur Verfigung gestellt wurden.

Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat in seiner Sitzung vom 10.04.2018 das
Wasserversorgungskonzept beschlossen. Mit Schreiben vom 18.04.2018 wurde der
Bezirksregierung Dusseldorf das Wasserversorgungskonzept vorgelegt. Mit Schreiben vom
09.07.2018 forderte die Bezirksregierung Duiisseldorf die Erganzung des
Wasserversorgungskonzeptes. Die Stadtwerke Emmerich GmbH wurde am 30.07.2018 um
entsprechende Nachbesserung gebeten.

Das der Vorlage als Anlage beigefugte Uberarbeitete Konzept wird, hinsichtlich der

vorgenommenen Anderungen, in der Sitzung des Ausschusses flr Stadtentwicklung von
Vertretern der Stadtwerke Emmerich erlautert.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Aufwendungen fir die Erstellung des Wasserversorgungskonzeptes sind im
Haushaltsplan 2018 (Produkt: 1.100.01.08.01, Sachkonto 52810000) vorgesehen.

Leitbild :

Die Malinahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2.

In Vertretung

Dr. Wachs
Erster Beigeordneter
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STADT EMMERICH AM RHEIN
DER BURGERMEISTER

TP
|
it i.—-l_ll ;‘

s “'fl‘
Ui

TOP
Vorlagen-Nr. Datum
06 - 16
Verwaltungsvorlage offentlich 1556/2018 26.09.2018
Betreff
Dreigleisiger Ausbau der Eisenbahnstrecke Emmerich-Oberhausen ABS 46/2 (Betuwe-
Linie);
hier: Konsens zur Modifizierung der Sicherheitskonzepte fir die
Planfeststellungsabschnitte 3.3 bis 3.4
Beratungsfolge
Ausschuss fur Stadtentwicklung 09.10.2018
Haupt- und Finanzausschuss 30.10.2018
Rat 06.11.2018

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein stimmt dem in der Vorlage dargestellten Konsens mit
Blick auf die Maodifizierung des Sicherheitskonzeptes, die Léschwasserversorgung und die
Zuwegungen zur Strecke betreffend, fir den Planfeststellungsabschnitt 3.3 bis 3.4, zu.

06 - 16 1556/2018
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Sachdarstellung :

1. Allgemeines / Ausgangslage

Die Planungen zum dreigleisigen Ausbau der Eisenbahnstrecke Emmerich-Oberhausen ABS
46/2 (Betuwe-Linie) sind bereits seit geraumer Zeit im Gange. Seit Juli 2008 beschéftigt sich
der ,Arbeitskreis Streckensicherheit” (Unterarbeitskreis der AG Betuwe), dem Vertreter der
Feuerwehren von Emmerich bis Oberhausen angehoren, intensiv mit den
Sicherheitsanforderungen an der geplanten Ausbaustrecke der Deutschen Bahn AG (DB
AG). Der Arbeitskreis Streckensicherheit hat eine Reihe von Forderungen formuliert, die sich
die Betuwe-Anrainerstadte zur Eigen gemacht und im weiteren Verlauf des
Planfeststellungsverfahrens vorgetragen haben.

Die Forderungen des Arbeitskreises Streckensicherheit gehen teilweise tber die
gesetzlichen Mindestanforderungen hinaus. Das Eisenbahnbundesamt (EBA) als
Planfeststellungsbehérde hat der DB AG als Vorhabentragerin mit Datum vom 24.09.2015 im
ersten Planfeststellungsbeschluss fir den Planfeststellungsabschnitt 1.1 (Oberhausen)
jedoch eine Uberarbeitung des Sicherheitskonzeptes aufgegeben. Diese betrifft
insbesondere die Loschwasserversorgung an der Strecke und die Zuwegungen (Zufahrten
und Zugénge) zur Strecke. Auf der Basis dieser vom EBA definierten Aspekte einigten sich
die Beteiligten von DB AG, Bund, Land und Kommunen/Feuerwehren darauf, die
Sicherheitskonzepte mit Blick auf die Loschwasserversorgung und die Zuwegungen zur
Strecke zu Uberarbeiten.

Diese Modifikationen sehen im Einzelnen die folgenden Mal3nahmen vor:

1.1 Léschwasserversorgung mittels Hytrans-Fire-Systemen und zuséatzlichen Léschbrunnen

Bisher sah die Planung der DB AG keine zuséatzliche Loschwasserversorgung entlang
der Strecke vor. Eine rechtliche Verpflichtung der DB AG wurde nicht gesehen, da die
Loschwasserversorgung entsprechend den einschlagigen gesetzlichen Regelungen
kommunale Aufgabe sei. Auf der Grundlage der Regelungen des EBA im
Planfeststellungsbeschluss vom PFA 1.1 war das Sicherheitskonzept jedoch u.a. mit
Blick auf die Loschwasserversorgung durch die DB AG zu Uberarbeiten.

Durch den Einsatz von vier Hytrans-Fire-Systems (HFS) soll nun die Bereitstellung
groRRer Loschwassermengen (mind. 360 cbm/h) Uber einen langen Zeitraum und mit
hohem Druck an der Strecke gewahrleistet werden. Die entsprechenden Fahrzeuge
werden in den Stadten Oberhausen Dinslaken, Wesel und Emmerich stationiert und mit
Wasser aus offenen Gewéssern (z.B. Baggerseen, Flissen oder sonstigen Gewassern)
gespeist. Die dafir erforderlichen Wasserentnahmestellen und Zuwegungen sind durch
die DB AG zu erstellen.

Da ein HFS je nach Einsatzort jedoch erst nach einer gewissen Vorlaufzeit einsatzbereit
ist, miissen der Feuerwehr fiir die Ubergangszeit bis zur Betriebsbereitschaft des HFS an
jedem beliebigen Punkt an der Strecke in einem Abstand von max. 300 Metern
Ldschwasser mit einer Férdermenge von mind. 96 cbm/h zur Verfiigung stehen. Wo dies
durch die bestehende stadtische Léschwasserversorgung (Hydranten oder
Loschbrunnen) nicht oder nicht in ausreichendem Malf3e gewahrleistet ist, sind von der
DB AG die zusatzlich noétigen Loschbrunnen zu errichten.
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1.2 Zuwegungen zur Strecke

Um einen effektiven und ziigigen Brand- und Rettungseinsatz zu gewéhrleisten, missen
den Einsatzkréaften die entsprechenden Zuwegungen (Zufahrten und Zugange) zur
Strecke zur Verfigung stehen. Die bisherigen Planungen der DB AG sahen, je nach
oOrtlicher Situation, Zuwegungen in Abstanden von jeweils 1.000 Metern vor. Auf der
Grundlage der Forderungen des EBA im Planfeststellungsverfahren zum PFA 1.1 war
das Sicherheitskonzept jedoch dahingehend zu Uberarbeiten, dass die Abstande
zwischen den einzelnen Zuwegungen auf durchschnittlich rund 600 Meter reduziert
werden.

1.3 MaRRnahmenrealisierung

Die durch die Modifizierung des Sicherheitskonzeptes entstehenden Mehrkosten von
insgesamt rund 10 Mio. Euro werden entsprechend der Zusage aus Juli 2016 durch das
Land NRW ubernommen. Voraussetzung daflr war und ist jedoch, dass die Deutsche
Bahn AG und die Kommunen / Feuerwehren hinsichtlich der SicherheitsmalRnahmen
(Léschwasserversorgung und Zuwegungen zur Stecke) entsprechende Konsense
erzielen.

Im September 2016 fanden dann die Arbeitsgesprache zwischen den Vertretern des
Arbeitskreises Streckensicherheit, der Stadte und Feuerwehren sowie der DB AG statt,
um die jeweiligen auf die Kommunen bezogenen Konsense zu erarbeiten und zu fixieren.
Die erarbeiteten Modifikationen der Sicherheitskonzepte wurden anschliel3end durch die
von der DB AG beauftragte Ingenieurgesellschaft Thomas & Bokamp aus Minster
gutachterlich tUberprft und bewertet. Die gutachterlich bestatigten Ergebnisse sind den
Verwaltungen und Feuerwehren dann in entsprechenden Arbeitsgesprachen vorgestellt
und erlautert worden und sehen im Einzelnen wie folgt aus:

2. Modifikation des Sicherheitskonzeptes im Planfeststellungsverfahren ABS 46/2,
Planfeststellungsabschnitt 3.3 bis 3.4

In der Stellungnahme der Stadt Emmerich am Rhein zum Planfeststellungsverfahren fur die
PFA 3.3 bis 3.4 wurde die Ergénzung der vorhandenen Loschwasserentnahmestellen um
weitere Loschbrunnen gefordert. AuBerdem wurden seitens der Stadt Zuwegungen fir
Brand- und Rettungseinsatze gefordert.

Unter Berlcksichtigung der drtlichen Gegebenheiten und der feuerwehrtechnischen und
einsatztaktischen Notwendigkeiten wurden zwischen der Stadt Emmerich am Rhein
(Verwaltung und Feuerwehr) und der DB AG folgender, gutachterlich bestétigte Konsens
erarbeitet:

2.1 Léschwasserversorgung

Die Loschwasserversorgung gliedert sich in zwei Komponente: Die Grundversorgung und
die erweiterte Loschwasserversorgung.

Die Grundversorgung (96m 3/ 2 h) wird in der Regel tber die vorhandene
Sammelwasser-versorgung (Hydrantennetz) gesichert. Es werden
Ldschwasserenthahmemaglichkeiten im Umkreis von 300 m (Ful - Fahrweg)
angerechnet.

Wo innerhalb der anrechenbaren Entfernung die Grundversorgung nicht ausreichend ist,
wird durch zu errichtende Loschbrunnen (Elektr. Tiefsaugpumpe) diese ertiichtigt.
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Um die erweiterte Léschwasserversorgung (zusatzlich 264 m3/ 2 h) sicherzustellen,
werden Loschwasserbrunnen fir das Hytrans-Fire-System (HFS - Wasserférdersystem)
errichtet. Dartiber hinaus werden anrechenbare offene Gewéasser bertcksichtigt. Wo
notwendig, werden an den Wasserentnahmestellen Stellflachen / Anfahrt HFS erstellt.
Die Lange der Loschwasserférderstrecken betragt max. 2000 m (Schlauchmaterial HFS).

Da hier neben der vorgeplanten Loéschwassermenge auch einsatztaktischen Erwagungen
Rechnung getragen werden muss, ist zu den durch die DB genannten Wasserentnahme-
mdglichkeiten eine weitere Loschwasserenthnahmestelle anzulegen.

Anlage 1 : Loschwasserversorgung

2.2 Zuwegungen zur Strecke

Ein wesentlicher Punkt im Zusammenhang mit der Sicherheit an der Betwue-Strecke
stellt die Zugéanglichkeit fur die Feuerwehr an die Strecke dar, dies insbesondere bei den
vorhan-denen Larmschutzwanden. Die Sicherheitsrichtlinie der DB sieht hier Zugange im
Abstand von max. 1000 m vor. Da dies aus Sicht der Feuerwehr nicht ausreichend ist,
hat man sich auf die Ergadnzung der vorgesehenen Rettungszuwegungen verstandigt. Es
werden hier 3 weitere Rettungszugénge erstellt, dartiber hinaus errichtet die DB 15
Servicezugéange die fir einen Feuerwehreinsatz genutzt werden kénnen. An weiteren 37
festgelegten Punkten werden weitere Zugange angelegt.

Anlage 2 : Zuwegungen zur Strecke

3. Sicherheitsrelevante Aussagen aus der letzten Sitzung der AG Betuwe

Abgesehen von den beiden zentralen Forderungen nach ausreichender
Ldschwasserversorgung und einer geniigenden Anzahl von Zuwegungen bzw. Zugangen
zum Gleis, haben sich alle betroffenen Anliegerkommunen in einer Sitzung der AG Betuwe
am 25.09. 2018 mit der DB AG auf folgende weitere Regelungen verstandigt:

» Betreffend die Einsehbarkeit der Trasse, - einer sicherheitstechnischen Forderung
der Feuerwehren -, hat die DB AG zugestanden, neben den jeweiligen Zugangen
zum Gleis ein transparentes Element in der Larmschutzwand vorzusehen.

» Was die notwendigen Planunterlagen fir die Feuerwehren entlang der Strecke
betrifft, hat die DB AG zugesagt, Feuerwehrpléne (sowohl auf Papier wie auch digital)
zu erstellen sowie 5 Einsatzkartensatze pro Kommune bereitzustellen.

» In punkto Noterdung und der hier entlang der Strecke geforderten Erdungsschalter
hat die DB AG darauf verwiesen, dass dieser Sachverhalt vollig unabhéangig vom
laufenden Verfahren diskutiert und einer bundesweiten Lésung zugefihrt werden
musse.

Entsprechend wird sich unter Herrn Minister Reul die n&chste Innenministerkonferenz
mit diesem Sachverhalt befassen, der anschlieRend vom Ministerium erneut mit der
DB AG und dem Eisenbahnbundesamt riickgekoppelt werden wird. Im Rahmen des
Projektes ABS 46/2 wird diese Forderung nicht weiter verfolgt.
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4. Abstimmung mit der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Emmerich am Rhein

An samtlichen Abstimmungsgespréachen zur Modifikation des Sicherheitskonzeptes haben
die Verwaltung und der Wehrleiter der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Emmerich am Rhein
teilgenommen. Die dargestellten Konsenslésungen wurden von der Wehrleitung der
Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Emmerich am Rhein aus feuerwehrtechnischer und
einsatztaktischer Sicht bewertet und unter Berticksichtigung der 6rtlichen Gegebenheiten fir
ausreichend erachtet. Daher empfehlen die Verwaltung und die Wehrleitung, dem Konsens
mit Blick auf die Modifizierung des Sicherheitskonzeptes, die Léschwasserversorgung und
die Zuwegungen zur Strecke betreffend, fiir die PFA 3.3 bis 3.4 zuzustimmen.

5. Finanzierung — Folgekosten

Die Kosten fiir die Beschaffung der FS-Fahrzeuge und die Errichtung der
Wasserentnahmestellen, Léschbrunnen und zuséatzlichen Zuwegungen werden durch das
Land NRW ubernommen. Die entsprechende Zusage wurde erteilt.

6. Weitere Vorgehensweise

Die vorgestellten Modifikationen des Sicherheitskonzeptes fir die PFA 3.3 bis 3.4 werden
von der Deutschen Bahn AG im sog. Deckblattverfahren in das bereits laufende
Planfeststellungsverfahren eingebracht. Die letztendliche Entscheidung tUber die Umsetzung
der Modifikationen des Sicherheitskonzeptes obliegt dem Eisenbahnbundesamt als
Planfeststellungsbehérde.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Mallnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die Mallnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1.3.

In Vertretung

Dr. Stefan Wachs
Erster Beigeordneter

Anlagen:
Anlage 1 zu Vorlage 05-16 1556
Anlage 2 zu Vorlage 05-16 1556
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Vorlage 06 - 16 1556/2018 Anlage 1
Sicherheitskonzept Betuwe-Linie

Léschwasserversorgung

Sammelwasserversorgung beiderseits der Bahnlinie vorhanden;
plus folgende Léschbrunnen / Entnahmestellen:

unnen

Léschbrunnen

PFA 3.2 (Rees)

Bahn links

km

PFA 3.3

Bahn links - Bahn rechts

km | ’ 5 km
PFA 3.4

Bahn links Bahn rechts

km km 60,51

63,27

ggfs. verlegen auf Bahn rechte Seite/Zuganglichkeit
Sportplatz




Vorlage 06 - 16 1556/2018
Sicherheitskonzept Betuwe-Linie

Zuwegungen zur Strecke

Rettungszuwegungen zusatzlich

uren ‘
eitere Zugangsturen / Treppenanlagen

PFA 3.3
Bahn links
km

PFA 3.4
Bahn links
km

Anlage 2

Durchgangsbreite 1,60 m
Durchgangsbreite 1,60 m
Durchgangsbreite 1,00 m
Durchgangsbreite 1,00 m

Bahn rechts
km

Bahn rechts
km
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TOP
Vorlagen-Nr. Datum
05-16
Verwaltungsvorlage offentlich 1588/2018 24.09.2018
Betreff
Antrag auf vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes E 28/1 - Windmiihlenweg -
Beratungsfolge
Ausschuss fur Stadtentwicklung 09.10.2018

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss fir Stadtentwicklung beschlie3t dem Vorschlag der Verwaltung zu folgen,
den Antrag auf vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes E 28/1 Windmuhlenweg

abzulehnen.

05 - 16 1588/2018
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Sachdarstellung :

Der Verwaltung liegt ein Antrag auf vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes E 28/1
Windmuhlenweg vor. Der Antragsteller hatte gerne folgende Anderungen im genannten
Bebauungsplan vorgenommen:

1) Doppelhausbebauung ermdéglichen

Anderung der Festsetzung einer Einzelhausbebauung in eine Einzel- und
Doppelhausbebauung im Bereich der bereits durchgefiihrten 1. vereinfachten Anderung des
Bebauungsplanes (Rechtskraft: 26.06.2006)

2) Neues Baufeld erganzen

Auf der nérdlich an das Grundstiick Eltener StraRe 6 angrenzenden Flache soll ein weiteres
Baufeld im Bebauungsplan ergénzt werden, welches ebenfalls eine Doppelhausbebauung
ermdglichen soll

3) Verkleinerung der Verkehrsflache
Anlegen einer Wendemaoglichkeit mit 10 x 15 m statt der bislang vorgesehenen privaten
Verkehrsflache mit 11 x 30 m

Stellungnahme der Verwaltung dazu:

Ein Leitsatz in der heutigen Stadtentwicklung lautet ,Innenentwicklung vor
Aulenentwicklung®. In diesem Sinne wiirde die Verwaltung die beantragte
Bebauungsplananderung gerne mittragen.

Es bestehen allerdings erhebliche Bedenken beziiglich der ErschlieBung des gesamten
Anderungsbereiches. Die Gutenbergstrale endet in einem ,Nadeldhr* von lediglich drei
Meter Breite. An diesem schmalen Stiick hangt die ErschlieBung des gesamten
Plangebietes.

Nach derzeitigem Planungsrecht kdnnen im Plangebiet drei bis max. finf Wohnh&user
entstehen. Nach der beantragten Anderung des Bebauungsplanes kénnen/sollen acht
Wohnh&user entstehen.

Eine solche Verdichtung kann nur mit einer entsprechenden ErschlieBung einhergehen.

Zur ErschlieBung ist der Begriindung zur 1. Anderung des Bebauungsplanes zu entnehmen:
,0er Ausbau der Gutenbergstralle blieb seinerzeit hinter den Festsetzungen
des Bebauungsplanes zurtck, indem fur die besagte riickwartige Zuwegung zur
Eltener Str. 6 ein Ausbau in einer Breite von nur 3 m anstatt des
Bebauungsplanmafes von 4 m erfolgte. Auch wurde auf eine Ubereignung
dieser Flache an die Stadt Emmerich verzichtet. Da sich eine nachtragliche
Verbreiterung dieses Wegeteilstlickes auf das Bebauungsplanmalf infolge der
teilweisen Einbeziehung der im Bebauungsplan festgesetzten otffentlichen
Verkehrsflache in das Hausgrundsttick Gutenbergstr. 10 nicht mehr
bewerkstelligen lasst, wird der zukunftige Privatweg auf einer LaAnge von 11,5 m
einen Engpass von 3 m aufweisen. Aus verkehrstechnischer Sicht ist dies aber
als unproblematisch zu erachten, da sich hieran sofort ein Wendeplatz von 7,5
bis 11,5 m Breite anschlie3t und der Bereich fur die Verkehrsteilnehmer
insgesamt Uberschaubar ist.”

Je hoher die Wohndichte nun werden soll, desto 6fter wird ein Begegnungsfall an dem
,Nadelohr* auftreten.

Des Weiteren bendtigen Lastkraftwagen, Rettungswagen u.A. nach RaSt (Richtlinie fur die
Anlage von Stadtstral3en) 3,55 m Stral3enbreite. Bei einem Privatweg kann man im
Ausnahmefall von diesem Wert abweichen. Es muss allerdings deutlich werden und den
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kinftigen Bauherren kommuniziert werden, dass sich dadurch in der Realitat Schwierigkeiten
ergeben.

Aus den Erfahrungen der letzten Jahre heraus, zeigt sich, dass bei der Stadtverwaltung
immer haufiger Beschwerden beziiglich zu enger StraRen eingehen. Gerade bei der
vorliegenden, schwierigen Erschliel3ungssituation, wo nach bestehendem Planungsrecht
bereits Wohnh&auser errichtet werden kdénnen, sollte nicht zu stark verdichtet werden.

Man hatte 2006 den Bebauungsplan mit dem Ziel, einen stadtebaulich ansprechenden
Ubergang zwischen der dichten Doppelhausbebauung der Gutenbergstrale und der
lockeren Bebauung der Eltener Stral3e im Plangebiet zu schaffen, geandert. Die nun
beantragten Anderungen wiirden das damalige Planungsziel konterkarieren und keinen
Ubergang zwischen den beiden unterschiedlichen Baudichten schaffen, sondern die dichte
Doppelhausbebauung fortsetzen.

Aus den dargelegten Grunden empfiehlt die Verwaltung, den Antrag auf vereinfachte
Anderung des Bebauungsplanes E 28/1 Windmihlenweg abzulehnen.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die MalRnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.
Leitbild :

Die MalRnahme wird von den Zielen des Leithildes nicht berihrt.

In Vertretung

Dr. Wachs
Erster Beigeordneter

Anlagen:

Anlage 1 zu Vorlage 05-16 1588
Anlage 2 zu Vorlage 05-16 1588
Anlage 3 zu Vorlage 05-16 1588
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Anlage 1 zu Vorlage 05-16 1588/2018
hier: Antrag auf Bebauungsplananderung

FRNRR HUE B SN I

[ Stadt Emmerich am ein |

I

|
An die Z
Stadt Emmerich 5
Geistmarkt 1 ;;
46446 Emmerich |
Planungsamt f
z. Hd. Frau Schumann 5

Kleve, den 30.7.18

Betr.: Antrag auf vereinfachte Anderung des B-Plans
Nr. E 28/1
Antragsteller: Fa. Omega Wohnbau GmbH
Spillingscher Weg 35
46446 Emmerich

Sehr geehrte Frau Schumann,

zu obigem Antrag nachfolgende Beschreibung:

14

Es ist geplant, die in der 1. Vereinfachten Anderung dargestellte
Fldche fir ein Einzelhaus, in Einzel und Doppelhaus, zu &ndern.
Das Baufenster mit einer GroBe von 14 x 16 m ausreichend.

Die Garagen befinden sich jeweils rechts und links neben dem
Baufenster bis zur Grundsticksgrenze

WA I GRZ 0,3 GFZ 0,8

2.

Auf darunter liegenden Grundstiicksfldche soll ebenfalls ein
Doppelhaus in gleicher GroRe entstehen.

WA I GRZ 0,3 GFZ 0,8

Auch hier das Baufenster mit 14 x 16 m ausreichend.

Auch hier die Garagen wie unter Punkt 1. Beschrieben.

Bl

Das Baufenster auf der rechten Parzelle soll so bestehen bleiben.
Hier sind entw. zwei EFH oder vier DHH moglich (rot dargestellt).
WA I GRZ 0,3 GFZ 0,8

4.

Die Strafenfithrung habe ich gelb gekennzeichnet. Es miisste so
ausreichend Platz vorhanden sein, wobel am Ende der Sackgasse
eine Wendemdglichkeit besteht, Groke 10 x 15 m. Die Breite

der StraBe betrdgt 7 m.

USt ID Nr.: DE 1201 16 073 www.planbau-projektmanagement.de
Finanzamt Kleve
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hier: Antrag auf Bebauungsplanänderung


00S:L ‘N 8102°L0°0€ /
ulsyy we yousww3 9yy9t
agesisbiaquaing
Bejyosionsbunneqeag




1. vereimfchte Anderung des Bebauungsplarfe8 ¥
Nr. E #87T\yindmiih eg- >

Durch d
Windmiih's
4 und € sowie fir das Grundstiick Gutenbergstralie 10 wie folgt geéndert:

a)

b)

c)

q)

5

%
achte Andegyng Wil der Bebauungsplan Nr.E 2&’1&

flr die Hinte en der Grundstiicke E tener Stralle

rundstiick Eltener Stralie 4, G ung Emmerich, Flur 28,
Flurstiick 201

Das Grundstiick wird festgesetzt als Allgemeines Wohngebiet
(WA) mit eingeschossiger Einzel- und Doppelhausbauweise und
elner Grundflichenzahl GRZ = 0,3.

Es wird eine tiberbaubare Flache mit einer Ausdehnung von
max. 42 x 29 m unter Beriicksichtigung der Kronen erhaltens-
werter Baume durch Baugrenzen festgesetzt, sowie eine Flache
fiir ein Geh-, Fahr- und Leitungsracht von 12 m Breite langs der
nérdlichen Grundstiicksgrenze.

Ferner erfolgt eine Erhaltungsfestsetzung fur drei Baume gemal
§ 9 Ab=. 1 Nr. 25b BauGB.

Grundstiick Eltener Strafe 6, Gemarkung Emmerich. Flur 28
Flurstiicke 191 und 185

Die nordliche an die Gutenbergstrale angrenzende Teilfliche
mit einer Tiefe von 20 m einschlieBlich der bisherigen offentli-
chen Verkehrsflichenfestsetzung wird festgesetzt als Allgemei-
nes Wohngeblet (WA) mit eingeschossiger Einzelhausbauweise
und einer Grundflachenzahl GRZ = 0,3.

In sudlicher Verldngerung der Gulenbergstrae wird eine Flache
fiir ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht als Wendeplatz mit einer
Aufweitung von bis zu 11,5 m festgesetzt. Westlich hiervon er-
folgt die Festsetzung einer berbaubaren Flache von 14 x 16 m.
Ferner erfolgt eine Erhaltungsfestsetzung fiir einen Baum ge-
méf § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

Grundstiick GutenbergstraBe 10, Gemarkung Emmerich, Flur 28, - =

Flurstiick 182

Die auf der siidéstlichen Teilfiiche des Grundstiickes festge-
setzte Offentliche Yerkehrsflache wird aufgehoben und umge-
wandelt in das angrenzende Allgemeine Wohngebiet WA Il o,
GRZ=0,4, GFZ=0,8.

Folgende tex. ichen Festseizungen werden neu im Bebauungs-
plan festgesetzt:

1)  GemaB § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB wird fur die Allgemeinen
Wohngebiete (WA} mit l-geschossiger Bauweise an der
sudlichen Verlangerung der Gutenbergstraie {Grundstiicke
Gemarkung Emmerich, Flur 28, Flurstiicke 138 tiw. und
201) festgesetzt, dass je Wohngebaude maximal 2 Woh-
nungen zulassig sind.

2) Gemaf § 1 Abs.6 Nr.1 BauNvO wird fiir die Allgemeinen
Wohngebiete (WA) mit |-geschossiger Bauweise an der
siidlichen Verlingerung der Gutenbergstrale (Grundsticke
Gomarkung Emmerich, Flur 28, Flurstiicke 181 thv. und
201) festgesetzt, dass die im allgemeinen Wohngebiet {WA)
gemaB § 4 Abs.3 BauNVO ausnahmsweise zulassigen Nut-
zungen (Betrlebe des Behorbergungsgewerbes, sonstige
nicht storende Gewerbebetriebe, Anlagen fir Verwaltun-
gen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) unzulissig sind.

Anlage 2 zu Vorlage 05-16 1588/2018

Hier: Auszug aus dem BPIlan E 28/1 Windmuhlenweg
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Hier: Luftbild




STADT EMMERICH AM RHEIN T
DER BURGERMEISTER ﬁﬁﬁ“‘ ‘

Top
Vorlagen-Nr. Datum
05-16
Verwaltungsvorlage offentlich 1603/2018 24.09.2018

Betreff

1. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 - Kaserne -;
hier: 1) Bericht zu den Beteiligungen der Offentlichkeit und der Behérden
2) Satzungsbeschluss

Beratungsfolge

Ausschuss fur Stadtentwicklung 09.10.2018
Haupt- und Finanzausschuss 30.10.2018
Rat 06.11.2018

Beschlussvorschlag
Zu 1)

Zu ll.a) Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschliel3t, dass die Hinweise zum
Hochwasserrisiko mit den Ausfuhrungen der Verwaltung entsprochen wurde.

Zu ll.b) Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschlief3t, dass die Anregung zum
Waldausgleich mit den Ausfiihrungen der Verwaltung entsprochen wurde.

Zu IV.a) Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschlie3t, dass die Anregung zur
Stromversorgung mit den Ausfiihrungen der Verwaltung abgewogen ist.

Zu IV.a) Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschliel3t, dass die Anregung zur
Stromversorgung mit den Ausfiihrungen der Verwaltung abgewogen ist.

Zu Vl.a) Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschliel3t, dass die Anregung der Unteren
Naturschutzbehdrde bzgl. der offentlichen Grinflache mit den Ausfiihrungen der
Verwaltung abgewogen ist.

Zu 2)

Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschliel3t den vorliegenden Entwurf zur

1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplans Nr. E 33/1 -Kaserne- geméaR § 10 Abs. 1
BauGB als Satzung.
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Sachdarstellung :

Zu 1)

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung am 20.06.2017 den
Aufstellungsbeschluss zur 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplans Nr. E 33/1 -
Kaserne- gefasst sowie die Durchfiihrung der frithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit und
der Behdrden gem. 8 13 BauGB beschlossen.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB fand in Form einer
Einsichtnahme in den Planvorentwurf im Rathaus Emmerich in der Zeit vom 31.07.2017 bis
einschliellich zum 01.09.2017 statt.

Im gleichen Zeitraum wurden die Behdrden geman 8 4 Abs. 1 BauGB im Rahmen des o0.g.
Aufstellungsverfahrens beteiligt.

Die Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom 30.10.2017
bis einschliellich zum 04.12.2017 statt.

Im gleichen Zeitraum wurden die Behérden gemaf 8§ 4 Abs. 2 BauGB beteiligt.

Im Rahmen dieser Beteiligungen wurden die nachfolgend aufgefiihrten Anregungen
vorgetragen, tUber die der Rat der Stadt Emmerich am Rhein unter Abwagung der privaten
und o6ffentlichen Interessen zu entscheiden hat.

Erganzend zum Bebauungsplan-Anderungsverfahren wurde auch der stadtebauliche Vertrag
zum Bebauungsplan Nr. E 33/1 Kaserne in Bezug auf den naturschutzfachlichen und
Waldausgleich geandert. Durch die Abrundung des Waldstticks am Mischgebiet wird ein
solcher Ausgleich erforderlich. Er wird an anderer Stelle auf dem Kasernengeléande
ausgeglichen.

I. Anregungen aus der Beteiligung der Offentlichkeit

Im Rahmen der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung wurden keine Anregungen abgeben.

Il. Anregungen aus der Beteiligung der Behorden

a) Bezirksregierung Duisseldorf, Schreiben vom 14.08.2017

Es wird auf geanderte Gesetzesgrundlagen beziiglich der Uberschwemmungsgebiete bzw.
Hochwasserrisikomanagements hingewiesen. Auf die Lage des Plangebietes im
Hochwasserrisikogebiet soll hingewiesen werden.

Stellungnahme der Verwaltung

Die Hinweise werden in die Bebauungsplan-Anderung aufgenommen.
b) Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen, Schreiben vom 23.08.2017

Die vorhandene Waldflache werde von 2.062 m2 um 72 m2 auf 1.990 m? reduziert. Dieser
Waldflachenverlust misse im Verhaltnis 1:2 im Stadtgebiet ausgeglichen werden.
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Stellungnahme der Verwaltung

Die forstrechtliche erforderliche Kompensation wird in einem ergdnzenden stadtebaulichen
Vertrag gem. § 11 BauGB sichergestellt.

lll.Anrequngen aus der Beteiligung der Offentlichkeit

Im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung wurden keine Anregungen abgeben.

V. Anregungen aus der Beteiligung der Behorden

a) Stadtwerke Emmerich, Schreiben vom 24.11.2017

Mit dem Vorhabentrager wurden in der Vergangenheit mehrere Abstimmungsgesprache zur
Energie- und Wasserversorgung gefihrt. Nach gegenwartigem Stand der
Abstimmungsgesprache werden folgende Anregungen zum Bebauungsplan-Verfahren
vorgetragen:

1. Die im anliegenden Ubersichtsplan durchgehend rot gezeichnete Trasse fiir ein
Strommittelspannungskabel ist durch ein Leitungsrecht im Bebauungsplan zu sichern.

2. Die im Plan blau gestrichelt eingezeichnete Leitung kennzeichnet die heutige Lage der
Mittelspannungsleitung, die zugleich der im Plan gekennzeichneten Mittelspannungsstation
dient, Gber die die Kaserne bislang mit Strom versorgt wurde und wahrend der Bauzeit mit
Strom versorgt werden soll. Diese Leitung muss bis zum endgultigen Ausbau der neuen
Kabel-Trasse erhalten bleiben, um Versorgungsengpasse im Stadtgebiet zu vermeiden.

Stellungnahme der Verwaltung

Zu 1.

Die zu sichernde Kabeltrasse befindet sich auZerhalb des Geltungsbereiches der 1.
vereinfachten Anderung des Bebauungsplans E 33/1 -Kaserne. Eine Sicherung auf dem
Grundstlick des Vorhabentragers muss deshalb privatrechtlich durch Eintragung einer
Grunddienstbarkeit erfolgen.

Zu 2.

Durch die fortlaufende Abstimmung zwischen dem Vorhabentrager und den Stadtwerken ist
eine planerische Festsetzung nicht erforderlich.

V. Anregungen aus der erneuten Beteiligung der Offentlichkeit

Im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung wurden keine Anregungen abgeben.

VI. Anregungen aus der erneuten Beteiligung der Behdrden

a) Kreis Kleve vom 02.08.2018
Stellungnahme als Untere Naturschutzbehdrde bzgl. des Naturschutzes:
Die offentliche Grunflache werde mit der Zweckbestimmung ,Parkanlage® festgesetzt und als

Extensivrasen angelegt. Zur Sicherung der entsprechenden 6kologischen Auspragung dieser
Flachen seien folgende Angaben bei den textlichen Festsetzungen zu erganzen.
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Die Aussaat der Flache erfolgt durch Regiosaatgut, Verzicht auf Dingung und Verwendung
von Pflanzenschutzmitteln, Pflege des Extensivrasens durch 2malige Mahd im Jahr,
frihestens jedoch ab 15. Juni.

Zur Einbuchung des erzielten Kompensationsiiberschusses auf das Okokonto des Kreises
Kleve werde um Benachrichtigung nach erlangter Rechtskraft des Bebauungsplans gebeten.

Stellungnahme der Verwaltung

Der Anregung wird gefolgt und die textlichen Festsetzungen um die vorgeschlagenen
Angaben ergéanzt. Die untere Naturschutzbehorde wird zur Rechtskraft des Bebauungsplans
in Kenntnis gesetzt.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Mallnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die MalRBnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 2.2.

In Vertretung

Dr. Wachs
Erster Beigeordneter

Anlagen:

Anlage 1 zu Vorlage 05-16 1603 Planzeichnung

Anlage 2 zu Vorlage 05-16 1603 Begrundung

Anlage 3 zu Vorlage 05-16 1603 Stellungnahmen 4-1

Anlage 4 zu Vorlage 05-16 1603 Stellungnahmen 4-2

Anlage 5 zu Vorlage 05-16 1603 Stellungnahmen erneute 4-2
Anlage 6 zu Vorlage 05-16 1603 SBV-Waldausgleich
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Anlage 1 zu Vorlage 05-16 1603/2018

O 8tadt
Emmerich
am Rheiln

1. vereinfachte Anderung

Bebauungsplan E 33/ 1
-Kaserne-

gem. § 13 BauGB

Verfahrensstand:
Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB

Bestandteil dieses Bebauungsplanes sind

die Planzeichnung (Teil A) und

die textlichen Festsetzungen (Teil B) stadtplanung
Beigefiigt ist eine Begriindung (Teil C). olaf schramme


hoffmann
Schreibmaschinentext
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Festsetzungen SO "Gebaudebricke" M 1: 1.000

Teil A, Planzeichnung
Planbereich |
M 1: 2.000 (Format A4)

Stand: 24.09.2018

Stadt Emmerich am Rhein
1. vereinfachte Anderung
Bebauungsplan E 33/1 -Kaserne-

Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB

Planverfasser:

stadtplanung

olaf schramme
dipl.-ing. stadtplanung
Opferstrafie 9. 32423 Minden
Tel: 0571 972695-96

Fax: 0571 972695-98




PLANZEICHENERLAUTERUNG
1. Art der baulichen Nutzung

SO 3
Gesundheits-
wohnpark

SO
Gebaude-
briicke

Sondergebiet mit Zweckbestimmung "Gesundheitswohnpark" SO 3
(gem. § 11 (2) BauNVO)

Sondergebiet mit Zweckbestimmung "Gebaudebriicke™
(gem. § 11 (2) BauNVO)

Mischgebiet (gem. § 6 BauNVO)

Abgrenzung der Art der baulichen Nutzung (gem. § 1 (4) Nr. 1 BauNVO)

2. MaR der baulichen Nutzung, Bauweise und

Baugrenzen
0,4 max. zuldssige Grundflachenzahl (GRZ) (gem. § 16 (2) Nr.1 BauNVO)
@ max. zulassige Geschossflachenzahl (GFZ) (gem. § 16 (2) Nr. 2 BauNVO)

1} max. Zahl der Vollgeschosse (gem. § 16 (2) Nr. 3 BauNVO)

a abweichende Bauweise i.S. einer offenen Bauweise ohne Begrenzung
der Gebaudelange (gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB u. § 22 (4) BauNVO)

mamesmemamw  Baugrenze (gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB und § 23 (1, 3, 5) BauNVO)

Ein Uberschreiten bzw. Vortreten von untergeordneten Geb&udeteilen wie Vordécher,
Rampen, Erker, Balkone etc. kann gem. § 23 (3) BauNVO i.V.m. § 31 (1) BauGB
ausnahmsweise bis zu 2 m und bis max. 1/3 der jeweiligen Gebaudeseite zugelassen
werden.

TH max. Traufhéhe (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB u. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO)

max. als Traufhdhe wird der angenommene Schnittpunkt der AuRenwandfassade mit der
Dachhaut definiert.

FH max. Firsthéhe (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB u. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO)

max. Als Firsthéhe wird der héchste Punkt der Dachhaut bzw. die oberste
AuRenwandbegrenzung (bei geschlossener Umwehrung- z.B. Attika) definiert.

BP Bezugspunkt fiir die Hohe baulicher Anlagen in m GiINN (gem. § 18 BauNVO)

—O0—0—0—0—0— Abgrenzung unterschiedliche Hohe baulicher Anlagen (Bezugspunkt)

(gem. § 1 (4) Nr. 1 BauNVO i.V.m § 18 BauNVO)

UK Mindesthohe Unterkante "SO Gebaudebriicke"

min. (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB u. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO)

3. Verkehrsflachen gem. §9 (1) Nr. 11 BauGB)

StraBenbegrenzungslinie

Offentliche Verkehrsfliche



4. Grunordnerische Festsetzungen

Flachen fiir Wald mit Zweckbestimmung "Erholungswald"
(gem. § 9 (1) Nr. 18 b BauGB)
- Offentliche Griinfliche mit Zweckbestimmung "Parkanlage"
O (gem. § 9 (1) Nr. 15 BauGB)

5. Flachen fur Versorgungsanlagen

Flache fiir Versorgungsanlagen -Elektrizitat- mit
Zweckbestimmung Ortsnetzstation (gem. § 9 (1) Nr. 12 BauGB)

Ortsnetzstation

6. Immissionsschutz (gem. s9 (1)Nr. 24 Baucs)

Abgrenzung der Larmpegelbereiche

||_ - |||_ Kennzeichnung der Larmpegelbereiche gem. DIN 4109

7. Sonstige Planzeichen

Darstellungen auBerhalb des raumlichen Geltungsbereiches haben nur
nachrichtlichen Charakter

I B rdumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes (gem. § 9 (7) BauGB)

mm mmm mmm réaumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes im Bereich SO "Gebéudebriicke"
(gem. § 9 (7) BauGB)

Flachen mit Einschrankungen fiir Garagen und Nebenanlagen- Vorgartenflachen
(gem. §§ 12 (6) u. 14 (1) BauNVO)

vorhandenes Gebaude mit Hausnummer

Flurstiicksgrenze mit Grenzstein

— BemaRBung in Meter

—_— s — Grenze der Flur

8. Nachrichtliche Darstellungen

_ Offentlicher FuB- und Radweg (geplant)

‘ Anpflanzen von Baumen, Verortung der genauen Lage im Rahmen der Ausbauplanung



TEIL B
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

§ 1 Art der baulichen Nutzung

(1) In dem Sondergebiet SO 3 mit Zweckbestimmung " Gesundheitswohnpark" sind zulassig:
e  Wohngebaude

Wohngebaude, die ganz oder teilweise der Betreuung und Pflege ihrer Bewohner dienen
Dienstleistungs- und medizinisches Zentrum

Aus- und Fortbildungseinrichtungen

Gastronomische Einrichtungen (Café, Restaurant)

(2) In dem Sondergebiet SO mit der Zweckbestimmung "Gebaudebriicke" ist die Errichtung einer
Gebaudebriicke zwischen den im Bereich des SO 3- Gebietes und des Ml 2-Gebietes zulassigen
baulichen Anlagen auf Hohe des Obergeschosses im Bereich der festgesetzten Héhen (UK min./
FH) zulassig. Die festgesetzte Mindesthohe (UK min.) ist im Bereich der Uberlagerten festgesetzten
offentlichen Verkehrsflache einzuhalten. Im Bereich des Uberlagerten SO 3-Gebietes und des Ml
2-Gebietes darf diese Unterkante bis zu den festgesetzten Baugrenzen hin um max. 0,6 m abfallen.

—

3) In dem festgesetzten Mischgebiet Ml 1 sind folgende Nutzungen nicht zulassig:
Gartenbaubetriebe,

Tankstellen,

Vergnlgungsstatten i.S.d. § 6 Abs. 2 Nr. 8 und Abs. 3 BauNVO
Einzelhandelsbetriebe.

In dem festgesetzten Mischgebiet Ml 2 sind folgende Nutzungen nicht zulassig:

e  Gartenbaubetriebe

e  Tankstellen

e  Vergnigungsstatten i.S.d. § 6 Abs. 2 Nr. 8 und Abs. 3 BauNVO.
Einzelhandelsbetriebe sind in dem MI 2-Gebiet nur in der Erdgeschossebene zuldssig.

§2 Hohe baulicher Anlagen

Die in der Planzeichnung festgesetzen Héhen baulicher Anlagen (FH) dirfen in dem SO 3, Ml 1 und
MI 2 durch Anlagen der technischen Gebaudeausristung und Anlagen zur Nutzung von
Solarenergie um bis zu 2,5 m Uberschritten werden. Der horizontale Abstand dieser Anlagen zu den
AuRenwanden des darunterliegenden Geschosses darf die Eigenhdhe der Anlage nicht
unterschreiten.

§ 3 Grunordnerische Festsetzungen
(1) Far die zum Anpflanzen innerhalb der 6ffentlichen Verkehrsflachen festgesetzten Baume gem. §
9 (1) Nr. 25 a BauGB sind Arten aus folgender Pflanzliste zu verwenden.

Pflanzliste

o Amberbaum Liquidambar styraciflua

. Zierapfel Malus tschonoskii / Malus "Evereste’
. Feldahorn Acer campestre

o Baumhasel Corylus colurna

o Hainbuche Carpinus betulus

. Saulenahorn Acer platanoides "Columnare’

Details zu den jeweiligen Standorten der Arten und Qualitaten kénnen dem landschaftspflegerischen
Begleitplan zum Bebauungsplan Nr. E 33/1 "Kaserne" entnommen werden.

(2) Die festgesetzte offentliche Grinflache mit Zweckbestimmung "Parkanlage” ist als Extensivrasen
anzulegen und mit Regiosaatgut einzusaen. Die Verwendung von Diinger und Pflanzenschutzmittel
ist unzulassig. Die Pflege ist durch 2-malige Mahd im Jahr, frihestens ab dem 15.06. eines Jahres,

durchzufthren.

§ 4 Flachen mit Einschriankungen fiir Garagen und Nebenanlagen, Vorgarten

(1) Innerhalb der festgesetzten Flache mit Einschrankungen fiir Garagen und Nebenanlagen
(Vorgartenbereiche) ist die Errichtung von Garagen und iberdachten Stellplatzen (Carports) i.S.d. §
12 BauNVO sowie von Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO unzulassig.



(2) Innerhalb der festgesetzten Vorgartenflachen durfen Einfriedungen nur als Holzstakettenzaune,
Schnitthecken, Mauern in der Gestaltung des Hauptgebaudes oder als Natursteinmauern errichtet
werden. Die Einfriedungen dirfen eine Héhe von 1 m Uber der Gelandeoberkante nicht
Uberschreiten.

§ 5 Immissionsschutz

(1) Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird durch StralRenverkehrslarm belastet.
Bei der Errichtung von Wohngebauden sind die Ziffern 5.2 bis 5.4 in Verbindung mit den Tabellen 8
bis 10 der DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau/ Ausgabe November 1989" unter Beachtung der in
der Planzeichnung gekennzeichneten Larmpegelbereiche zu beachten (s. Hinweise).

Auszug DIN 4109, MaBgebliche Schalldammwerte fiir AuBenbauteile

) . maRgeblicher erforderl. R'w.res der AuRRenbauteile, jeweils fur
Larmpegelbereich AuBenl |

ulseniarmpege Aufenthaltsraume in o -
Wohnungen Blroraume u.a.

1] 56-60 dB(A) 30dB 30dB

1] 61-65 dB(A) 35dB 30dB

[\ 66-70 dB(A) 40 dB 35dB

vV 71-75 dB(A) 45 dB 40 dB

VI 76-80 dB(A) 50 dB 45 dB

Hinweise

Wasserschutzgebiet

Das Plangebiet liegt im Bereich der ,Wasserschutzgebietsverordnung Emmerich/Helenenbusch® vom
09. Dezember 1985 Ordnungsbehdrdliche Verordnung zur Festsetzung eines Wasserschutzgebietes
fur das Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage Emmerich | (Helenenbusch) der Stadtwerke
Emmerich (Wasserwerksbetreiber) -Wasserschutzgebietsverordnung Emmerich/Helenenbusch- vom
09. Dezember 1985, 6ffentlich bekannt gemacht im Amtsblatt flir den Regierungsbezirk Disseldorf am
19. Dezember 1985. Die Vorgaben dieser Wasserschutzgebietsverordnung sind zu beachten. Hieraus
kénnen sich Einschrankungen im Hinblick auf die Zulassigkeit von Vorhaben ergeben, insbesondere
wenn diese den Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen erfordern.

Die Wasserschutzgebietsverordnung kann zusammen mit dem Bebauungsplan bei der Stadt
Emmerich am Rhein zu den Dienststunden eingesehen werden.

Bodendenkmalschutz

Innerhalb des Plangebietes sind Vorkommen von Bodendenkmalern nicht bekannt.

Unabhangig davon gilt, dass wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche Bodenfunde oder
Befunde (etwa Tonscherben, Metallfunde, dunkle Bodenverfarbungen, Knochen, Fossilien) entdeckt
werden, nach §§ 15 und 16 des Denkmalschutzgesetzes NW die Entdeckung unverziiglich der Stadt
Emmerich am Rhein, oder dem LVR- Amt fiir Bodendenkmalpflege im Rheinland, Endenicher Str. 133,
53115 Bonn, Telefon: 0228 / 9834 - 0, Fax: 0228 / 9834 - 119, E-Mail: bodendenkmalpflege@Ivr.de
anzuzeigen und die Entdeckungsstatte drei Werktage in unverandertem Zustand zu erhalten.

Kampfmittel

Im Plangebiet kann das Vorhandensein von Kampfmitteln nicht vollstdndig ausgeschlossen werden. Es
wurde daher seitens der Bezirksregierung Dusseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst, eine
Uberprifung der zu tiberbauenden Flachen auf Kampfmittel empfohlen. Teile des Plangebietes
wurden bereits im Jahr 2007 Uberpriift, so dass eine weitere Uberpriifung nur fiir die (ibrigen Bereiche
erforderlich ist.

DIN-Normen

Die DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau" kann zusammen mit dem Bebauungsplan und der zu Grunde
liegenden "Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. E 33/1 "Kaserne" in Emmerich
(Peutz Consult GmbH Beratende Ingenieure VBI, Dortmund, Druckdatum 07.08.2015, Bericht Nr. F
7395-1) bei der Stadt Emmerich am Rhein, Fachbereich Stadtentwicklung, Geistmarkt 1, 46446
Emmerich am Rhein zu den Dienststunden eingesehen werden.



Artenschutz/ Bauzeitenbeschriankungen

In der Artenschutzprifung zum Bebauungsplan Nr. E 33/1 "Kaserne" sind detaillierte
Bauzeitenregelungen insbesondere zum Abriss bestehender Gebaude und Anlagen sowie dem Fallen
von Baumen getroffen worden, um die Belange des Artenschutzes berticksichtigen zu kénnen. Im
Rahmen der entsprechenden Baugenehmigungsverfahren zum Abbruch der Gebaude und Anlagen
und im Rahmen ErschlielRungsarbeiten / Baufeldfreimachung sind diese Bauzeitenregelungen zu
beachten.

Hochwasserschutz

Der Anderungsbereich liegt in einem Bereich, der bei einem haufigen Hochwasserereignis des Rheins
durch Versagen oder Uberstrémen der Hochwasserschutzeinrichtungen tiberschwemmt werden kann.
GemaR Hochwassergefahrenkarte befindet sich der Anderungsbereich bei einem Hochwasser
HQExtrem im Giberschwemmten Gebiet (§ 73 (1) S. 1 WHG).
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Begruindung zur 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 -Kaserne-

1 ANGABE DER RECHTSGRUNDLAGEN

e Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
BGBL. | S. 2414), zuletzt gedndert durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 20. Ju-
li 2017 (BGBI. | S. 2808),

e Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.01.1990 (BGBL. I S. 132), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4.
Mai 2017 (BGBI. | S. 1057),

e Bauordnung NRW (BauO NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom
01.03.2000, (GV. NRW. S. 256/SGV.NRW. 232), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 20. Mai 2014 (GV.NRW. S. 294),

e Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994
(GV. NW. S. 666), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. November
2016 (GV. NRW. S. 966),

¢ Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBI.
1991 | S. 58), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBI. |
S. 1057).

2 PLANUNGSANLASS

Der Bebauungsplan Nr. E 33/1 ,Kaserne* wurde am 19.08.2016 rechtskréftig. Darin wurde
das Gelande der ehemaligen Moritz-von-Nassau-Kaserne auf Grundlage einer vom Rat der
Stadt Emmerich beschlossenen stadtebaulichen Rahmenplanung® neu tberplant und hierfir
ein Bebauungsplan aufgestellt. Parallel dazu wurde die 68. Anderung des Flachennutzungs-
planes der Stadt Emmerich am Rhein durchgefihrt.

Gegenstand der Rahmenplanung und auch der vorbereitenden und verbindlichen Bauleitpla-
nung war eine Nutzung des ehemaligen Kasernengeldndes unter anderem mit einem
»Gesundheitswohnpark® im Zentrum des Plangebietes. Zur Umsetzung dieses Planungszie-
les wurde innerhalb des vorliegenden raumlichen Geltungsbereiches der 1. Anderung ein
Sondergebiet gem. § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung ,Gesundheitswohnpark® und
ein Mischgebiet gem. § 6 BauNVO festgesetzt.

Die zu diesen Baugebieten getroffenen planungsrechtlichen Festsetzungen orientierten sich
an den zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses bereits vorliegenden Objektplanungen.
Diese sahen u.a. eine Kombination aus einem betreuten Wohnen, Wohnen fir Demenzer-
krankungen, Pflege und medizinischen Klinikleistungen vor. Daruber hinaus war eine Aus-
und Fortbildungseinrichtung fiir medizinische- und Pflegeberufe sowie Wohnungen fiir die
Beschaftigten vorgesehen.

Im Rahmen der konkreten Objektplanung zu diesen Vorhaben ist nunmehr deutlich gewor-
den, dass einzelne Festsetzungen des Bebauungsplanes E 33/1 ,Kaserne“ der Umsetzung
dieser Vorhaben entgegenstehen. Dabei handelt es sich im Wesentlichen um Festsetzungen

! Stadtebaulichen Rahmenplanung Moritz-von-Nassau-Kaserne 2014, 0.9 Stadtplanung, Minden,
2014
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Begruindung zur 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 -Kaserne-

zu den zulassigen Gebaudehdhen und einer erforderlichen Optimierung der internen
ErschlieBung der geplanten Bauvorhaben.

Bezlglich der technischen ErschlieRung des Plangebietes wird zudem eine neue Ortsnetz-
station zur Sicherstellung der Versorgung mit Elektrizitat erforderlich, wahrend das bislang im
Norden festgesetzte Regenrtickhaltebecken nicht mehr bendtigt wird.

Die Ortsnetzstation wird in dem Bereich der festgesetzten ,Flache fir Wald- Erholungswald®
festgesetzt, wahrend die bislang festgesetzte ,Flache fur die Rickhaltung und Versickerung
von Niederschlagswasser® (Regenriickhaltebecken) in eine offentliche Grinflache mit
Zweckbestimmung ,Parkanlage” geandert wird.

Diese baulichen Planungen entsprechen weiterhin den in der stadtebaulichen Rahmenpla-
nung 2014 formulierten Entwicklungszielen fir das ehemalige Kasernengelande, so dass zur
Sicherung einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung im Plangebiet i.S.d. § 1 Abs. 3
BauGB eine Anderung des Bebauungsplanes erforderlich wird.

Da die vorgesehenen Plandnderungen mit Anpassungen der Gebaudehdéhen, der Schaffung
zusatzlicher Verbindungsmdglichkeiten zwischen den geplanten Gebauden und Nutzungen
und die rdumliche Anpassung des Mischgebietes an erforderliche Kurvenradien sowie die
Festsetzung einer neuen Ortsnetzstation und die Rucknahme des Regenrlickhaltebeckens
zu Gunsten einer 6ffentlichen Grinflache mit Zweckbestimmung Parkanlage die Grundzlge
der Planung nicht beriihren, wird die vorliegende 1. Anderung gem. § 13 BauGB im verein-
fachten Verfahren ohne Durchfiihrung einer Umweltprifung i.S.d. 8 2 Abs. 4 BauGB und
Erstellung eines Umweltberichts i.S.d. § 2a BauGB durchgeftihrt.

Die weiteren Voraussetzungen zur Anwendung des vereinfachten Verfahrens gem. § 13 Abs.
1 Nr. 1-3 BauGB (1- keine Zulassigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Umweltvertrag-
lichkeitsprifung unterliegen, 2- keine Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung der in § 1 Abs.
6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgiter und 3- keine Anhaltspunkte dafir, dass
bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren
Unfallen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zu beachten
sind, werden durch die Planung ebenfalls erfullt.

3 LAGE IM RAUM /BESTAND

3.1 Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich des Plangebietes der 1. Anderung stellt sich gegenwartig
noch als militarische Brachflache (Kasernengelande) dar. Innerhalb des Anderungsbereiches
waren Mannschafts-, Versorgungs- und Verwaltungsgebaude untergebracht, die tlw. bereits
abgebrochen wurden.

Planungsrechtlich besteht bereits der rechtswirksame Bebauungsplan Nr. E 33/ 1 Kaserne,
so dass das Plangebiet nach den Festsetzungen dieses Bebauungsplanes i.S.d. § 30
BauGB zu beurteilen ist.

Der raumliche Geltungsbereich der 1. Anderung des Bebauungsplanes umfasst in der
Gemarkung Emmerich, Flur 33 die Flurstiicke 56, 57 tlw., 37 tlw., 10 tiw., 9 tlw., 42 tlw. und
in der Flur 32 das Flurstick 152 tlw.

Der Anderungsbereich erstreckt sich auf eine Flache von ca. 36.673 m2.

426 0.9
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Begriindung zur 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 -Kaserne-

Der raumliche Geltungsbereich der 1. Anderung des Bebauungsplanes ist in der Planzeich-
nung (Teil A) verbindlich festgesetzt. Darstellungen aufRerhalb dieses Geltungsbereiches
haben nur nachrichtlichen Charakter.

3.2 Ubergeordnete Planungen

3.2.1 Regionalplan

Der Regionalplan (GEP 99) fir den Regierungsbezirk Dusseldorf legt die regionalen Ziele
der Raumordnung verbindlich fest.

Der Regionalplan befindet sich gegenwartig in der Neuaufstellung, trifft fir den Planbereich
jedoch keine tber den bereits bestehenden Regionalplan hinausgehenden Darstellungen.
Der Bereich der ehem. Moritz-von-Nassau-Kaserne wird im derzeit verbindlichen Regional-
plan als Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) dargestellt. Dieses Gebiet wird durch die
Darstellung eines Bereiches fur den Grundwasser- und Gewasserschutz tuberlagert.
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Abblldung 1: Auszug aus dem Regionalplan (Quelle: Bezirksregierung Disseldorf)

3.2.2 Flachennutzungsplan

Der wirksame Flachennutzungsplan (FNP) der Stadt Emmerich am Rhein stellt in der 68.
Anderung des FNP fur den vorliegenden Anderungsbereich eine Sonderbauflache mit
Zweckbestimmung ,Gesundheitswohnpark®, eine gemischte Bauflache und eine kleinere
Flache fur Wald dar.

Die im Rahmen der vorliegenden 1. Anderung des Bebauungsplanes vorgesehenen
Nutzungen entsprechen diesen Darstellungen, so dass dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs.
2 BauGB, wonach Bebauungspldne aus den Darstellungen des FNP zu entwickeln sind,
entsprochen wird.
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Begriindung zur 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 -Kaserne-
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Abbildung 2: Auszug aus dem wirksamen Flachennutzungsplan der Stadt Emmerich am Rhein
(Quelle: Stadt Emmerich am Rhein)

3.2.3 Bebauungsplan

Der rechtswirksame Bebauungsplan Nr. E 33/1 setzt fiir den Anderungsbereich im Wesent-
lichen ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Gesundheitswohnpark® gem. § 11 Abs. 2
BauNVO, ein Mischgebiet gem. § 6 BauNVO, eine Flache fur Wald mit Zweckbestimmung
,=Erholungswald“ gem. 8 9 Abs. 1 Nr. 18b BauGB und eine offentliche Verkehrsflache gem. 8§
9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB sowie Einzelbauanpflanzungen gem. 8 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB fest.
Darlber hinaus werden Festsetzungen zum Mald der baulichen Nutzungen (Grundflachen-
zahl / Geschossflachenzahl), zur Bauweise, max. zulassigen Geschossigkeit und Hohe
baulicher Anlagen getroffen. Weiterhin werden die Uberbaubaren Grundstiicksflachen durch
Baugrenzen definiert. Um die Belange des Immissionsschutzes in Bezug auf den Stral3en-
verkehrlslarm zu beriicksichtigen, sind weiterhin die entsprechenden Larmpegelbereiche
dargestellt.

Im Norden des Anderungsbereiches sind zudem eine ,6ffentliche Griinflache mit Zweckbe-
stimmung Parkanlage” und eine ,Flache fur die Ruckhaltung und Versickerung von Nieder-
schlagswasser (6ffentlich)” festgesetzt.
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Begriindung zur 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 -Kaserne-
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Abbildung 3: Auszug Bebauungsplan Nr. E 33/1 "Kaserne", Anderungsbereich
(Quelle: Stadt Emmerich am Rhein)

3.3 Sonstige Vorgaben

3.3.1 Denkmalschutz

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine geschiitzten Baudenkmaéler. Auch in der
naheren Umgebung des Plangebietes befinden keine geschiitzten Baudenkmaler, die durch
die Aufstellung des Bebauungsplanes, z.B. durch die mégliche Einschrankung von Fern- und
Sichtbeziehungen zu diesen Denkmalern, beeintrachtigt werden kdnnten.
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Begruindung zur 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 -Kaserne-

3.3.2 Bodenschutz

Die im Plangebiet natirlich anstehenden Bdden bestehen gréf3tenteils aus typischer
Braunerde, Podsol-Braunerde, vereinzelt typischer Regosol und unterliegen keiner beson-
deren Schutzwiirdigkeit?.

Auf Grund der intensiven baulichen Nutzung dieser Flache in der Vergangenheit (Geb&aude,
Verkehrsflachen) kann davon ausgegangen werden, dass die 0.g. schutzwirdigen Boden im
Plangebiet bereits stark gestort bzw. nicht mehr vorhanden sind.

S =
Abbildung 4: Darstellung der Karte der schutzwirdigen Béden (braun dargestellt: Plaggenesch-
bdden mit besonders hoher Schutzwirdigkeit (sw3ap)); (Quelle: Geologischer Dienst NRW, 2003)

3.3.3 Wasserschutzgebiet

Der Anderungsbereich liegt innerhalb eines Trinkwasserschutzgebietes der Zone Il A
(Emmerich/ Helenenbusch).

Der Entnahmebrunnen befindet sich norddstlich des Plangebietes. Bei allen Bauvorhaben
innerhalb des Schutzgebietes muss deshalb die Wasserschutzgebietsverordnung (WSG-
Verordnung) beachtet werden.

Danach dirfen keine Anlagen errichtet werden, die wassergefahrdende Stoffe emittieren.
Des Weiteren dirfen keine wassergefahrdenden Stoffe verwendet oder behandelt werden,
bei denen Gefahr einer Einschwemmung ins Grundwasser bestehen kdnnte. Weiterhin
dirfen keine Anlagen errichtet werden, die mit der Behandlung oder Beseitigung von
Abfallen und Kraftfahrzeugschrott arbeiten. Ebenfalls nicht erlaubt sind Massentierhaltungen
mit einem erhohten Jauche- oder Gillevolumen, wozu die Tiergattungen Rinder/Kalber,
Schweine, Hennen/Hahnchen und Puten gehéren. Verboten ist innerhalb der Zone 1l A das

2 Geologischer Dienst NRW 2003
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Begriindung zur 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 -Kaserne-

Einleiten von Abwassern aller Art in den Untergrund. Davon ausgenommen ist lediglich das
schwach belastete Niederschlagswasser aus der Dachentwasserung®.

East 32310.161,08 m
: SR, ST, K, T e zZ
& %0 R o
2 a
% 2 =
<8 o
X ~
N
5 2 5 3 SRR 8
.
L o
F;_fd—*;::“a
e [5
3
5 % < %
S )
X &
7@ oo X
< - A 255 : &
O‘ \ O 2 2 3 % S 5
= ? | bod 3
8 % > X3 s <
N X 2 OIS
> :
) & PRELRRKRD 3
053¢ -'¢ B— 2
EWNF 53N { Y -?‘ S Auszug aus der Deutschen Grundkarte
& A (.5 (328 ” 1 MaRstab: 1: 5.000
© QL% BEH) X6 R Datum: 08.07.2015
2] PN X " 12 269 B2 » 2 Kreis Kleve
: 2 4 e* ) } - - Abt. Kataster und Vermessung
N 4 %2NAS &% : 3 Ausgegeben durch:
s XIS BACE" ‘o e ; DTEPASS
5 ¢ = - < - & LA > - Dieser Auszug 151 gasatzich gaschitz! Vervielaligungen, Umarbaitungen,
zo A A ’, € ‘ \ Veroffentlichungen oder die Vlvmlorgaba an D‘;:;ab:\:;‘:n;lglush mung des Herausgebers,
East 32 308876'08 m zur innendienstlichen Verwendung bei Behorden

Abbildung 6: Abgrenzung der Trinkwasserschutzgebietsverordnung / Abgrenzung Anderungs-
bereich

3 Bezirksregierung Dusseldorf: Wasserschutzgebiets-Verordnung (WSG-Verordnung) vom 9.12.1985
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Begruindung zur 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 -Kaserne-

3.3.4 Hochwasserschutz

Der Anderungsbereich liegt in einem Bereich, der bei einem haufigen Hochwasserereignis
des Rheins durch Versagen oder Uberstromen der Hochwasserschutzeinrichtungen iiber-
schwemmt werden kann.

4  ZIEL UND ZWECK DER PLANUNG

Mit der Planung wird das stadtebauliche Ziel verfolgt, eine Anpassung der bisherigen
planungsrechtlichen Festsetzungen im Anderungsbereich an die konkret geplante Bebauung
zu erreichen, da im Rahmen der konkreten Objektplanung zu diesen Vorhaben deutlich
geworden ist, dass einzelne Festsetzungen des Bebauungsplanes E 33/1 ,Kaserne“ der
Umsetzung dieser Vorhaben entgegenstehen.

Dabei handelt es sich im Wesentlichen um Festsetzungen zu den zulassigen Gebaudehthen
und einer erforderlichen Optimierung der internen Erschlie3ung der geplanten Bauvorhaben.
Das nordlich gelegene Regenriickhaltebecken ist zudem nicht mehr erforderlich. Weiterhin
soll eine erforderliche Ortnetzstation planungsrechtlich gesichert werden.

In dem westlich der Hauptachse gelegenen SO 3 ,Gesundheitswohnpark® wurden in Bezug
auf die Festsetzung der zuldssigen Gebaudehthen bereits Befreiungen gem. § 31 Abs. 2
BauGB erteilt, um eine Realisierung der geplanten Vorhaben bei Beibehaltung der max.
zulassigen 3-geschossigen Bauweise zu ermdgglichen.

Da auch in dem 06stlich der Hauptachse gelegenen Mischgebiet die Errichtung einer Klinik
mit vergleichbaren Geschosshéhen geplant ist, soll nunmehr die max. Gebdudehdhe an die
konkrete Vorhabenplanung angepasst werden. Dariber hinaus steht auf Grund der geplan-
ten Gebaudeldngen in dem Mischgebiet mit einer Lange von mehr als 50 m die bislang
festgesetzte ,offene Bauweise® diesen Planungen entgegen, so dass hier nunmehr eine
abweichende Bauweise zugelassen werden soll, in der auch Gebaude mit einer Lange von
mehr als 50 m errichtet werden konnen. Dariiber hinaus sollen Regelungen zur Uberschrei-
tung der zulassigen Gebaudehthen durch technische Einrichtungen (z.B. Aufzlige, LUf-
tungsanlagen, etc.) getroffen werden.

Neben diesen fir die Realisierung der Planung erforderlichen Anpassungen des Mal3es der
baulichen Nutzung (Erhdéhung der zulassigen Gebaudehohen bei Beibehaltung der zulassi-
gen Geschossigkeit) sollen auch funktionale Verknipfungen zwischen den einzelnen
Nutzungen realisiert werden. Dazu z&hlt die Planung einer Briicke auf Hohe des 1. OG
zwischen den geplanten Gebauden in dem SO 3-Gebiet westlich und dem Mischgebiet
Ostlich der ErschlieBungsachse (Verlangerung Nollenburger Weg).

Weiterhin wird zur Gewahrleistung eines ausreichenden Parkplatzangebotes die Errichtung
eines Parkhauses in dem 06stlich gelegenen und bereits festgesetzten Gewerbegebietes GE
2 vorgesehen. Zur funktionalen Anbindung dieses Parkhauses ist die Herstellung eines
barrierefreien Fuliweges erforderlich, der von dem Gewerbegebiet durch das Mischgebiet bis
an die Hauptachse des Plangebietes fiihrt und so eine ful3laufige Verbindung zwischen dem
Parkhaus und den Wohn-, Misch- und Sondernutzungen im Anderungsbereich des Bebau-
ungsplanes gewahrleisten soll. Diese FuRwegeverbindung soll tber den im Bereich des
Mischgebietes festgesetzten Erholungswaldes flihren.

Um zudem eine ausreichende verkehrliche Erschlieung des Mischgebietes in dem zuriick-
liegenden Bereich ostlich des im Anderungsbereich vorhandenen Waldes zu ermdglichen,

10/ 26 0.9
stadtplanung



Begruindung zur 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 -Kaserne-

sollen hier ausreichende Eckausrundungen ausgebildet werden. Die Waldflache reduziert
sich dadurch um ca. 72 m2 zu Gunsten des Mischgebietes. Eine weitere Reduzierung der
Waldflache um ca. 125 mz erfolgt durch die hier erforderliche Ortsnetzstation.

Insgesamt betrachtet wird die dem Bebauungsplan Nr. E 33/1 ,Kaserne“ zu Grunde liegende
Plankonzeption durch die 1. Anderung des Bebauungsplanes nicht beeintrachtigt, da
hierdurch lediglich eine Feinsteuerung der planungsrechtlichen Festsetzungen beztiglich der
konkreten Objektplanung erfolgt. Insbesondere erfolgt durch die Planadnderung keine
Ausweitung der zuldssigen Nutzungen, der Grund- oder Geschossflachenzahlen oder —mit
Ausnahme der Errichtung einer Brlickenverbindung zwischen 2 Gebauden Uber eine
offentliche Verkehrsflache hinweg- eine Ausweitung der tberbaubaren Grundsticksflachen.

5 FESTSETZUNGEN DES BEBAUUNGSPLANES

5.1 Sondergebiet SO 3 ,,Gesundheitswohnpark
5.1.1 Art der baulichen Nutzung

In dem Sondergebiet SO 3 mit Zweckbestimmung ,Gesundheitswohnpark® werden wie
bisher in dem Ursprungsbebauungsplan u.a. Angebote fiir das Wohnen im Alter, Demenzein-
richtungen, Pflegeeinrichtungen, medizinische Dienstleistungen und diesen Nutzungen
zugeordnete weitere Dienstleistungsangebote aus dem Bereich Gastronomie sowie Aus- und
Fortbildungsangebote fir pflege- und medizinische Berufsfelder geschaffen.

Um diese Nutzungen planungsrechtlich zu erméglichen und einen angemessenen Spielraum
fur die Vorhabenplanung zu gewahrleisten, werden in dem Sondergebiet SO 3 ,Gesund-
heitswohnpark® folgende Nutzungen unverandert zugelassen:

o \Wohngebaude,

e Wohngebaude, die ganz oder teilweise der Betreuung und Pflege ihrer Bewohner
dienen,

¢ Dienstleistungs- und medizinisches Zentrum,

e Aus- und Fortbildungseinrichtungen,

e Gastronomische Einrichtungen (Café, Restaurant).

5.1.2 Mal der baulichen Nutzung

In dem Sondergebiet SO 3 wird unverandert eine GRZ von 0,6 festgesetzt, um die fir die
geplante Nutzung erforderlichen baulichen Anlagen unter Berlcksichtigung einer dichteren
Bauweise mit kurzen Wegen innerhalb des Gesundheitswohnparks zu ermoglichen.

Die Zahl der Vollgeschosse i.S.d. § 20 BauNVO wird auf max. 3 Vollgeschosse begrenzt, wie
sie fur die konkrete Vorhabenplanung erforderlich ist. Die Errichtung von Staffelgeschossen
ist auf Grundlage der Bauordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen grundsétzlich zul&ssig.
Die Hohe der baulichen Anlagen wird hier auf max. 16 m (statt bislang 13 m) tber dem
Bezugspunkt, entsprechend einer Hohe von 32,9 m UNN, begrenzt, um eine Realisierung der
konkret geplanten Objekte zu ermdglichen.
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Gegenuber dem bisher geltenden Bebauungsplan wird zusatzlich auch die Geschossfla-
chenzahl auf das fir Sondergebiete zulassige Hochstmafd von GFZ 2,4 gem. § 17 BauNVO
begrenzt, um eine Uberschreitung dieser Obergrenze ausschlieBen zu kénnen.

5.1.3 Bauweise

In dem Sondergebiet SO 3 sollen Gebaude mit Langen von mehr als 50 m errichtet werden.
Aus diesem Grund wird hier wie bisher eine abweichende Bauweise i.S. einer offenen
Bauweise ohne Begrenzung der Gebaudelange festgesetzt.

5.1.4 Baugrenzen

Die Baugrenzen halten einen Abstand von 5 m zu der festgesetzten 6ffentlichen Verkehrsfla-
che ostlich des Sondergebietes (Allee), um hier einen Ubergangsbereich zwischen offentli-
cher und privater Flache (Vorgartenbereich) von baulichen Hauptanlagen freizuhalten. Diese
Vorgartenbereiche tragen mafRgeblich zu Gestaltung des stadtebaulichen Raumes entlang
der offentlichen Verkehrsflachen bei.

Zu den angrenzenden festgesetzten offentlichen Griinflachen wird ebenfalls ein Abstand von
5 m eingehalten.

Der Abstand zu den im Ursprungsbebauungsplan Nr. E 33/1 festgesetzten angrenzenden
.Flachen fur Wald“ wird auf der Nord- bzw. Siidseite der beiden Waldflachen unverandert auf
10 m bzw. 5 m festgesetzt, um erhebliche Beeintrachtigungen der Hauptbaukorper durch die
Waldflachen vermeiden zu kénnen.

Ein Pflege- und Entwicklungskonzept fur die Waldflachen und Waldrandbereiche ist in dem
weiterhin anzuwendenden Landschaftspflegerischen Begleitplan zum Ursprungsbebauungs-
plan enthalten, so dass eine Gefahrdung baulicher Anlagen, z.B. durch Windbruch, vermie-
den werden kann.

5.2 Mischgebiet (MI)
5.2.1 Art der baulichen Nutzung

Der Bereich des festgesetzten Mischgebietes soll durch den im Bereich des im SO 3- Gebiet
festgesetzten Gesundheitswohnpark mit genutzt werden. Jedoch sind in diesem Teilbereich
keine Nutzungen vorgesehen, die die Ausweisung eines Sondergebietes gem. § 11 Abs. 2
BauNVO erforderlich machen.

Die hier vorgesehenen Nutzungen (Wohnen, Verwaltung, Dienstleistung, Aus- und Fortbil-
dung, Kindertagesstatte mit 4 Gruppen, Flachen fur Stellplatze) sind grundsatzlich in einem
Mischgebiet gem. § 6 BauNVO zulassig.

Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das
Wohnen nicht wesentlich stéren. Die folgenden Nutzungen werden unverandert festgesetzt:

In dem Mischgebiet (MI 1) sind allgemein zulassig:
o \Wohngebaude
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e Geschéfts- und Blrogebaude

e Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes

e sonstige Gewerbebetriebe

¢ Anlagen fur Verwaltungen sowie fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und
sportliche Zwecke

Die ebenfalls gem. § 6 Abs. 2 BauNVO allgemein zulassigen Nutzungen:
e Gartenbaubetriebe,
e Tankstellen,
e Vergniugungsstéatten i.S.d. 8§ 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO in den Teilen des Gebiets, die
Uberwiegend durch gewerbliche Nutzungen gepragt sind
e Einzelhandelsbetriebe

werden nicht Bestandteil der Festsetzungen, da diese auf Grund ihres Flachenanspruches
(Gartenbaubetriebe) und Frequentierung, die sich auch bis in die Nachtstunden erstrecken
kénnen (Tankstellen, Vergnigungsstatten) zu Konflikten mit den konkret geplanten bzw.
zulassigen Nutzungen fuhren kénnen.

Die gem. § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulassigen Nutzungen:
e Vergniugungsstatten i.S.d. 8 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO aul3erhalb der in § 6 Abs. Ab-
satz 2, Nr. 8 BauNVO bezeichneten Teile des Gebiets

werden wie bisher ebenfalls nicht zugelassen.

Abweichend von den Festsetzungen des Ml 1-Gebietes werden in dem MI 2-Gebiet weiterhin
nur fir die Erdgeschossebene Einzelhandelsbetriebe allgemein zugelassen. Die Ubrigen
Festsetzungen entsprechen denen des Ml 1-Gebietes.

Durch die rdumliche und vertikale Gliederung dieses Ml 2-Gebietes sollen die allgemein
zulassigen Einzelhandelsbetriebe auf diese Flachen begrenzt werden, um innerhalb des
Plangebietes ein angemessenes Angebot an kleineren Einzelhandelsbetrieben realisieren zu
kénnen. Auf Grund der Nutzungen in dem SO 3- Gebiet ist hier insbesondere ein Bedarf fir
ein medizinisches und gesundheitsorientiertes Einzelhandelsangebot- auch in Verbindung
mit den bereits zuldssigen Dienstleistungsangeboten- zu erwarten.

Dazu zahlen beispielsweise Hoérgerate, Sanitats- und orthopadischer Bedarf, Optiker,
Reformwaren u.&. Sortimente.

Da diese Sortimente grundsatzlich zentrenrelevant i.S.d. Einzelhandelskonzeptes der Stadt
Emmerich am Rhein sind, wird fir Einzelhandelsnutzungen nur ein kleiner Bereich des
Mischgebietes vorgehalten, der auf Grund des rdumlichen Zuschnitts mit einer Tiefe von 15
m grundsétzlich nur kleinflachige Verkaufsflachen ermdglicht und so eine Beeintrachtigung
des zentralen Versorgungsbereiches vermeidet.

Da diese Angebote in Verbindung mit der stadtebaulichen Rahmenplanung 2014 fir das
Kasernengeldnde auch aus stadtebaulicher Sicht sinnvoll sind, sollen diese kleinflachigen
Einzelhandelsnutzungen als Erg&nzung der in dem SO 3-Gebiet und dem Mischgebiet
vorgesehenen Nutzungen ausdricklich zugelassen werden.
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Die Festsetzung des Mischgebietes bildet zudem einen Ubergangsbereich zwischen dem
immissionssensiblen festgesetzten SO 3 ,Gesundheitswohnpark® im Westen und den
festgesetzten Gewerbegebieten im Osten.

In dem Bereich, in dem das Mischgebiet an die festgesetzte ,Flache fur Wald mit Zweckbe-
stimmung Erholungswald® angrenzt, erfolgt eine geringfligige Erweiterung des Mischgebietes
zu Lasten der Waldflache um rd. 72 m?, um hier im Rahmen der Objektplanung die erforder-
liche Radien bei der Anlage von Zufahrtsflachen zu ermdglichen.

5.2.2 Mal der baulichen Nutzung

In den festgesetzten Mischgebieten wird unverandert eine GRZ von 0,6 festgesetzt.

Diese GRZ bildet gem. § 17 BauNVO die Obergrenze fir das zulassige Mal3 der baulichen
Nutzung in Mischgebieten.

Dieses Mal} soll hier weiterhin ausgeschopft werden, da insbesondere im 6stlichen Teil des
ehemaligen Kasernengeldndes eine dichtere bauliche Nutzung entlang der neu geplanten
LAllee” im Zentrum des ehemaligen Kasernengeldndes in Verlangerung des Nollenburger
Weges vorgesehen ist.

Die Zahl der Vollgeschosse wird hier ebenfalls, wie im Bereich des SO 3-Gebietes ,Gesund-
heitswohnpark® auf max. 3 begrenzt, so dass entlang der ,Allee” eine hinsichtlich des Males
der baulichen Nutzung und unter Berlicksichtigung der konkret geplanten Nutzung eine
einheitliche Bebauungsdichte entstehen kann.

Weiterhin wird gemal § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO auch die Héhe der baulichen Anlagen in
dem Mischgebiet auf eine Firsthbhe von max. 15 m (statt bislang 13 m) Uber den fir das
Mischgebiet festgesetzten Bezugspunkten (vgl. Kap. 4.4) begrenzt.

Die hier festgesetzte Hohe baulicher Anlagen orientiert sich an einer lll-geschossigen
Bauweise mit Staffelgeschoss auf Grundlage der konkreten Objektplanung.

Als Hohe der baulichen Anlagen wird zudem der héchste Punkt der Dachhaut (z.B. bei
geneigten Dachern) bzw. der obersten AuRenwandbegrenzung (z.B. bei Flachdachern mit
Umwehrung) definiert.

5.2.3 Bauweise

In dem Mischgebiet Ml 1 und MI 2 wird statt der bislang festgesetzten offenen Bauweise
nunmehr eine abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO i.S. einer offenen Bauwei-
se ohne Begrenzung der Gebaudelénge festgesetzt, so dass auch Gebaude mit einer Lange
von mehr als 50 m errichtet werden kdnnen.

5.2.4 Baugrenzen

Die Baugrenzen halten wie bisher einen Abstand von 5 m zu der festgesetzten 6ffentlichen
Verkehrsflache westlich des Mischgebietes um hier einen Ubergangsbereich zwischen
offentlicher und privater Flache (Vorgartenbereich) von baulichen Hauptanlagen freizuhalten.
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Diese Vorgartenbereiche tragen mafigeblich zu Gestaltung des stadtebaulichen Raumes
entlang der offentlichen Verkehrsflachen bei.

Zu der angrenzend festgesetzten ,Flache fur Wald mit Zweckbestimmung Erholungswald®
wird ebenfalls ein Abstand von mind. 5 m, zu der sudlich und dstlich angrenzenden offentli-
chen Grinflache im Bereich des weiterhin rechtswirksamen Bebauungsplan Nr. E 33/1 ein
Abstand von 3 m eingehalten, um hier eine effektive Nutzung der Baugrundstiicke zu
ermoglichen.

Auf Grund der im Osten angrenzenden gewerblichen Nutzung mit der dazwischenliegenden
offentlichen Grinflache sind hier keine Beeintrachtigungen nachbarlicher Belange erkennbar,
so dass hier der bauordnungsrechtliche Mindestabstand von 3 m festgesetzt wird. Unabhan-
gig von der Festsetzung der Baugrenzen sind die bauordnungsrechtlichen Grenzabstande
des 8§ 6 BauO NRW zu bertcksichtigen.

5.3 Sondergebiet mit Zweckbestimmung ,,Gebaudebriicke“

Im Rahmen der konkreten Objektplanung ist zur Verbindung der in dem stdlichen Mischge-
biet gelegenen Nutzungen und der Nutzung in dem SO 3- Gebiet die Errichtung einer
Gebaudebricke auf Hohe des 1. Obergeschosses vorgesehen.

Um diese Gebaudebriicke planungsrechtlich zu sichern, wird im Planbereich Il ein Sonder-
gebiet gem. § 11 Abs. 1 BauNVO mit der Zweckbestimmung ,,Gebaudebriicke festgesetzt.
Der raumliche Geltungsbereich dieses Sondergebietes Uberlagert die Festsetzungen des
Planbereiches | im Bereich der festgesetzten Baugrenzen und der zuldssigen Héhen, die als
Mindesthéhe (Unterkante der Briicke) und max. Hohe (Firsthéhe) in der Planzeichnung und
durch 8§ 2 der textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes definiert sind.

Die so festgesetzten Hohen der Gebéaudebriicke gewahrleisten einen vertikalen Mindestab-
stand zwischen Oberkante offentlicher Verkehrsflache und Unterkante der Geb&audebriicke
von mind. 4,5 m, so dass der offentliche Verkehr, insbesondere auch die Mdglichkeit eines
Befahrens mit Lkw (Anlieferverkehr, Abfallentsorgung, Feuerwehr), nicht eingeschrankt wird.
Da dieses Lichtraumprofil im Bereich der privaten Grundsticksflachen (SO 3-Gebiet / Ml 1/2
-Gebiet) nicht erforderlich ist, wird hier eine Reduzierung der Mindesthdhe um 0,6 m
zugelassen, auch um den erforderlichen Anschluss an die Ful3bodenhthen der verbunde-
nen Geschosse zu gewahrleisten.

5.4 Bezugspunkte flir die Hohe baulicher Anlagen

Die fur die Beurteilung der festgesetzten Hohen baulicher Anlagen mafl3gebenden Bezugs-
punkte gem. § 18 BauNVO werden in der Planzeichnung verbindlich in Meter (iber Normal
Null (m GNN) festgesetzt. Dabei erfolgt eine Abstufung innerhalb des Plangebietes entspre-
chend der vorhandenen Topographie.

5.5 Flachen fur Wald

Die bislang im Plangebiet festgesetzte ,Flache fur Wald- Erholungswald“ wird weiterhin
planungsrechtlich gesichert. Um jedoch eine Erschlie3ung auch mit gréReren Lieferfahrzeu-
gen fir das sich auch dstlich dieser Flache befindlichen Mischgebietes zu gewahrleisten, ist
eine Anpassung der Radien erforderlich.
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Dadurch reduziert sich die Waldflache um ca. 72 m2 zu Gunsten einer Festsetzung als
Mischgebiet.

Eine weitere Reduzierung dieser Waldflache um ca. 125 m? erfolgt durch die Festsetzung
einer ,Flache fur Versorgungsanlagen -Elektrizitat- mit Zweckbestimmung Ortsnetzstation®,
so dass die Planung insgesamt zu einem Verlust von 197 m2 Waldflache fiihrt.

5.6 Offentliche Verkehrsflache

Die bislang festgesetzte offentliche Verkehrsflache gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB wird in
Lage und Abmessung unverandert in die 1. Anderung des Bebauungsplanes iibernommen.

5.7 Anpflanzen von Baumen

Innerhalb der festgesetzten 6ffentlichen Verkehrsflache wird gem. 8 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB
auch weiterhin das ,Anpflanzen von Baumen* festgesetzt, um hier eine Strukturierung und
Gliederung der 6ffentlichen Raume zu erzielen und langfristig einen Beitrag zur dkologischen
Wertigkeit des Plangebietes zu leisten.

Die genaue raumliche Anordnung der Baume ist im Rahmen der Ausbauplanung, wenn die
Lage von Zufahrten, Stellplatzen und Entwasserungseinrichtungen bekannt ist, festzulegen.

Die Anzahl der zeichnerisch festgesetzten Baume darf jedoch nicht unterschritten werden.

Fur die Anpflanzung in der 6ffentlichen StraBenverkehrsflache sind unverdndert folgende
Arten zu verwenden:

Artenliste Baume:

e Amberbaum Liguidambar styraciflua

o Zierapfel Malus tschonoskii / Malus-Hybride “Evereste”
¢ Feldahorn Acer campestre

e Baumhasel Corylus colurna

e Hainbuche Carpinus betulus

e Sdaulenahorn Acer platanoides “Columnare’

Bei Abgang ist Ersatz zu pflanzen.

Details zu den zu verwendenden Arten und Qualitdten sowie den Standorten der jeweiligen
Arten sind dem Landschaftspflegerischen Begleitplan zum Ursprungsbebauungsplan Nr. E
33/1 ,Kaserne“ zu entnehmen, der weiterhin anzuwenden ist.

5.8 Offentliche Griinflache ,,Parkanlage*

Die festgesetzte offentliche Grinflache mit Zweckbestimmung ,Parkanlage® ersetzt teilweise
die Festsetzung der nicht mehr erforderlichen ,Flache fir die Rickhaltung und Versickerung
von Niederschlagswasser” im Bereich des dort bestehenden Regenrtickhaltebeckens.
Dieses soll zurlickgebaut und die freiwerdende Flache in die oOffentliche Grinflache mit
eingebunden werden.

Die Grunflache soll extensiv gestaltet werden. Daher wird festgesetzt, dass die Flache mit
regionalem Saatgut eingeséat wird und nur 2 Schnitte im Jahr zuldssig sind. Um eine voll-
standige Entwicklung der Pflanzen und eine Nutzung der Flache auch durch Kleintiere und
Insekten zu gewahrleisten, ist die erste Mahd erst ab dem 15. Juni eines Jahres zulassig.
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Darlber hinaus wird die Verwendung von Diinger und Pflanzenschutzmitteln untersagt, um
eine naturliche Entwicklung der Flache zu gewahrleisten.

5.9 Immissionsschutz

Innerhalb des Plangebietes kdnnen Verkehrslarmimmissionen von den auferhalb und
innerhalb des Plangebietes verlaufenden StraBen einwirken. Diese auf das Plangebiet
einwirkenden Verkehrslarmimmissionen Uberschreiten in Teilbereichen die Orientierungswer-
te der DIN 18.005 ,Schallschutz im Stadtebau“. Eine solche Uberschreitung der Orientie-
rungswerte kann abwagend gerechtfertigt werden, wenn stadtebauliche Griinde die Uber-
schreitung rechtfertigen und innerhalb der Wohngebaude gesunde Wohnverhaltnisse
gewahrleistet werden konnen. Hierbei sind die Vorgaben der DIN 4109 ,Schallschutz im
Hochbau“ anzuwenden und Innenwerte von 40 dB(A) am Tag und 30 dB(A) in der Nacht
einzuhalten.

In dem zum Bebauungsplan E 33/1 ,Kaserne* erstellten Schallgutachten® wurden daher fiir
das Plangebiet die malRRgebenden AuRRenldrmpegel gem. der DIN 4109 ermittelt. Auf
Grundlage dieser AulRenlarmpegel werden die Larmpegelbereiche in der Planzeichnung
festgesetzt. Bei der Errichtung von Wohngebauden sind fir die angegebenen Larmpegelbe-
reiche die entsprechenden Schalldammwerte fir AuRenbauteile einzuhalten.

Hierdurch wird gewahrleistet, dass innerhalb der kinftigen Wohn- und Bilrogebaude
gesunde Wohn- und Arbeitsverhdltnisse in Bezug auf die Verkehrslarmimmissionen der
angrenzenden StralBen gewdahrleistet werden kdénnen.

Demnach liegen die fur u.a. eine Wohnnutzung vorgesehenen Bereiche des SO 3-Gebietes
sowie der Mischgebiete vorwiegend im Larmpegelbereich Il und IV.

Die hieraus resultierenden erforderlichen Schalldammmafe der DIN 4109 in den Larmpegel-
bereich Il werden i.d.R. bereits durch herkbmmliche AufRenbauteile und Fenster erreicht.
Darlber hinaus besteht im Rahmen der konkreten Hochbauplanung die Mdglichkeit, durch
architektonischen Selbstschutz- z.B. durch die Anordnung von immissionssensiblen Raumen
wie Schlaf- und Kinderzimmer auf der larmabgewandten Seite der Gebaude-, gesunde
Wohnverhéltnisse zu gewéhrleisten. Dabei sind insbesondere die Ziffern 5.2 bis 5.4 in
Verbindung mit den Tabellen 8 bis 10 der DIN 4109° maRgebend.

6 BELANGE VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT

Die wesentlichen Auswirkungen der Planung auf die Belange von Natur und Landschaft sind
nachfolgend schutzgutbezogen dargestellt.

* Peutz Consult GmbH Beratende Ingenieure VBI, Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungs-
plan Nr. E 33/1 ,Kaserne® in Emmerich, Bericht Nr. F 7395-1 v. 12.01.2015- Druckdatum 07.08.2015,
Dortmund, 07.08.2015

® Die DIN 4109 ist bei der Stadt Emmerich am Rhein, Fachbereich 5, zu den Dienststunden einsehbar.
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Begruindung zur 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 -Kaserne-

6.1 Beschreibung des Umweltzustandes und Umweltauswirkungen

6.1.1 Schutzgut Mensch

Das Schutzgut Mensch wird anhand der Kriterien Leben, Gesundheit und Wohlbefinden
beurteilt.

Das Plangebiet stellt sich gegenwartig als ehemals militérisch genutzte Kasernenflache dar,
die z.B. fur Wohn- und Erholungszwecke nicht zur Verfigung stand. Planungsrechtlich
besteht dort bereit die Festsetzung eines Sondergebietes mit Zweckbestimmung ,Gesund-
heitswohnpark®, eines Mischgebietes, einer ¢ffentlichen Verkehrsflache und einer Flache fur
Wald (Erholungswald). Durch die vorliegende Bauleitplanung werden diese bereits beste-
henden Festsetzungen an die konkrete Vorhabenplanung angepasst, in dem vereinzelte
Anderungen insbesondere im Bereich der zulassigen Hohe baulicher Anlagen und der
verkehrlichen ErschlieBung sowie funktionaler Verbindungen zwischen den Baugebieten
vorgenommen werden.

Durch diese insgesamt geringfligigen Anpassungen der planungsrechtlichen Festsetzungen
des Ursprungsbebauungsplanes werden keine zusétzlichen Wirkungen auf das Schutzgut
Mensch erkennbar.

6.1.2 Schutzgut Tiere

Das Plangebiet stellt sich zum Zeitpunkt der Planaufstellung noch tiberwiegend als Brachfla-
che dar. Jedoch wurde auf Grundlage des bereits rechtwirksamen Bebauungsplanes bereits
mit der Freimachung des Geldndes unter Berlcksichtigung der artenschutzrechtlichen
Vorgaben, insbesondere auch im vorliegenden Anderungsbereich, begonnen. Durch die 1.
Anderung des Bebauungsplanes ergeben sich im Vergleich zu den bereits zulassigen
Nutzungen im Plangebiet keine wesentlichen Veré&nderungen, so dass keine erheblichen
Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Tiere erkennbar werden. Die Vorgaben der
bereits aus dem Ursprungsbebauungsplan vorhandenen und weiter anzuwendenden
Artenschutzprifung werden durch die Planédnderung ebenfalls nicht berthrt, da sich diese im
Wesentlichen auf die Verluste und den Ausgleich der bislang vorhandenen Lebensraum- und
Nahrungshabitate bezog.

Die geringfuigige Reduzierung der ,Flache fir Wald“ wird sich ebenfalls nicht erheblich aus,
da es sich einerseits nur um einen Eingriff in geringem Umfang handelt und zudem weitere,
groRere Waldflachen unmittelbar an den Anderungsbereich angrenzen, so dass das
Lebensraum- und Nahrungshabitat ,Wald“ insgesamt betrachtet nicht beeintréachtigt wird.
Durch den forstrechtlich erforderlichen Waldausgleich wird zudem ein Ausgleich fir den
Verlust dieser Habitate geschaffen.

Die Planédnderung wirkt sich nicht erheblich auf das Schutzgut Tiere aus.

6.1.3 Schutzgut Pflanzen

Im Plangebiet befinden sich derzeit nach Freimachung des ehemaligen Kasernengeldndes
neben der festgesetzten Flache fir Wald keine wesentlichen oder schiitzenswerten Vegeta-
tionsbestande. Durch die bereits bestehenden planungsrechtlichen Festsetzungen ist in dem
festgesetzten Sondergebiet und dem Mischgebiet bereits eine intensive Bebauung zuldssig.

Die vorliegende Anderung des Bebauungsplanes fiihrt mit Ausnahme der Reduzierung der
Flache fir Wald um ca. 197 m2 nicht zu einem zusatzlichen Verlust oder wesentlichen
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Begruindung zur 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 -Kaserne-

Veranderung von Vegetationsbestdnden. Fir die Errichtung der Ortsnetzstation missen
voraussichtlich keine Baume aus dem Bestand entnommen werden. Durch den forstrechtlich
gebotenen Ausgleich des Waldverlustes wird dieser Verlust in einem Verhéltnis von 1:2
ausgeglichen, so dass keine langfristigen Verluste von Wald auftreten.

Die Planédnderung wirkt sich nicht erheblich auf das Schutzgut Pflanzen aus.

6.1.4 Schutzgut Flache

Bei dem Plangebiet handelt es sich um den Teil einer ehemaligen Kaserne, so dass die
Planung zu einer Revitalisierung vorhandener baulicher Brachflachen beitragt. Die Inan-
spruchnahme neuer, bislang nicht baulich genutzter Flachen kann so vermieden werden und
ein Beitrag zur Nachverdichtung bestehender Strukturen bei Nutzung vorhandener Infra-
struktureinrichtungen (z.B. Ver- und Entsorgung, Verkehr) geleistet werden.

Eine Beeintrachtigung des Schutzguts Flache ist nicht erkennbar.

6.1.5 Schutzgut Wasser

Innerhalb des Plangebietes verlauft der Elsepassgraben als verrohrtes Gewasser, welches
jedoch offensichtlich im Plangebiet kein Wasser mehr fiihrt. Der ndrdlich der Ostermayer-
stral3e angrenzende Abschnitt ist verschattet und Gberwiegend trocken.

Der Anderungsbereich liegt vollstandig innerhalb der Zone Il des Wasserschutzgebietes
Emmerich/ Helenenbusch.
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Abbildung 7: Verlauf des Elsepassgrabens (aus hist. Karte 1891-1912)
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Begriindung zur 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 -Kaserne-

Abbildung 8: Wasserschutzgebiet Helenenbusch mit WSG Zone Ill (grobmaschig) und Zone I
(engmaschig), in der die Trinkwasserbrunnen liegen

Der oberste Grundwasserleiter wird durch die Niederterrasse gebildet. Die wassergeflillte
Schicht weist Machtigkeiten von 10 — 30 m auf. Die GrundwasserflieBrichtung ist natirli-
cherweise Sudwest. Durch die Trinkwassergewinnung kann sich allerdings die Fliel3ge-
schwindigkeit verzégern oder der Grundwasserstrom umkehren.

Mit der Anderung des Bebauungsplanes ist nur eine geringfiigige zuséatzliche Versiegelung
insbesondere im Bereich des Mischgebietes durch die Anpassung der Kurvenradien und der
Errichtung einer Ortsnetzstation zu Lasten der Flache fir Wald verbunden.

Die zuladssige GRZ wird im Bereich des Plangebietes gegeniiber dem rechtsverbindlichen
Bebauungsplan nicht erheblich verandert, so dass insgesamt betrachtet keine Verringerung
der Grundwasserneubildungsrate gegentber der bisherigen rechtsverbindlichen Planung zu
erkennen ist. Die zuséatzlich ermdglichte Errichtung einer Gebaudebriicke wirkt sich ebenfalls
nicht erheblich darauf aus, da diese bereits Uberwiegend versiegelte Flachen (Verkehrsfla-
che, Baugebiete mit GRZ 0,8) Uberspannen wird.

Eine erhebliche Beeintrachtigung des Schutzguts Wasser ist nicht erkennbar.
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6.1.6 Schutzgut Boden

Die in der orientierenden Gefahrdungsabschéatzung (Aquatechnik 2010)° dargestellte
geologische Situation beschreibt Flugdecksande und Diunen als jingste Schicht. In vielen
Bereichen ist der oberste Bodenhorizont durch Oberflachenveranderungen und bauliche
Aktivitdten stark verandert oder nicht mehr vorhanden.

Bei den durchgefiihrten Rammkernsondierungen wurden die Flugsande, Dinen und
Aufschiittungen angetroffen. Die Beprobungen stellten im Bereich der ehemaligen Tankstel-
le der Kaserne in der obersten Bodenschicht eine Dieselkontamination fest, welche zwi-
schenzeitlich beseitigt wurde. In den unteren Horizonten wurde diese nicht mehr nachgewie-
sen. Weitere erhohte Belastungen durch Schwermetalle, aromatisierte Kohlenwasserstoffe
PAK, Dioxine oder sprengstofftypischen Nitroaromaten kamen nicht vor.

Naturlicherweise wirde hier tberwiegend eine Podsol-Braunerde anstehen. Im Siden grenzt
kleinflachig mit einer Plaggenesche ein schutzwirdiger Boden an den Anderungsbereich an
(Schutzwirdigkeitsstufe 3 — Archivfunktion).

Abbildung 9: Lage der Podsolbdden (Geologischer Dienst NRW 2003)

Durch die Anderung des Bebauungsplanes ergeben sich keine erheblichen Veranderungen
in Bezug auf das Schutzgut Boden. Insbesondere flhrt die Planung nicht zu einer wesentli-
chen Erh6hung der zulassigen Versiegelung.

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind nicht erkennbar.

6.1.7 Schutzgut Klima/Luft

Mit den vorherrschenden, westlichen Winden vom Meer kommende klimatische Einfliisse
erreichen ungehindert das Niederrheinische Tiefland, so dass hier ein typisches atlantisches
bis subatlantisches Klima vorherrscht. Die Niederschlage betragen 700 - 800 mm, die
Jahresmitteltemperatur ist mit 9,5-11°C hoch, und die Vegetationszeit ist mit 170 - 190

6 Aquatechnik GmbH; Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW - Niederlassung Duisburg - (Hrsg.):
Orientierende Gefahrdungsabschatzung Phase lla. Ehemalige Moritz-von-Nassau-Kaserne. Nollen-
burger Weg Nr. 115 in Emmerich. Liegenschaftsnummer 300 249. 23.12.2010

21/26 0.9
stadtplanung



Begruindung zur 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 -Kaserne-

Tagen (Temperatur >10°C) lang. In der Vegetationszeit betragt die mittlere Temperatur 15-
17°C.

Das GrofRraumklima wird durch verschiedene im Gebiet vorkommende Faktoren beeinflusst.
Wirksam sind hier einerseits die Bereiche mit hoher Versieglung, in denen es zu erhghter
Hitzewirkung an warmen Sommertagen und erhéhter Ausstrahlung an windstillen und klaren
Néachten kommen kann. Nach Hoffjahn (1994) und Baumdller et al. (1998) entspricht das
Plangebiet dem Klimatop Typ 5 ,aufgelockerte Baustruktur®, die durch Windfeldmodifikatio-
nen, starke Aufheizung, geringe Abkihlung, Bildung von Warmeinseln und lufthygienische
Belastung durch Kfz-Verkehr gekennzeichnet sind.

Darlber hinaus entwickelt das grof3e zusammenhdnge Gebiet des Borgheeser Waldes
Klimawirkungen. Insbesondere an sehr warmen sowie an sehr kalten Tagen wirkt sich das
Waldgebiet mildernd auf Temperaturextreme aus. Bei diesen Wetterlagen kdnnen insbeson-
dere lokale Winde durch Luftaustausch entstehen. Die innerhalb des Planungsgebietes
liegenden Waldflachen haben eine etwas schwéchere vergleichbare Wirkung.

Durch die Anderung des Bebauungsplanes werden die klimawirksamen Aspekte im Plange-
biet nicht verandert, da mit der Planung insbesondere keine wesentlichen zusatzlichen
Versiegelungen einhergehen, die Uber das bereits zulassige Maf3 hinausgehen.

Eine erhebliche Beeintrachtigung des Schutzguts Klima/Luft ist nicht erkennbar.

6.1.8 Schutzgut Landschaft

Das Landschaftsbild im Anderungsbereich wird gegenwartig noch durch die ehemalige
militdrische Nutzung als Kaserne gepragt und ist als urban zu bezeichnen. Im weiteren
Umfeld besteht durch die vorhandenen Waldflachen auf dem ehemaligen Kasernengeléande
insgesamt, sowie den daran angrenzenden Flachen, ein Ubergangsbereich zwischen den
Waldgebieten nordlich des Kasernengelandes und den Siedlungsbereichen der Stadt
Emmerich am Rhein.

Der rechtswirksame Bebauungsplan E 33/1 ,Kaserne® ermdglicht bereits eine intensive
bauliche Nutzung im Anderungsbereich. Durch die vorliegende 1. Anderung des Bebau-
ungsplanes wird diese Nutzung in Bezug auf das Landschaftsbild nicht erheblich verandert.

Auswirkungen auf das Landschaftshild sind somit nicht erkennbar.

6.1.9 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter

Nach dem Denkmalschutzgesetz NRW haben die Gemeinden die Sicherung der Boden-
denkmaler bei der Bauleitplanung zu gewahrleisten.

Bodendenkmaler gem. § 2 Abs. 5 DSchG NRW sowie Baudenkméler gem. 8 2 Abs. 2
DSchG sind innerhalb des Planbereiches nicht bekannt.

Fern- oder Sichtbeziehungen zu aulRerhalb des Plangebietes gelegenen Denkmalern werden
nicht beeintrachtigt.

Das Schutzgut ist nicht betroffen.

6.1.10 Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgutern

Es sind keine relevanten Wechselwirkungen zwischen den einzelnen untersuchten Schutz-
gutern zu erkennen.
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Begruindung zur 1. vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes E 33/1 -Kaserne-

6.2 Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung

Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung ist im Hinblick auf die gem. § 1a Abs. 3 BauGB
gebotene Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung der gegenwartige planungsrechtliche Zustand
des Plangebietes mit den Festsetzungen der 1. Anderung des Bebauungsplanes gegeniiber
zu stellen.

Hinsichtlich des MalR3es der baulichen Nutzung (insbesondere GRZ) ergeben sich gegeniber
den bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. E 33/1 ,Kaserne® keine Verande-
rungen. Fur die Eingriffshilanzierung bedeutsame Veranderungen im Rahmen der vorliegen-
den 1. Anderung sind die VergroRerung des Mischgebietes um rd. 72 m2 und der Errichtung
einer Ortsnetzstation auf 125 m2 zu Lasten der ,Flache fir Wald“ und die Uberdeckung
unversiegelter Flachen durch die Herstellung einer Gebaudebriicke zwischen dem Misch-
und Sondergebiet in den festgesetzten ,Vorgartenflachen®.

Fur die von der geplanten Gebaudebriicke tberdeckten Flachen wird ein Korrekturfaktor von
0,5 angesetzt, um die Beeintrdchtigung der darunterliegenden Vegetationsflachen (z.B.
Belichtung, Feuchtigkeitshaushalt etc.) beriicksichtigen zu kénnen.

Demgegeniiber steht die Uberplanung einer ,Flache fiir die Riickhaltung und Versickerung
von Niederschlagswasser” (vorhandenes Betonbecken) zu Gunsten einer offentlichen
Grinflache mit Zweckbestimmung Parkanlage®.

Bestand
Code Biotoptyp / Bezeichnung GrofRRe (m?) | Wertfaktor Kof;rketlgtrur- Gesamtwert
11 Mlsch.geblet,. GRZ 0,6, zul. Uber- 12.303 0 1 0
schreitung bis 0,8
4.3 Grunflachen im Mischgebiet, 0,2 3.076 2 1 6151,6
Sondergebiet SO 3, GRZ 0,8, zul.
L1 Uberschreitung bis 0,8 13.189 0 1 0
4.3 Grinflachen im SO 3 3.297 2 1 6594,4
6.4 Flache fir Wald (E) 2.062 6 1 12372
1.1 Verkehrsflache 1.060 0 1 0
4.3 Offentliche Griinflache- Parkanlage 1.136 3 1 3408
Flache fur die Rickhaltung und
11 Versickerung von Niederschlagswas- 550 0 1 0
ser (Betonbecken)
2 Einzelbaume in Verkehrsflache,
7.3 klein- bis mittelkronig, nicht heimisch 40 3 1 120
(Zierapfel), je 20 mz2
4 Einzelbdume in Verkehrsflache,
7.3 groRkronig, nicht heimisch (Amber- 100 3 1 300
baum), je 25 m2
Gesamtflache 36.673 | m2 28.946
Planung
Code Biotoptyp / Bezeichnung GroRRe (m2) | Wertfaktor Kof;rlilétrur- Gesamtwert
11 Mlsch_geb|et,_ GRZ 0,6, zul. Uber- 12.326 0 1 0
schreitung bis 0,8
4.3 Grunflachen im Mischgebiet, 0,2 3.090 2 1 6180,4
4.3 Uberdeckte Grinflache im M 35 2 0,5 35
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Sondergebiet SO 3, GRZ 0,6, zul.
11 Uberschreitung bis 0,8 13.154 0 1 0
43 (C)Brzunflachen im Sondergebiet, GRZ 3.097 > 1 6594.4
4.3 Uberdeckte Griinflache im SO 3 35 2 0,5 35
1.1 Verkehrsflache 1.060 0 1 0
6.4 Flache fir Wald (Erhalt) 1.865 6 1 11190
1.1 Flache fur Versorgungsanlagen 125 0 1 0
46 S;Le)ntllche Grinflache (Extensivra- 1686 4 1 6744
2 Einzelbaume in Verkehrsflache,
7.3 klein- bis mittelkronig, nicht heimisch 40 3 1 120
(Zierapfel), je 20 m2
4 Einzelbdume in Verkehrsflache,
7.3 grof3kronig, nicht heimisch (Amber- 100 3 1 300
baum), je 25 m2
Gesamtflache 36.673 | m2 31.199
kursiv zentriert: ohne Bericksichti-
gung bei der Gesamtflache

Planung - Bestand (Kompensati-
onsdefizit) 2.253
Tabelle: Eingriffsbilanzierung

Der Ausgangszustand des Plangebietes der 1. Anderung betragt 28.946 WE, der Zustand
wie er sich nach Realisierung der Planung ergibt betragt 31.199 WE. Daraus ergibt sich ein
Kompensationsiiberschuss in Héhe von 2.253 WE.

Dieser Kompensationsiiberschuss ergibt sich im Wesentlichen aus der Uberplanung des
bestehenden Regenriickhaltebeckens aus Beton (Aufwertung um 4 WE).

Der hier erzielte Kompensationsuberschuss kann zur naturschutzfachlichen Kompensation
anderer Planungen auf das Okokonto des Kreises Kleve eingebucht werden.

Neben dem naturschutzfachlichen Ausgleich wird zudem ein forstrechtlicher Ausgleich der
uberplanten ,Flache fur Wald- Erholungswald“ im Verhaltnis 1:2 erforderlich, der vertraglich
gesichert wird.

7 HINWEISE

7.1 Wasserschutzgebiet

Das Plangebiet liegt im Bereich der ,Wasserschutzgebietsverordnung Em-
merich/Helenenbusch” vom 09. Dezember 1985’.

Die Vorgaben dieser Wasserschutzgebietsverordnung sind zu beachten. Hieraus kénnen
sich Einschrankungen im Hinblick auf die Zul&ssigkeit von Vorhaben ergeben, insbesondere
wenn diese den Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen erfordern.

! Ordnungsbehérdliche Verordnung zur Festsetzung eines Wasserschutzgebietes fir das Einzugsge-
biet der Wassergewinnungsanlage Emmerich | (Helenenbusch) der Stadtwerke Emmerich (Wasser-
werksbetreiber) ~Wasserschutzgebietsverordnung Emmerich/Helenenbusch- vom 09. Dezember
1985, offentlich bekannt gemacht im Amtsblatt fir den Regierungsbezirk Disseldorf am 19. Dezember
1985
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Eine planungsrechtliche Festsetzung dieser Einschrdnkungen im Bebauungsplan ist nicht
erforderlich, da mit der Wasserschutzgebietsverordnung bereits ein rechtswirksamer
Ausschluss der dort genannten wasserschutzgebietsgefahrdenden Nutzungen besteht (vgl.
3.3.3).

Die Wasserschutzgebietsverordnung kann zusammen mit dem Bebauungsplan bei der Stadt
Emmerich am Rhein zu den Dienststunden eingesehen werden.

7.2 Bodendenkmalschutz

Innerhalb des Plangebietes sind Vorkommen von Bodendenkmalern nicht bekannt.
Unabhéngig davon gilt, dass wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche Bodenfun-
de oder Befunde (etwa Tonscherben, Metallfunde, dunkle Bodenverfarbungen, Knochen,
Fossilien) entdeckt werden, nach 88 15 und 16 des Denkmalschutzgesetzes NW die
Entdeckung unverziglich der Stadt Emmerich am Rhein, oder dem LVR- Amt fiir Boden-
denkmalpflege im Rheinland, Endenicher Str. 133, 53115 Bonn, Telefon: 0228 / 9834 — 0,
Fax: 0228 / 9834 — 119, E-Mail: bodendenkmalpflege@Ivr.de anzuzeigen und die Entde-
ckungsstatte drei Werktage in unverdndertem Zustand zu erhalten.

7.3 Kampfmittel

Im Plangebiet kann das Vorhandensein von Kampfmitteln nicht vollstandig ausgeschlossen
werden. Es wurde daher seitens der Bezirksregierung Disseldorf, Kampfmittelbeseitigungs-
dienst, eine Uberpriifung der zu Uberbauenden Flachen auf Kampfmittel empfohlen. Teile
des Plangebietes wurden bereits im Jahr 2007 Uberpriift, so dass eine weitere Uberprufung
nur fur die Ubrigen Bereiche erforderlich ist.

7.4 DIN-Normen / Schallschutz

Die DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau" kann zusammen mit dem Bebauungsplan und der
zu Grunde liegenden "Schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. E 33/1
"Kaserne" in Emmerich (Peutz Consult GmbH Beratende Ingenieure VBI, Dortmund,
27.05.2015, Bericht Nr. F 7395-1) bei der Stadt Emmerich am Rhein, Fachbereich Stadtent-
wicklung, Geistmarkt 1, 46446 Emmerich am Rhein zu den Dienststunden eingesehen
werden.

7.5 Artenschutz/ Bauzeitenbeschrankungen

In der Artenschutzprifung zum Ursprungsbebauungsplan Nr. E 33/1 sind detaillierte
Bauzeitenregelungen inshesondere zum Abriss bestehender Gebaude und Anlagen sowie
dem Féllen von Baumen getroffen worden, um die Belange des Artenschutzes beriicksichti-
gen zu kdnnen. Im Rahmen der entsprechenden Baugenehmigungsverfahren zum Abbruch
der Geb&ude und Anlagen und im Rahmen Erschliel3ungsarbeiten / Baufeldfreimachung sind
diese Bauzeitenregelungen zu beachten.

Durch die vorliegende 1. Anderung des Bebauungsplanes ergeben sich in Bezug auf die dort
genannten erforderlichen MaRnahmen zum Artenschutz auf Grund der Kleinflachigkeit der
planungsrechtlichen Anderungen keine dariiberhinausgehenden Anforderungen.
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7.6 Hochwasserschutz

Der Anderungsbereich liegt in einem Bereich, der bei einem haufigen Hochwasserereignis
des Rheins durch Versagen oder Uberstromen der Hochwasserschutzeinrichtungen tber-
schwemmt werden kann. GemaR Hochwassergefahrenkarte befindet sich der Anderungsbe-
reich bei einem Hochwasser HQExtrem im Uberschwemmten Gebiet (§ 73 Abs. 1 S. 1
WHG).

Minden, 24.09.2018

O. Schramme, Dipl.-Ing.
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Bezirksregierung Diisseldorf

Bezirksregierung Disseldorf, Postfach 300865, 40408 Dusseldorf

Per elektironischer Post
Stadt Emmerich am Rhein
Postfach 10 08 64

46428 Emmerich am Rhein

mailto: jens.bartel@stadt-emmerich.de

1. vereinfachte Anderung des Bebauungsplans Nr. E 33/1 -Kaserne-
Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB

Ihre E-Mail/Schreiben vom 14.07.2017, Az: -----

Im Rahmen des o0.g. Verfahrens haben Sie uns beteiligt und um Stel-
lungnahme gebeten.

Hinsichtlich der Belange des Verkehrs (Dez. 25) ergeht folgende Stel-
lungnahme:

Die Belange des Dezernates sind nicht berlhrt.

Hinsichtlich der Belange des Luftverkehrs (Dez. 26) ergeht folgende
Stellungnahme:

Die Belange des Dezernates sind nicht berGhrt.

Hinsichtlich der Belange der landlichen Entwicklung und Bodenordnung
(Dez. 33) ergeht folgende Stellungnahme:

Die Belange des Dezernates sind nicht berlhrt.

Hinsichtlich der Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4)
ergeht folgende Stellungnahme:

Gegen die 0. g. Planung bestehen aus meiner Sicht keine Bedenken,
da sich im Planungsgebiet meines Wissens keine Bau- oder Boden-
denkmaéler befinden, die im Eigentum oder Nutzungsrecht des Landes
oder Bundes stehen.

Zur Wahrung samtlicher denkmalrechtlicher Belange empfehle ich -falls
nicht bereits geschehen- die Beteiligung des LVR -Amt fir Denkmalpfle-
ge im Rheinland-, Pulheim und des LVR -Amt fir Bodendenkmalpflege
im Rheinland-, Bonn, sowie die zustdndige kommunale Untere Denk-
malbehdrde zu beteiligen.

Datum: 14.08.2017
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Aktenzeichen:
53.01.04.04-Disseldorf-17
bei Antwort bitte angeben
337/2017

Herr von ltter

Zimmer: 251

Telefon:

0211 475-2858

Telefax:

0211 475-2790
Wolfgang.vonitter@
brd.nrw.de

Dienstgebaude und
Lieferanschrift:
Cecilienallee 2,

40474 Dusseldorf
Telefon: 0211 475-0
Telefax: 0211 475-2671
poststelle@brd.nrw.de
www.brd.nrw.de

Offentliche Verkehrsmittel:
DB bis Dusseldorf Hbf
U-Bahn Linien U78, U79
Haltestelle:
Victoriaplatz/Klever StraBBe
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Bezirksregierung Diisseldorf

Hinsichtlich der Belange des Landschafts- und Naturschutzes (Dez. 51)
ergeht folgende Stellungnahme:

Die Belange des Dezernates sind nicht berthrt.

Hinsichtlich der Belange der Abfallwirtschaft (Dez. 52) ergeht folgende
Stellungnahme:

Die Belange des Dezernates sind nicht berthrt.

Hinsichtlich der Belange des Immissionsschutzes (Dez. 53) ergeht fol-
gende Stellungnahme:

Gegen die Anderung des Bebauungsplans der Stadt Emmerich werden
aus der Sicht des Sachgebietes 53.2 Energiewirtschaft keine Bedenken
erhoben.

Hinsichtlich der Belange des Gewasserschutzes (Dez. 54) ergeht fol-
gende Stellungnahme:

USG/HWRM

Das Vorhaben befindet sich derzeit in keinem nach § 76 WHG in Ver-
bindung mit § 83 LWG ordnungsbehérdlich festgesetzten oder vorlaufig
gesicherten Uberschwemmungsgebiet (USG), fir das besondere
Schutzvorschriften gelten (§ 78 WHG).

Im Rahmen des Hochwasserrisikomanagements (HWRM) als Instru-
ment des vorsorgenden Hochwasserschutzes wurden Risikogebiete
nach § 73 WHG identifiziert, die ein potenziell signifikantes Hochwasser-
risiko aufweisen. Der Rhein ist ein solches Risikogebiet bzw. Risikoge-
wasser. Fur die ermittelten Risikogebiete wurden bis Ende 2013 Hoch-
wassergefahren- und Hochwasserrisikokarten fur verschiedene Hoch-
wasserszenarien erstellt. Diese Karten finden Sie auf der Internetseite:

http://www.flussgebiete.nrw.de/index.php/HWRMRBL/Risiko-

und Gefahrenkarten

Das Vorhaben liegt innerhalb der Gebiete, die ab einem haufigen
Hochwasserereignis des Rheins durch Versagen oder Uberstrémen von
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Bezirksregierung Diisseldorf

Hochwasserschutzeinrichtungen Gberschwemmt werden kénnen. Hie-
rauf wird bereits in der Begriindung zur Anderung des B-Plans hinge-

wiesen.

GemanB § 9 Abs. 6a BauGB sollen Risikogebiete im Sinne des § 73 Abs.
1 Satz 1 WHG im Bebauungsplan vermerkt werden; hier zumindest
Uberschwemmte Gebiete bei HQextrem aus den Hochwassergefahren-
karten. Ich bitte um entsprechende Aufnahme in das Planwerk.

Des Weiteren méchte ich frihzeitig auf das Gesetz zur weiteren Ver-
besserung des Hochwasserschutzes und zur Vereinfachung von Verfah-
ren des Hochwasserschutzes (Hochwasserschutzgesetz Il) vom 30. Juni
2017 hinweisen.

Dieses Gesetz beinhaltet u. a. Anderungen des Wasserhaushaltsgeset-
zes (Artikel 1) und des Baugesetzbuches (Artikel 2). Hervorheben méch-
te ich insbesondere § 78b WHG ,Risikogebiete aulRerhalb von Uber-
schwemmungsgebieten“ sowie Anderungen des § 5 Absatz 4a Satz 1
BauGB sowie des § 9 Absatz 6a Satz 1 BauGB. Die genannten Ande-
rungen treten zum 5. Januar 2018 in Kraft.

Ansprechpartner:

Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4)
Herr Anders, Tel. 0211/475-2844, E-Mail: martin.anders@brd.nrw.de

Belange des Gewasserschutzes (Dez. 54)
Frau Backer-Kirbach, Tel. 0211/475-2897, E-Mail: heidi.baecker-kirbach@brd.nrw.de

Hinweis:

Diese Stellungnahme erfolgt im Zuge der Beteiligung der Bezirksregie-
rung Disseldorf als Trager 6ffentlicher Belange.

Insofern wurden lediglich diejenigen Fachdezernate beteiligt, denen die-
se Funktion im vorliegenden Verfahren obliegt. Andere Dezernate/Sach-
gebiete haben die von Ihnen vorgelegten Unterlagen daher nicht ge-
pruft.
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Bezirksregierung Diisseldorf

Dies kann dazu fiihren, dass von der Bezirksregierung Disseldorf z.B.  Sete4von4

in spateren Genehmigungs- oder Antragsverfahren auch (Rechts-) Ver-
stéBe geltend gemacht werden kénnen, die in diesem Schreiben keine
Erwéhnung finden.

Bitte beachten Sie die Anforderungen an die Form der TOB-Beteiligung:

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/TOEB/TOEB.html

und

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/PDF/Koordinierung von TOEB Stellungnahmen.pdf

Im Auftrag
gez.
Zimmerhofer


http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/TOEB/TOEB.html
http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/PDF/Koordinierung_von_TOEB_Stellungnahmen.pdf

Landesbetrieb Wald und Holz
Nordrhein-Westfalen

Regicnalforstamt Niedarrheln
Moltkestrake 8, 46483 Wesel

Stadt Emmerich am Rhein
Fachbereich 5 — Stadtentwickiung - 23.08.2017

Geistermarkt 1 Seite 1 von 1
46448 Emmerich am Rhein

Aktenzeichen
310-11-03.2E33/1
bei Antwort bitte angeben

Herr Stefan
Fachgebiet Hohslt
Telefon 0281 33832-19
Telefax 0281 33832-85

Falk.stefan@wald-und-
holz.nrw.de

Forsthehérdliche Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. E 33/1 ,Ka-
serne

lhre E-Mail vom 14. Juli 2017

Bankverbindung
HELABA

Sehr geehrte Damen und Herren, Konto 4 D11 812

Sehr geehrter Herr Bartel, BLZ 1300 500 00
gegen den Bebauungsplan Nr, E 33/1 ,Kaserne® bestehen aus forstbehordli- :;31?2;12510 3006 0080 0004

cher Sicht Bedenken, da sich die vorhandene Waldfldche von 2.062 m? um
72 m* auf 1.990 m? reduziert. Dieser Waldflachenveriust muss im Verhaltnis
1.2 im Stadtgebiet ausgeglichen werden.

BIC/SWIFT: WELA DE DD

Ust.-Id.-Nr. DE 8143739833

. .. . . . Steuer-Nr. 337/5914/33438
Meine Bedenken kénnen durch den Nachweis einer geeigneten Ersatzfldche

ausgerdumt werden.

Mit freundlichen GrifRen Dienstgebéude und
Im Auftr Lieferanschrift;

Regicnalforstamt Niederrhein
Moitkestrale 8

46483 Wesel

Telefon 0281 338320
Telefax 0281 33832-85
niederrhein@wald-und-
holz.nrw.de
www.wald-und-holz.nrw.de

4
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~»/ Emmerich

' GmbH - Postfach 100865 - 46428 Emmefich am{Rrelfy || 1)

Stadt Emmerich am Rhein
FB Stadtentwicklung S R
Postfach 100 864 | Bing £ 0, NOV. Zuj4 el
46428 Emmerich am Rhein S

Datum: 24.11.2017

Erste vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes E 31/1 Kaserne
hier: Behérdenbeteiligung gemaR § 3, Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

wie bekannt, verlaufen im Plangebiet Mittelspannungsleitungen, die zum einen der Versorgung
der Mittelspannungsstation der ehemaligen Kaserne dienen, zum anderen aber auch Teil des
Mittelspannungsnetzes zur Versorgung der umliegenden Ortsteile sind. Mit dem Vorhabentra-
ger haben in der Vergangenheit mehrere Abstimmungsgesprache stattgefunden, die zum Ziel
hatten:

- den Bedarf fur die Energie- und Wasserversorgung des kiinftigen Baugebietes festzu-
stellen.

- die Stromversorgung wahrend der Bauphase zu sichern und

- daruber hinaus sicherzustellen, dass die Mittelspannungsringleitung, die der allgemei-
nen Stromversorgung der Stadt Emmerich dient, erhalten bleiben kann auch wenn sie
kinftig in einer anderen Trasse verlaufen soll.

Daraus ergeben sich nach dem gegenwartigen Stand der Abstimmungsgesprache mit dem
Vorhabentrager folgende Anregungen zum Bebauungsplanverfahren:

1. Die in dem anliegenden Ubersichtsplan durchgehend rot gezeichnete Trasse fiir ein
Strommittelspannungskabel ist durch ein Leitungsrecht im Bebauungsplan zu sichern.
Diese Trasse verlauft an der Grenze des Vorhabengebietes und soll auch kiinftig erhal-

Vorsitz Aufsichtsrat: Jan Ludwig Stadtwerke Emmerich GmbH T: 02822-604-0 Sparkasse Rhein-Maas
Geschaftsflhrung: Udo Jessner WassenbergstralRe 1 F: 02822-604-157 Konto: 107 003 BLZ: 324 500 00
Amtsgericht Kleve HRB 3057 46446 Emmerich am Rhein info@swe-gmbh.de IBAN: DE89 3245 0000 0000 1070 03

USt.-ID Nr.: DE 120060564 www.stadtwerke-emmerich.de BIC: WELADED1KLE
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/ Emmerich

ten bleiben. Wir streben an, diese Leitungstrasse zu gegebener Zeit in Abstimmung mit
dem Vorhabentrager grundbuchlich zu sichern.

2. Die in dem Plan blau gestrichelt eingezeichnete Leitung kennzeichnet die heutige Lage
der Mittelspannungsringleitung, die zugleich der Versorgung der im Plan mit einem roten
Punkt gekennzeichneten Mittelspannungsstation dient, Uber die die Kaserne bislang
versorgt wurde. Diese Mittelspannungsstation soll nach Abstimmung mit dem Vorhaben-
trager wahrend der Bauzeit der Versorgung der Baustelle mit Baustrom dienen.

Diese Leitung muss so lange erhalten bleiben, bis eine Verlegung der Leitungen in die
vom Vorhabentrager zu errichtende Erschliefungsstraflie mdglich ist. Die neue Leitungs-

trasse ist in dem als Anlage beigefligten Plan rot gestrichelt dargestellt.

Eine Abtrennung der bestehenden Mittelspannungsleitung vor dem Bau der neuen Lei-
tungstrasse kénnte Versorgungsengpasse im Stadtgebiet zur Folge haben.

Im Ubrigen haben wir gegen die Anderung des Bebauungsplans keine Einwendungen.

Mit freundlichen GrliRen
tadtwerKe Emmerich GmbH

Vorsitz Aufsichtsrat: Jan Ludwig Stadtwerke Emmerich GmbH T: 02822-604-0 Sparkasse Rhein-Maas
Geschéftsfiihrung: Udo Jessner Wassenbergstrafie 1 F: 02822-604-157 Konto: 107 003 BLZ: 324 500 00
Amtsgericht Kleve HRB 3057 46446 Emmerich am Rhein info@swe-gmbh.de IBAN: DE89 3245 0000 0000 1070 03

USt.-ID Nr.: DE 120060564 www.stadtwerke-emmerich.de BIC: WELADED1KLE
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Kleve Der Landrat

als niederrhein

... mehr

Kreisverwaltung Kleve « Postfach 15 52 « 47515 Kleve Fachbereich: Technik
Abteilung: Bauen und Umwelt - Verwaltung
Dienstgebdude: Nassauerallee 15 - 23, Kleve

Stadtverwaltung Telefax: 02821 85-700
Emmerich am Rhein Ansprechpartner/in:  Frau Lakin
Geistmarkt 1 Zimmer-Nr.: E.240

46446 Emmerich am Rhein Durchwahl: 02821 85-356

(Bitte stets angeben) = Zeichen: 6.1-612601/02-
Datum: 02.08.2018

Kommunale Bauleitplanung der Stadt Emmerich am Rhein
Bebauungsplan Nr. E 33/1 neu — Kaserne — 1. vereinf. Anderung

Bericht vom 03.07.2018, Az.: FB 5 Ba

Sehr geehrte Damen und Herren,

zur 0.g. Planung werden von mir folgende Bedenken und/oder Anregungen vorgetragen.
Stellungnahme als Untere Naturschutzbehérde bzgl. des Naturschutzes

Gegen die 1. vereinfachte Anderung des Bebauungsplans E 33/1 Kaserne werden keine

grundsétzlichen Bedenken erhoben.

Die offentliche Grunfl&che wird mit der Zweckbestimmung ,Parkanlage* festgesetzt und als
Extensivrasen angelegt. Zur Sicherung der entsprechenden ékologischen Auspragung dieser
Flache sind folgenden Angaben bei den textlichen Festsetzungen zu erganzen.

Die Ansaat der Fléche erfolgt durch Regiosaatgut, Verzicht auf Diingung und Verwendung von
Pflanzenschutzmitteln, Pflege des Extensivrasens durch 2malige Mahd im Jahr, frilhestens
jedoch ab 15. Juni.

Zur Einbuchung des erzielten Kompensationsiiberschusses auf das Okokonto des Kreises
Kleve bitte ich um Benachrichtigung nach erlangter Rechtskraft des Bebauungsplans.

Mit freundlichen GruRen | Stadt Fr
Im Auftrag .
| BGM:
i
,' B2 et oo s
Bonnen . g
Pemg. 06, Aug, 7718
¥ e -
}’ M . .,'7 .............................
!-f?';f’f?;;: ............... T }
Lieferanschrift Sprechzeiten Sparkasse Kleve Sparkasse Krefeld Postbank Kéln
Kreisverwallung Kleve  montags bis donnerstags BLZ 324 500 00, Konto 5 001 698 BLZ 320 500 00, Konto 323 112144 BLZ 370 100 50, Konto 27917-501
Nassaueralles 15-23 von 09:00 bis 16:00 Uhr BIC: WELADED1KLE BIC: SPKRDE33 BIC: PBNKDEFF
33 Kleve freitags von 09:00 bis 12:00 Uhr  IBAN: DEO4 3245 0000 0005 0016 98  IBAN: DE51 3205 0000 0323 112144  IBAN: DE32 3701 0050 0027 9175 01

' http:liwww.kreis-kleve.de e e-mail: Info@kreis-kleve.de o Vermittlung: 02821 85-0
_Oﬁenthche Verkehrsmittel: NIAG-Bus-Linie 49 (City-Bus) bis Haltestelle Postamt, NIAG-Bus-Linie 54 oder RVN-Bus-Linie 70 bis Haltestelle Nassauerallee
Sprechzeiten Bauordnungswesen, Immissionsschutz, Wasserwirtschaft, Bodenschutz, Abfallwirtschaft: dienstags und donnerstags von 09.00 bis 12.30 Uhr
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40212 DUSSELDORF
DR. FLORIAN BRAUNFELS e oAt By
DR. RAINER OPPERMANN TELEFON 0211 130070
TELEFAX 0211 131020
NOTARE WELCOME@NOTARIXX.DE

Stadt Emmerich am Rhein

Der Blirgermeister
Stadt Emmerich am Rhein . .
Herrn Biirgermeister Eing: 23, Mérz 2018
Peter Hinze x

Geistmarkt 1
46446 Emmerich am Rhein

20. Marz 2018 /MT

Unser Zeichen: 18.0433.10 Mona Projektentw.ges. mbH/Stadt Em-
merich am Rhein

Riickfragen an: Herrn Treder (Telefon: 13007-55)

Ihr Zeichen: E 33/1 -Kaserne-

Stddtebaulicher Vertrag gem. § 11 BauGB zum Waldausgleich vom

15.03.2018, URNr. 441/2018 Br

Sehr geehrter Herr Blrgermeister Hinze,

in vorbezeichneter Angelegenheit Ubersenden wir Ihnen in der An-
lage eine einfache Abschrift der vorgenannten Urkunde, sowie den
Entwurf der zugehdrigen Genehmigungserkl&rung.

Wir bitten Sie hoflich um Genehmigung der Urkunde. Sodann bitten
wir Sie hoéflich um Ubersendung der Genehmigungserkldrung im Ori-

ginal an uns.

Fliir etwaige Rickfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfligung.

Mit freundlichen GriiRen

Dr.|(/Braunfels, Notar

POSTBANK KOLN (BIC: PBNKDEFF)
IBAN: DE06 3701 0050 0123 9405 00
UST-IDNR. DE263621461
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/MT 18.0433.04

Notarielle Urkunde

URNr. 441 fur 2018 Br

Stadtebaulicher Vertrag gem. § 11 BauGB zum Waldausgleich

Verhandelt zu Diisseldorf am 15. Marz 2018

Vor dem unterzeichnenden Notar

Dr. Florian Braunfels

mit Amtssitz zu Disseldorf

erschienen:

1. fir die Stadt Emmerich am Rhein
Geistmarkt 1, 46446 Emmerich am Rhein

Herr Maximilian Lemke

geboren am 11.06.1986

geschidftsansdssig: Konigsallee 31, 40212 Disseldorf
persdnlich bekannt

als vollmachtloser Vertreter, Genehmigung sich vorbehaltend

2. fiir die Mona Projektentwicklungsgesellschaft mbH
mit dem Sitz in Emmerich am Rhein (AG Kleve HRB 12157)
Bunzlauer StraBe 3, 50858 Koln

Herr Matthias Winsch von der Heyden

geboren am 17.09.1970

geschiftsansdssig: Bunzlauer Strabe 3, 50858 K&ln
persdnlich bekannt

als einzelvertretungsberechtigter und von den Beschrankun-
gen des § 181 BGB befreiter Geschaftsfihrer

mit der Bitte um Beurkundung der folgenden Erkldrungen, wobei
die Beteiligte zu 1. nachstehend "Stadt" und die Beteiligte zu
2. nachstehend "Vorhabentrdger" genannt wird:

N:\Urkunden\2018\Br\04\0441.docx/0223
4448/Treder/19.03.18 16:46:00
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Praambel

Der Vorhabentrdger hat einen Antrag gestellt zur Anderung
des Baurechtes fir den Bereich Gesundheitswohnpark und
Mischgebiet im rechtskrdftigen Bebauungsplan Nr. E 33/1 -
Kaserne—, Gemarkung Emmerich, Flur 33, Flurstilick 42
(teilw.), 56 (teilw.) und 152 (teilw.), einen Bebauungs-
plandnderungsverfahren durchzufthren.

Im Rahmen des Verfahrens werden Eingriffe in Natur und
Landschaft vorbereitet.

Flir die Eingriffsbilanzierung bedeutsame Verdnderungen im
Rahmen der vorliegenden 1. Anderung sind die VergréBerung
des Mischgebietes um rd. 72 m? zu Lasten der ,Fl&che fiir
Wald"™ und die Uberdeckung unversiegelter Flachen durch die
Herstellung einer Gebdudebriicke zwischen dem Misch- und
Sondergebiet in den festgesetzten ,Vorgartenfldchen".

Der Ausgangszustand des Plangebietes der 1. Anderung be-
tragt 25.538 WE, der Zustand wie er sich nach Realisierung
der Planung ergibt betrdgt 25.205 WE. Daraus ergibt sich
ein Kompensationsdefizit in Hohe von 333 WE, das auBerhalb
des Plangebietes der 1. Anderung ausgeglichen werden muss.

Die erforderlichen naturschutzfachlichen externen Kompensa-
tionsmaBnahmen sowie der erforderliche Waldausgleich werden
durch diesen stddtebaulichen Vertrag gem. § 11 BauGB gesi-
chert.

Waldumwandlung

Der Vorhabentrdger verpflichtet sich, die Waldausgleichs-
maBnahmen auf der Fldche gemdR Anlage 1 (Gemarkung Em-—
merich, Flur 33, Flurstick 71) auf seine Kosten herzustel-
len. Der Ausgleich ist entsprechend den Vorgaben der Stadt
sowie dem Landesbetrieb Wald und Holz NRW vorzunehmen. Der
Vorhabentrdger verpflichtet sich, die vorgenannten Waldaus-
gleichsmafnahmen spdtestens innerhalb der dem Zeitpunkt des
Inkrafttretens der 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. E
33/1 ,Kaserne“ unmittelbar folgenden Pflanzperiode herzu-
stellen.

Die in Anspruch genommenen Fldchen (Verbreitung des Wald-
streifens sidlich der Ostermayerstrale um 1m), sind im ggf.
anstehenden Anderungsverfahren zum Bebauungsplan E 33/1 -
Kaserne- fiir den betroffenen Bereich planungsrechtlich zu
sichern. Die Fl&achen diirfen nicht anderweitig uberplant
werden.
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§ 2

GemdaB § 2 des stddtebaulichen Vertrags zum Bebauungsplan
Nr. E 33/1 werden die in Anlage S3 gekennzeichneten Wald-
fl&chen unentgeltlich und lastenfrei an die Stadt tibertra-
gen. Flr die zusatzlich in Anspruch genommenen Fl&chen gel-
ten die Vereinbarungen aus dem stddtebaulichen Vertrag zum
Bebauungsplan Nr. E 33/1 (Anlage S4) entsprechend.

Naturschutzfachlicher Ausgleich

Im Rahmen der 1. Anderung wurde ein Kompensationsdefizit in
Hohe von 333 Werteinheiten ermittelt.

Auf der geplanten Waldausgleichsfl&che gemdB Anlage 1 (Ge-
markung Emmerich, Flur 33, Flurstick 71) ergibt sich durch
die Umwandlung von SO in Wald eine Aufwertung in Hbhe von
840 WE (150m? x 0.8 (GRZ) = 120 m? mit Wertfaktor 0; 150m?2
x 0,2 (GRZ) = 30 m? mit Wertfaktor 2 ergibt einen Bestands-
wert von 60 WE.

Demgegeniber steht eine Aufwertung auf einen kiinftigen
Planwert von 150 m? x 6 WE (Wald)= 900 WE. Abzlglich des
Bestandswertes von 60 WE ergibt sich so eine Aufwertung um
840 WE.

Der Eingriff in Natur und Landschaft ist somit ausgegli-
chen.

Schlussbestimmungen

Vertragsanderungen oder -erganzungen bedirfen der Schrift-
form. Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist zweifach
ausgefertigt.

Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berithrt die Wirk-
samkeit der Ubrigen Regelungen dieses Vertrages nicht. Die
Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen
durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck dieses
Vertrages rechtlich und wirtschaftlich entsprechen.

Die Verpflichtungen des Vorhabentrdgers aus diesem Vertrag
sind auf etwaige Rechtsnachfolger zu iubertragen. Diese wie-
derum sind =zu verpflichten, bei weiterer Rechtsnachfolge
entsprechend zu verfahren. Die Rechtsnachfolge bedarf der
Zustimmung der Stadt. Die Zustimmung darf nur verweigert
werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die
Durchfiithrung des Vertrages gefédhrdet ist.



Diese Niederschrift wurde den Erschienenen vorgelesen, von ihnen
genehmigt und eigenhdndig wie folgt unterschrieben:

gez. Matthias Winsch von der Heyden

gez. Lemke
gez. Braunfels, Notar

19.03.18
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Anlage §4 zum Stddtebaulichen Vertrag LT
, \ N\
Stadt Ermerich am Rhiein - MONA Projeldentwicklungsgesellschaft mbH v N
Entwicldung ehemalige ,Maoritz-von-Nassau-Kaserne” C J 5 S o
A" [ L
7
/
Urkundenrolle Nr, A — /
! = 2
Verhandelt zu *** am *** rNL— |, Ay \ S
() v !

Vor Notar ***

vk

In

arschienen:

1. fir die

MONA Projektentwicklungsgesellschaft mbH,
mit dem Siiz in 46446 Emmerich, Parkring 43,

eingetragen im Handelsregister des Amisgerichtes Kleve unter HRB ***

- nachstehend ,MONA" genannt -

Yok

Herr Hans Beekman, geb. am
geschaftsansassig ebenda,
hier handelnd nicht im eigenen Namen sondern fiir die vorgenannte Gesellschaft als de-

ren alleinvertretungsberechtigter Geschéftsflihver
2. fur die
Stadi Emmerich amy Rhein, Geistmarkt 1, 46446 Emmierich am Rhéin

- nachstehend ;,Stadt" genannt -

Herr/Frau ***,
geschaftsansassig ebenda,
hier handelnd nicht im eigenen Namen, sondern fiir die Stadt Emmerich ***

zu 1.. dém Notar personlich bekannt

ENTWURF Ubertragungsvertrag Stadt Emmerich - Stand 20,06.15
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ZU 2.; ausgewiesen durch ™

Die Erschienenen bestétigten, dass ausreichend Gelegenheit bestand, sich vorab mit

dem Gegenstand der Beurkundung auseinander zu seizen.

Sie baten dann, handelnd wie angegeben, um die Beurkundung folgender Erklérungen:

UBERTRAGUNGSVERTRAG
Yorbemerkung
*** (Vorbemerkung zum St&dtebaulichen Vertrag / Erschlielungsvertrag). Voraussetzung
dieses ErschlieBungsvertrages ist die unentgeliliche Ubertragung der nachgenannten
Grundstiicksflachen der MONA auf die Stadf.
I. Ubertragungsgegenstand

1. MONA ist eingetragener Eigentiimer des im Grundbuch des Amtsgerichis Emmerich,

Grundbuch von Emmerich verzeichnetén Grundbesitz, Flur **, Flurstlicke *** [Hin-

weis auf gesamten Grundbesitz i Bereich der ehem. Kaserne]

Diese Grundstiicke sind wie folgt belastet:

Abteilung Il
Keine Eintragungen

Abteilung [l

k%

Den Grundbuchinhalt hat der Notar am *** festgesfellt.

ENTWURF Uberlragungsvertrag Stadt Emmerich - Stand 20.06.15
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2. MONA (berirdgt der dies annehmienden Stadt veon dem vorstehénd néher

bezeichneien Grundbesitz folgende Fldchen zu Alleineigentum:

ke

Die vorstehend béschriebenen Flachen werden nachfolgend auch als Oberfra-

gungsoegenstand bezeichnet. Sie sind in dem als Anlage 1 beigefligten Lageplan

*** gekennzeichnet.

3. Von den dortigen Belastungen bl'ei,beh be‘stehenAun_d werden von der St_adt tiber-

nommen; **

4. Die Ubertragung erfolgt unentgelilich, also ohne Zahlung eines Kaufpreises.

il. Haftung béi Sach- und Rechismingeln

Anspriiche und Rechie der Stadt wegen Sach- und Rechtsméngeln des Ubertragungs-
gegenstands sind ausgeschlossen, soweit nicht in diesem Vertrag ausdriicklich Abwei-
chendés. vereinbart wird. Im Eifzelnen treffen die Vertragspartéien dazu folgende Ver-

einbarungen.

1. Der Ubertragungsgenstand ist Teil einer ehemaligen Kaserne, die bis 2010 durch die
Bundeswehr genutzt wurde, Es fariden kasernentypische Nutzungen statt. Auf dem
Grundstiick lag ein Schiefi- und ein Sprengplatz. Es fanden Wartungen und Repara-
turén-von KFZ sowie Betankungen statt. Es befinden sich dort auerdem die tiblichen
Gebaude und Ver- und Entsergungseinrichtungen einer ehemaligen Militaranlage,

wie beispielsweise Kanéle, Rohre, Leitungen, Kabel und Schéchte.

2. Die Stadt kennt den (’Jber"t_ragungsgegensftand und erhalt ihn in der im ErschlieRungs-
vertrag vereinbarten Beschaffenheit und im Ubrigen im gegenwartigen, gebrauchten

Zustand als ehemaliges Kasernen- und Militdrgeldnde.
3. Die ehemalige Kasermne wird im Kataster {iber altlastenverdachtige Fléchen und Alt-

lasten des Kreises Kleve unter der Landesregisternumimer 1068 gefiihrt. Eine orien-
fierende Gefahrdungsabschétzung — Phase. |l A— wurde durch den zusténdigen Bau-

ENTWURF Uberlragungsveértrag Stadt Emmierich = Stand 20.06.15
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und Liegenschaftsbetrieb NRW — Niederlassung Duisburg — beaufiragt und begleitet.
MONMA hat von der Voreigentimerin die nachfolgend genannten Unterlagen erhalien,
die sie ihrerseiis wiederum der Stadt bereiis vor Abschluss dieses Vertrages zur Prii-

fung zur Verfiigung gestellt hat.

o Orientierende Geféhrdungsabschatzung — Phase Il A — der Firma Aquatechnil
Gesellschait fir Hydrogeoclogie und Umwelischutz mbH vom 23.12.2010

o Stadiebauliche Rahmenplanung Moritz-von-Nassau-Kaserne im Emmerich
vom Juli 2008

o Liegenschaftsbezogenes Abwasserentsorgungskonzept fiir die Moritz-von-
Nassau-Kaserne erstellt durch die Firma AF Ingenieur-Consult GmbH vom
21.11.2005

e Abschlufbericht zu. schadlichen Bodenverénderungen / Grundwasserverunrei-
nigungen, Kampfmittelbelastungen und Bausubstariz (Komplettriickbau) —
Phase | — des BLB NRW; Krefeld.

o Historisch-genetische Relonstrukiion der Oberfinanzdirektion Hannaver, er-
stellt durch Mull und Partner Ingenieurgesellschaft mbH am 02.06.2009 nebst
den dort genannten Anlagen 1 bis 6

MONA weist darauf hin, dass die Voreigentiimerin ihr gegentber keine Haftung fir
die Richtigkeit der genannten Unterlagen libernommen hat. Entsprechend kann MO-
NA auch im Rechtsverhaltnis zur Stadt keihe diesbeziigliche Haftung tibernehmen,
soweif nicht im ErschlieRungsvertrag -ausdriicklich etwas anderes vereinbart worden
ist. MONA verfiigt tiber keine eigenen Erkenntnisse in Bezug auf die Richtigkeit und

Vollstandigkeit.der genannten Unterlagen und dier dort getroffenen Angaben.

., MONA Uibernimmt keine Haftung fiir die Freiheit des Ubertragungsgegenstandes von

Leitungen oder Leitungsrechten gleich welcher Art, welchen Umfangs und welcher
Funktion. Sie haftet auch nicht fiir Schaden aus der Beeintrachtigung des Ubertra-
gungsgegenstandes durch solche Leitungen. Die Stadt wird darauf hingewiesen,
dass. sich unter anderem eine 10-KV-Stromleitung, im Ubertragungsgegenstand be-

findet und das Vorhandensein weiferer Leitungen nicht ausgeschlossen werden kann.

- Soweit nicht im ErschlieBungsvertrag ausdriicklich andere Regelungen getroffen

worden sind, Uberhimmt MONA keine Hafturg fiir- Sachmangel, insbesondere njcht

ENTWURF Uberragungsvertrag Stadt Emmerich - Stand 20.06,15
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flr eine besondere Grole, Giie, Beschaffenheit des Ube_r'[ragungsgegen‘standes.

MORNA (ibernimmt auch keinerlei Garantie.

5. MONA Ubernimmt keine Haftung fiir das Freisein des Ubertragungsgegenstandes
von schadiichen Bodenveranderungen im' Sinne von § 2 Abs, 3 BBodSchG und/oder
Altlasten im Sinne von § 2 Abs. 5 BBodSchG sowie von Schiden nach MaRgabe des

§ 3 USchadG.

Der Stadt ist bekannt, dass-aufgrund der friiheren Nutzung des Ubertragungsgegen-
standés als Kaserne schadliche Boderiver&nderungen bzw. Altlasten und/oder sons-
tige Umweltschaden insbesondere: auch im Boden eingeschlossens Gebaude, Ge-
b&udereste, technische Arlagen und Kamipfstoffe, Boden-, Bodenluft- und Grund-
wasserverunreinigungen vorhanden sein kénnen, wobei MONA keine eigenen Er-
kenntrisse hierzu hat, da sié das Kasemengelénde selbst erst erworben hat, nach-

dem dort die militarische Nutzung bereits eingestellt war.

MONA haftet schlieBlich auch nicht fiir Schaden durch nach der ErschlieRung unbe-
merkt verbliebenes Kriegsgeréf oder nicht entfernte Kampfmittel. Konkrete Anhalts-
punikie flir das Vorhandensein solcher Dinge sind MONA jedoch nicht bekannt. MO-
NA wiederholt vorsorglich den Hinweis auf den auf dem Ubertragung_sg,e_genstand
frilher elnmal vorhandenen Schiefplatz und Sprengplatz. Alle Anspriiche der Stadt
wegen eventuell vorhandener Kampfmittel oder Kriegsgerét — aus welchem Rechts-

grund auch immer — sind ausdriicklich ausgeschlossen.

Ausgleichsanspriiche der Stadt gegen MONA und gegen die Bundesanstalt fiir Im-
mobilienaufgaben sowie gegen die Bundesrepublik Deutschland wegen schadlicher
Bodenveranderungen und/oder Alflastén sowie sonstiger Umweltschiden (insbeson-
dere solche nach § 24 Abs. 2 BBodSchG und/oder § 9 Abs. 2 USchadG) werden

hiermiit ausgéschliossen.

Werden MONA oder die Bundesanstalt fiir Immiobilieriufgaben oder die Bundesre-
publik Deutschlarid von Behérden -oder Dritten wegen schidlicher Bodehverinderun-
gen und/oder Alflasten sowie sonstiger Umweltschiden auf dem Ubertragungsge-
genstand in Anspruch genommen (insbesondere nach §24 Abs. 2 BBodSchG
und/oder § 9 Abs. 2 USchadG), ist die ‘Stadt verpflichtet, MONA bzw. die Bundesan-

stalt. fiir Inmobilienaufgaben bzw. die Bundesrepublik Deutschland von samtlichen

ENTWURF Ubertragungsvertrag Stadt Emmerich - Stand 20.06.15
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Kosten einer solchen Inansprichnahme freizustellen, es sei denn, diese Inanspruch-
nahme erfolgte bereits vor dem 25,03.2013. Hierzu erkldrt MONA, dass ihr fir eine
solche Inanspruchnahme im Hinblick auf die Bundesanstalt fiir immobilienaufgaben
ind die Bundesrepublik Deutschland nichts belannt ist. Fiir sich selbst kann MONA
eine solche Inanspruchnahme vor dem 25.03.2013 ausschlieRen, .da sie erst an die-
sem Tag das Kasernengel&nde von der Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben er-
worben hat. Auch nach dem 25.03.2013 ist MONA nicht in der genannten Weise in
Anspruch genommen worden. Es sind auch keine Anzeichen dafiir bekannt, dass ei-

né solche Inanspruchnahme im Raume stehen kénnte.

Die Stadt verpflichtef sich bei einer VeréuRerung des Uberfragungsgenstandes oder
vorv Teilen des Ubertragungsgegenstandés an einen Dritten oder bei sonstiger
Rechtsnachfolge diesen Personen die vorstehend geregelte Freistellung einschlieft-
lich des Auysschlusses von Ausgleichsanspriichen im vargenaniten Umfang mit der
Maflgabe aufzuerlegen, dass auch alle weiteren Rechtsnachfolger entsprechend ge—
genliber MONA, der Bundesrepublik Deutschland und der Bundesanstalt fiir Immobi-
lienaufgaben im Sinne eines echten Verirages zu Gunsten Dritter (§ 328 BGB) zu
verpflichten sind. Diese Regelung ist im Hinblick auf die Bundesanstalt fiir Immobi-
lienaufgaben und die Bundesrepublik Deutschland dann nicht anwendbar, wenn und
soweit etwaige Rechtsnachfolger K&ufer von Einfamilienhdusern oder Kéufer einer

Eigentumswohnung sind.

Alle vorstehenden formulierfen Haftungsausschliisse gelten nicht in Bezug auf An-
spriiche, der Stadt wegen Verletzung des Lebens, des Kérpers oder der Gesundheit,
wenn MONA eine Pflichtverietzung zu vertreten hat. Sie gelten ebenfalls nicht -fiir
sonstige Schaden; die auf einer vorsaizlichen oder grob fahrlssigen Pflichtverletzung
der MONA oder ihrer Erflillungsgehilfen beruhen. Eine Haftung der MONA ist ferner
dann nicht ausgeschlossen, wenn diese einen Mangel arglistig verschwiegen haben

solite.
Die. Stadt iibernimmt etwaige Dienstbarkeiten und Grundstiicksrechte Dritter dié zu
ihrer Wirksamkeit der Eintragung ins Grundbuch nicht bediirfen. Allerdings: versichert

MONA, dass ihr solche Rechte: nicht bekannt sind:

MONA hat der Stadt eine Kopie des Landschaftspflegerischen Begl'eitp]aﬁe,s vom ***
zur Verfiigung gestellt. Die sich daraus fiir den Bereich des Ubertragungsgegenstan-

ENTWURF Uberiragungsvertrag Stadt Emmerich - Stand 20.06.15
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des ergebenden Pilichien wird die Stadt zur vollsténdigen Entlastung der MONA um-

setzen. Insbesondere wird die Stadt **,
MONA gewahrleistet, dass der Ubertragungsgegenstand zum Tage des Besitz{iber-
ganges miet- und pachifrei ist.

lli. Gefahr, Besitziibergang
Der Besitz und die Gefahr gehen auf die Stadt (iber, miit ***,
Die Stadt hat ab dem Zeitpunkt die &ffentlichen und privaten Lasten des Ubertra-
gungsgegenstandes zu tragen. Sie hat ab diesem Zeitpunkt MONA von allen Pilich-
ten, die dieser als Eigeritimer oblie_gen, reizustellen.

V. Kosten

Die mit diesem Verirag und seiner Durchfiihrung verbundenen Notar- und Gerichts-
kosten, die Vermessungskosten, die-Kosten und Geblihren der erforderlichen priva-

ten und behérdlichen Genehmigungen und Erklarungen sowie die Grunderwerbsteier
tragt MONA.

V. Auflassung

1. Zur

Auflassung
erklaren die Befeiligten:
Wir sind dariiber einig, dass das Eigentum an dem in dieser Urkunde bezeichneten

Ubertragungsgegenstand auf die Stadt iibergeht und bewilligen und beantragen die

Eintragung des Eigentumswechsels im Grundbuch.

ENTWURF Ubertragungsverirag Stadt Emmerich - Stand 20.06.15
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Der amiierende Notar wird angewiesen, diesen Verirag dem Grundbuchamt zum

Vollzug des Eigeritumswechsels erst dann vorzulegen, wenn ***,

Die Beteiligten erteilen ihre Zusiimmung zur Léschung und Teilléschung aller auf dem
Ub'ertragUn_gsgegenstand in Abfeilung Il und Ill eingetragenen Belastungen und Be-
schrénkungen nach MaRgabe der Bewilligung der Berechtigten, insbesondere bean-

tragen sie die Léschung der Rechte in Abteilung Ifl NF, ***,

Die Abtretung des Anspruchs auf die Eigentumstibertragung durch die Stadt ist aus-

geschlossen.

VI. Auflassungsvormerkung

MONA bewilligt und beantragt und die Stadt beantragt die Eintragung einer Vormerkung

zur Sicherung des -Anspruchs auf Eigeniumstibertragung auf dem Ub'ertragungsgegen-

stand zu Gunsten der Siadi in das Grundbuch.

Die Stadt bewilligt und beantragt schon jetzt die Léschung der Vormerkung nach Eintra-

gung des Eigentumswechsels im Grundbuch, vorausgesetzi, dass keine belastenden

Zwischeneintragungen erfolgt oder beantragt sind, denen die Stadt nicht zugestimmt hat.

Die Parteien bevollméchtigen *** (Notariatsmitarbeiter) dazu, die Léschung der zuguns-

ten der Stadt einzutragenden Vormerkung zu bewilligen und zu beantragen, sofern der

Vertrag nicht durchgefiihrt wird.

VII. Abtretung der Anspriiche der Stadt
Die Abtretung unid Verpfandung der Rechte der Stadt aus diesem Vertrag ist nicht zu-

lassig.

Viil. Antragsrecht

ENTWURF [:Jbertragungs_yertrag Stadt Emmerich - Stand 20.06.15
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Alle Eintragungen im Grundbuch zu digser Urkunde sollen erfolgen nach den Antra-
gen des amtierenden Notars, der auch ermachtigt ist, die Antrage getrennt und ein-

g_eschré'mk’c zu stelien und in gleicher Weise auch zuriickzuziehen.
Dies gilt auch flr etwaige Mithaftentlassungen bzw. Prandfreigaben,

Die Beteiligten verzichten auf ihr éigenes Antragsrecht und beauftragen nur den am-
tierenden Notar und seinen Rechtsnachfolger oder Vertreter im Amt Grundbuchari-
trége zu dieser Urlunde zu stellen; dies gilt insbesondere fiir die Stellung des Um-

schreibungsantrages.

B Vollzug

Der Notar hat darauf hingewiesen, dass dieser Vertrag, soweit eine Genehmigung
‘gemal. dem Grundstiicksverkehrsgesetz oder dem Baugesetzbuch erforderlich ist,
erst mit Erteilung dieser Genehmigung wirksam wird und im Ubrigen von MONA nur
erflllt werden kann, wenn eine etwa erforderfiche Genehmigung nach dem Bauge-

setzbuch erteilt und ein gesetzliches Vorkaufsrecht nicht ausgetibt wird.

Der Notar wird angewiesen, die fiir die Wirksamkeit des Vertrages oder seinen Voll-
zug erforderlichen Genehmigungen oder Negativatteste anzufordern und entgegen-
zunehmen. Zur Enftgegennahme behérdlicher Genehmiigungen unter Auflagen oder
Bedingungen und Bescheiden, mit denen eine behdrdliche Genehmigung versagt o-

derein Vorkaufsrecht ausgeiibt wird, ist der Notar nicht bevolim&achtigt.

MONA beaufiragt den Notar, alle zur Lastenfieistellung erforderlichen Léschungsun-
terlagen auf Kosten der MONA anzufordern und sich die Abléseforderungen zum frii-
hesten Falligkeitsdatum mitteilen zu lassen.

Unabhangig hiervon sollen fiir die Vertragsbeziehungen der Beteiligten Genehri-

gungserkldrungen jeder Art mit ihrem Eingang bei dem Notar oder dem Verwahrer

dieser Urkunde fiir alle Beteiligten wirksam sein.

X. Genehmigungen

ENTWURF Uberiragungsvertrag Stadt Emmerich - Stand 20.06.15
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Genehmigungserklérungen Dritter zu dieser Urkunde solieh mit ihrem Eingang bei

dem Notar fiir alle Beteiligten unmittelbar wirksam werden.

Xl. Sonstige Abreden

ety

Xl Anlagen

Sémiliche Schiiftstticke, auf die in dieser Urkunde Bezug genommen wird, sind den
Beteiligten bekannt. Die Stadt bestatigt, dass ihr sémfliche Schrifistiicke bereits meh-

rere Wochen vor der Beurkundung in Kopie ausgehandigt worden sind.

X1Il. Belehrungen

Der Notar hat die Beteiligten dariiber belehrt, dass

[Unterschriften]

ENTWURF Dbeﬂragungsve,rtrag Stadt Ernmerich - Stand 20.06.15




Bescheinigung nach § 21.1.1 BNotO

Ich bescheinige aufgrund heutiger elektronischer Einsicht in das
Handelsregister des Amtsgerichts Kleve HRB 12157:

- Herr Matthias Winsch von der Heyden als einzelvertretungs-
berechtigter Geschaftsfithrer - befreit von den Beschrankun-
gen des § 181 BGB - ist befugt die Mona Projektentwick-
lungsgesellschaft mbH einzeln zu vertreten.

Diese Vertretungsberechtigung bestand bereits am 15.03.2018.

Disseldorf, den 20. Marz 2018

/MT 18.0433.08
ERUAN
Dr. Braunfikels, Notar




Genehmigung

In der Urkunde vom 15.03.2018 - URNr. 441/2018 Br
des Notars Dr. Florian Braunfels in Diisseldorf -
sind wir durch Herrn Maximilian Lemke vertreten worden.

In Kenntnis der Urkunde genehmigen wir alle Erklarungen, die
in dieser Urkunde in unserem Namen abgegeben und entgegenge-
nommen worden sind.

Emmerich, den
/MT 18.0433.09

Stadt Emmerich am Rhein
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STADT EMMERICH AM RHEIN
DER BURGERMEISTER

Top
Vorlagen-Nr. Datum
05-16
Verwaltungsvorlage offentlich 1604/2018 25.09.2018

Betreff

Verfahren zur 94. Anderung des Flachennutzungsplans;
hier: 1) Bericht zu den Beteiligungen der Offentlichkeit und der Behérden
2) Beschluss zur Offenlage

Beratungsfolge

Ausschuss fur Stadtentwicklung 09.10.2018

Beschlussvorschlag
Zu 1)

Zu ll.a.1) Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschlief3t, dass die Anregung zur
Beachtung von Zielen der Raumordnung mit den Ausfihrungen der
Verwaltung abgewogen ist.

Zu ll.a.2) Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschlief3t, dass die Anregung zur
Berticksichtigung von Zielen der Raumordnung mit den Ausfiihrungen der
Verwaltung abgewogen ist.

Zu ll.a.3) Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschlie3t, dass die Anregung zur
regionalplanerischen Beurteilung mit den Ausfihrungen der Verwaltung
abgewogen ist.

Zu ll.a.4) Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschlief3t, dass die Anregung zur
Landschaftsschutzgebiet-Verordnung mit den Ausfiihrungen der Verwaltung
abgewogen ist.

Zu ll.a.5) Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschlief3t, dass die Anregung zu
weiteren Hinweisen der Bezirksregierung Dusseldorf mit den Ausfiihrungen
der Verwaltung abgewogen ist.

Zu 1l.a.6) Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschliel3t, dass die Anregung zur
Wasserwirtschaft mit den Ausfiihrungen der Verwaltung abgewogen ist.

Zu ll.b) Der Ausschuss fir Stadtentwicklung beschlie3t, dass die Anregungen zur
geéanderten Flachennutzungsplan-Darstellung mit den Ausfliihrungen der
Verwaltung abgewogen ist.
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Zu ll.c) Der Ausschuss fir Stadtentwicklung beschlief3t, dass die Hinweise der Unteren
Immissionsschutzbehdrde mit den Ausfiihrungen der Verwaltung entsprochen
wurde.

Zu ll.d) Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschliel3t, dass die Anregungen zu
Bodendenkmalern mit den Ausfihrungen der Verwaltung entsprochen wurde.

Zu ll.e) Der Ausschuss fir Stadtentwicklung beschlief3t, dass die Anregungen der
Bezirksregierung Dusseldorf mit den Ausfihrungen der Verwaltung entsprochen
wurde.

Zu 2)

Der Ausschuss fiir Stadtentwicklung beschlief3t den vorliegenden Entwurf zur 94. Anderung

des Flachennutzungsplans als Offenlegungsentwurf und beauftragt die Verwaltung, die
offentliche Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB durchzuftihren.
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Sachdarstellung :

Zu 1)

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung am 02.05.2017 den
Aufstellungsbeschluss zur 94. Anderung des Flachennutzungsplans -Kulturzentrum
Schlésschen Borghees- gefasst sowie die Durchflihrung der friihzeitigen Beteiligung der
Offentlichkeit und der Behorden beschlossen.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB fand in Form einer
Einsichtnahme in den Planvorentwurf im Rathaus Emmerich in der Zeit vom 13.07.2017 bis
einschliellich zum 14.08.2017 statt.

Im gleichen Zeitraum wurden die Behdrden geméan 8 4 Abs. 1 BauGB im Rahmen des o.g.
Aufstellungsverfahrens beteiligt und die landesplanerische Anfrage gem. § 34 Abs. 1 LPIG
durchgefuhrt.

Die eingegangenen Stellungnahmen waren Anlass flr ergadnzende fachliche
Untersuchungen (Schallschutzprifung). Zudem wurden der Geltungsbereich der
Flachennutzungsplan-Anderung und damit die Darstellung der Sonderbauflache auf den
Bereich mit baulichen Nutzungen reduziert.

Im Rahmen dieser Beteiligungen wurden die nachfolgend aufgefiihrten Anregungen

vorgetragen, Uber die der Ausschuss fir Stadtentwicklung unter Abwéagung der privaten und
offentlichen Interessen zu entscheiden hat.

I. Anrequngen aus der Beteiligung der Offentlichkeit

Im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit sind keine Stellungnahmen
eingegangen.

Il. Anregungen aus der Beteiligung der Behorden

a) Bezirksregierung Dusseldorf, Landesplanerische Anfrage gem. § 34 Abs. 1 LPIG,
Schreiben vom 19.10.2017

Gegen die Flachennutzungsplan-Anderung bestiinden landesplanerische Bedenken, die
unter u. g. Voraussetzungen zurlick gestellt werden kdnnten.

1. Glltige Ziele der Raumordnung (zu beachten):

Das Plangebiet liege gemaf der zeichnerischen Darstellung des GEP 99 im Allgemeinen
Freiraum- und Agrarbereich (AFA), tberlagert durch die Freiraumfunktionen ,Bereich flir den
Grundwasser- und Gewasserschutz (BGG) sowie ,Bereich zum Schutz der Landschaft und
landschaftsorientierte Erholung“ (BSLE).

Die entsprechenden Ziele des GEP 99 seien hier zu beachten. Der BSLE werde durch ein
Landschaftsschutzgebiet (LSG), das per ordnungsbehdérdlicher Verordnung (LSG-VO)
festgesetzt ist, fachrechtlich umgesetzt und schlieRe das gem. § 30 BNatSchG unter
gesetzlichem Biotopschutz stehende Biotop der Grafte mit ein. Gemal Kap. 2.1, Ziel 1 Nr. 3
des GEP 99 sei der Freiraum auch als Trager historischer Zeugnisse und Kulturentwicklung
zu sichern; insbesondere regionaltypische und identitatsstiftende Kulturlandschaften,
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Siedlungen sowie Bau- und Bodendenkmaler seien zu erhalten und zu pflegen bzw. im
Einzelfall wieder herzurichten.

Auch seien die Ziele im Landesentwicklungsplan (LEP NRW) zu beachten, der im Gesetz-
und Verordnungsblatt fir das Land Nordrhein-Westfalen — Nr. 4 vom 25. Januar 2017
bekannt gemacht wurde und am 08.02.2017 in Kraft getreten sei.

Hinsichtlich der bauleitplanerischen Ausweisung von Bauflachen und Baugebieten durch die
kommunale Bauleitplanung sei grundsatzlich Ziel 2-3 des LEP NRW zu beachten.

Der Standort ist zudem Teil eines im LEP gekennzeichneten landesbedeutsamen
Kulturlandschaftsbereichs (Residenz Kleve). Die so gekennzeichneten Bereiche sollen gem.
Grundsatz 3-2 des LEP NRW unter Wahrung ihres besonderen kulturlandschaftlichen
Wertes entwickelt werden.

Stellungnahme der Verwaltung

Durch die Riicknahme des Plangebiets im Bereich des unter gesetzlichen Biotopschutz
stehenden Biotop der Gréfte wurde der Anregung gefolgt. Der Bereich wird kinftig nicht
Uberplant.

Da keine regional- oder landesplanerisch bedeutsame Flachenentwicklung durch die FNP-
Anderung vorbereitet werden soll, wird dem Ziel 2-3 des LEP entsprochen. Die bestehende
und geringfiigig auszubauende Scheune ist der zugehérigen Freiraumnutzung deutlich
untergeordnet.

Dem Grundsatz 3-2 des LEP NRW wird vollumfénglich entsprochen, indem die baulichen
Anlagen des Schlésschen Borghees samt Nebenanlagen planungsrechtlich gesichert
werden. Zur Ergénzung des kulturellen Angebotes des Schldsschens soll der angrenzende
bestehende Gastronomiebetrieb ebenfalls in der Sonderbauflache dargestellt werden.

2. Ziele in Aufstellung (zu berticksichtigen):

Bei den im Planentwurf des RPD enthaltenen Zielen handele es sich um ,Ziele in
Aufstellung®. Diese Ziele des RPD seien als sonstige Erfordernisse der Raumordnung i. S. d.
§ 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG bei Abwagungs- oder Ermessensentscheidungen gemaf § 4 Abs. 1
ROG ebenfalls zu berticksichtigen.

Die zeichnerische Darstellung des RPD sehe fiir den betroffenen Planbereich unverandert
die Darstellungen AFA, BGG und BSLE vor. Die entsprechenden Ziele und Grundsatze im
RPD seien hier zu bertcksichtigen.

Erganzend wird darauf hingewiesen, dass Kap. 2.2, G2 des RPD die Erhaltung der
landschaftlichen und kulturhistorischen baulichen Elemente vorsieht, die in der Beikarte 2B
~Kulturlandschaft — Erhalt“ dargestellt sind und die Méglichkeit einer Nutzungsanderung von
Denkmalern und kulturlandschaftspragenden Gebauden erhalten bleibt.

Stellungnahme der Verwaltung

Zwischenzeitlich ist der Regionalplan Disseldorf in Kraft getreten. Die in Aufstellung
befindlichen Ziele sind nun zu beachten und somit zwingend umzusetzen. Die Planung der
Sonderbauflache ,Kulturzentrum Schlésschen Borghees® entspricht den Zielen des RPD
vollumfanglich.

05 - 16 1604/2018 Seite 4 von 12



3. Regionalplanerische Beurteilung

Das vorhandene Ensemble des Schlésschens sei als Trager historischer Zeugnisse und der
Kulturentwicklung gem. 0.g. Kap. 2.1, Ziel 1 Nr. 3 des GEP 99 grundsétzlich zu erhalten,
koénne jedoch nicht im Sinne des Ziel 2-3 des LEP NRW als im regionalplanerisch
festgelegten Freiraum gelegener Ortsteil eingestuft werden. Somit kdnne eine Anpassung an
Ziel 2-3 des LEP NRW nur im Rahmen der Ausnahmeregelung in Satz 4 des vorgenannten
Ziels erfolgen. Demnach kdnnen im Freiraum Bauflachen und Baugebiete ausnahmsweise
dargestellt und festgesetzt werden, wenn
- die besondere 6ffentliche Zweckbestimmung fir bauliche Anlagen des Bundes oder
des Landes dies erfordert oder
- die jeweiligen baulichen Nutzungen einer zugehorigen Freiraumnutzung deutlich
untergeordnet sind.

Es bestiinden daher derzeit landesplanerische Bedenken gegen die vorgesehene
Darstellung einer Sonderbauflache im Flachennutzungsplan, insbesondere hinsichtlich der
Vereinbarkeit der Sonderbauflache mit dem o.g. Ziel 2-3 des LEP NRW.

Diese Bedenken kénnen jedoch vor dem Hintergrund der kulturhistorischen und
kulturlandschaftlichen Bedeutung des Ensembles zugunsten einer die Erhaltung sichernden
Umnutzung dann zuriickgestellt werden, wenn - wie fir die Umnutzung der Scheune unter
Punkt 3) der Begriindung ausgefiihrt - durch die Anderung des FNP ,keine weiteren
baulichen Maflinahmen vorbereitet” werden und dies auch anhand der Ausfiihrungen in der
Begrindung nachvollzogen werden kann und die baulichen Nutzungen einer zugehorigen
Freiraumnutzung deutlich untergeordnet sind.

Angesichts der Lage im Freiraum begrundeten sich die Bedenken insbesondere auch auf die
groRraumige Abgrenzung der Sonderbauflache, die den Bereich des Café-Restaurants
vorsorglich einbeziehe, um kiinftig Moglichkeiten zu dessen Umbau oder fir Erweiterungen
einzurdumen. Nach dem derzeitigen Stand der Begriindung seien hierfir die
Voraussetzungen fiir eine Anpassung entsprechend der Ausnahmeregelung des Ziel 2-3
LEP NRW nicht erkennbar.

Es wird daher gebeten, die Unterlagen um folgende Aspekte zur erganzen und erneut
gemal § 34 Abs. 1 LPIG zur landesplanerischen Anpassung vorzulegen:

- Beschrankung/Konzentration der S- ggf. auch SO-Darstellung auf das unbedingt
erforderliche MalR3 der baulichen Nutzung bzw. die baulich gepragten Flachen
(Bestand);

- erganzende Aussagen zum moglichen Umfang zuklnftiger Umbauten und
Erweiterungen des Restaurant-Cafés, die im Verhaltnis zur Gesamtflache der Anlage
des Schlésschens nur eine deutlich untergeordnete Rolle spielen dirfen;

- Aussagen zum raumlich-funktionalen Zusammenhang zwischen der Umnutzung der
Scheune durch das Marionettentheater und einer moglichen Erweiterungen des Café-
Restaurant;

- Aussagen zu den vorhandenen Wohneinheiten und Ausschluss der Ergdnzung oder
Erweiterung von Wohneinheiten;

- Aussagen zu notwendigen Stellplatzen;

- Beachtung der als § 30 — Biotop geschutzten Grafte;

- Bericksichtigung der landesbedeutsamen Kulturlandschaft Residenz Kleve (vgl.
Fachbeitrag Kulturlandschaft zum Regionalplan Dusseldorf;
https://www.kuladig.de/Objektansicht/O-55073-20121004-17;

Abgerufen: 19. September 2017)
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Stellungnahme der Verwaltung
Der Stellungnahme der Bezirks-Regierung wird im Entwurf zur Flachennutzungsplan-
Anderung gefolgt.

In die Begriindung wurde die konkrete Planung fur die Erweiterung des Nebengebaudes des
Schldsschens eingefligt, so dass die geplante bauliche Malinahme eindeutig ablesbar ist.
Durch die Erweiterung soll die kulturhistorische und kulturlandschaftliche Bedeutung des
Ensembles erhalten und gesichert werden. Die Nutzung ist der zugehdrigen
Freiraumnutzung deutlich untergeordnet.

Die auszuweisende Flache der Sonderbauflache wurde auf die vorhandenen baulichen
Anlagen einschlieRlich der notwendigen Parkplatze fir das Schlésschen und den
Gastronomiebetrieb reduziert. Die geschiitzten Grafte werden nicht Uberplant.

Es wird nun ausschlie3lich das bestehende Geb&ude des Gastronomiebetriebes Gberplant.
Durch die Darstellung innerhalb der Sonderbauflache sollen lediglich anstehende
genehmigungspflichtige Modernisierungsmaflinahmen des bestehenden Betriebes ermoglicht
werden. Auf der jetzigen Rechtsgrundlage des 8§ 35 Abs. 2 BauGB stehen die Darstellungen
des Flachennutzungsplans entgegen.

Bauliche Erweiterungen sind aufgrund der Betriebsgrdl3e und des Betriebskonzeptes nicht
vorgesehen. Genehmigungspflichtige Umbauten oder Umnutzungen kénnen auch kunftig nur
auf Grundlage des § 35 Abs. 2 BauGB stattfinden. Hier sind die Belange der Raumordnung
ebenfalls zu beachten und werden im jeweiligen Baugenehmigungsverfahren geprift. Die
notwendigen Stellplatze sind bereits auf dem Grundstick nachgewiesen und bedurfen daher
keiner Darstellung im Flachennutzungsplan.

4. Landschaftsschutzgebiet-Verordnung

Daruber werde ausdricklich darauf hingewiesen, dass aufgrund der Lage des Plangebietes
innerhalb eines LSG, das per LSG-VO der Bezirksregierung Duisseldorf als Hohere
Naturschutzbehotrde festgesetzt ist, eine Genehmigung der Plandarstellung erst dann
erfolgen kann, wenn die LSG-VO durch die Hohere Naturschutzbehérde aufgehoben
wurde bzw. eine entsprechende Befreiung erfolgt ist. Die weiteren VVoraussetzungen fur
einen entsprechenden Antrag auf Entlassung aus dem Landschaftsschutz bzw. Befreiung
bitte ich mit dem zustandigen Dezernat 51 (H6here Naturschutzbehérde) abzustimmen.

Aus Sicht des Dezernates 51 ,Hohere Naturschutzbehorde” bestiinden Bedenken in dem
angefragten Umfang eine Sonderbauflache im FNP Emmerich darzustellen.

Die Flache wird derzeit per Verordnung der Bezirksregierung als Landschaftsschutzgebiet
u.a. auch gegen eine weitere bauliche Entwicklung geschiitzt.

Stellungnahme der Verwaltung

In den baurechtlichen Verfahren der Bauleitplanung ist die fir das Naturschutzrecht
zustandige Naturschutzbehdrde der jeweilige Kreis bzw. die kreisfreie Stadt selbst in ihrer
Funktion als untere Naturschutzbehdrde und nicht die jeweilige Bezirksregierung als hohere
Naturschutzbehérde.

In den Anpassungsverfahren gem. 8§ 34 (1) LPIG werden von den bei den
Bezirksregierungen dafuir zustandigen Dezernaten 32 u.a. auch die jeweiligen Dezernate 51
beteiligt, die innerhalb der Organisationsstruktur der Bezirksregierungen letzterer Funktion
als hohere Naturschutzbehorde ausiben — allerdings auRerhalb der naturschutzrechtlichen
Zustandigkeit und in der Konsequenz als Autoren von Hinweisen innerhalb der
landesplanerischen Anpassungsverfiigung.
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Einer Abstimmung zwischen die jeweilige Bauleitplanung tragender Kommune und dem
hinweisgebenden Dezernat 51 bedarf es jedoch nicht — auch bei Abweichung von derartigen
Hinweisen, denn zusténdig bleibt die untere Naturschutzbehdrde (s.0.).

Sollte im anhangigen Fall tatséchlich eine Befreiung von Bau- und/oder anderen Verboten
einer naturschutzrechtlichen Schutzausweisung (LSG) erforderlich werden, ist auch
diesbezlglich der Kreis Kleve auf der Basis von § 75 LNatSchG NRW i.V.m. § 67 BNatSchG
(allein) zustandig.

Lediglich bei Notwendigkeit einer Anderung einer naturschutzrechtlichen Schutzausweisung
per Verordnung der Bezirksregierung ist diese selbst in ihrer Funktion als hdhere
Naturschutzbehérde zustandig.

Der Kreis als untere Naturschutzbehdrde wurde im Rahmen der friihzeitigen
Offentlichkeitsbeteiligung bereits beteiligt. Hier wurden keine Bedenken erhoben. Zudem
erfolgte eine weitere Abstimmung aufgrund der Stellungnahme der Bezirksregierung. Auch
hier wurden seitens des Kreises keine Bedenken aufgrund der LSG-VO erhoben.

5. Weitere Hinweise

Die Bezeichnungen der geplanten Darstellung in der Planzeichnung einschlieflich
Planzeichenerklarung und in der Begriindung sei zu tUberprifen und anzugleichen. Es werde
darauf hingewiesen, dass fur eine Sonderbauflache gem. 8 1 Abs. 1 BauNVO das
Planzeichen ,S* und fir ein Sondergebiet gem. § 1 Abs. 2 BauNVO das Planzeichen ,SO“ zu
verwenden sei.

Die Zweckbestimmung ,Kulturzentrum Schlésschen Borghees® sei zu Uberprifen, da im
Plangebiet nach Angaben in der Begriindung nicht nur kulturelle Nutzungen vorgesehen
seien, sondern auch ein im nordlichen Teil des Plangebietes bestehender
Gastronomiebetrieb (Restaurant-Café) planungsrechtlich abgesichert werden soll, der
vermutlich unabhangig von den kulturellen Veranstaltungen selbsténdig betrieben wird. Eine
Zweckbestimmung wie z. B. ,Kulturzentrum und Gastronomie® kénnte daher passender sein.

In der Begriindung ist nur kurz angegeben, dass mit der Einbeziehung dem vorhandenen
Restaurant-Café ebenfalls Mdglichkeiten zum Umbau oder fiir Erweiterungen eingeraumt
werden sollen. Diese Aussage ist etwas unklar, insbesondere in Bezug auf den Umfang der
mdglichen baulichen Erweiterungen. Ich rege daher an hierzu noch nahere Angaben zu
machen, auch im Hinblick auf die noch durchzufiihrende Umweltpriifung.

Da nach Aussage in der Begriindung das gesamte Plangebiet im Landschaftsschutzgebiet
liegt, ist zu klaren, ob der Landschaftsschutz fir das Plangebiet aufgehoben wird oder ob
Befreiung vom Bauverbot in Aussicht gestellt wird. Andernfalls stiinde die Erforderlichkeit der
Planung gem. § 1 Abs. 3 BauGB in Frage.

Fur das weitere Verfahren wird angeregt, die Planzeichenerklarung zur besseren Information
aller Beteiligten mit den Planzeichen der ndheren Umgebung des Plangebietes zu ergénzen.

Nach Mal3gabe des § 1 Abs. 5 S. 3 BauGB solle die stadtebauliche Entwicklung vorrangig
durch MalRnahmen der Innenentwicklung erfolgen.

Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flachen sei
nach Mal3gabe des § 1a Abs. 2 S. 4 BauGB zu begriinden. In der Begrindung zur FNP-
Anderung sind entsprechende Erlauterungen erforderlich, inwieweit diese Aspekte bei der
Planung beriicksichtigt worden sind.
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Stellungnahme der Verwaltung
Der Stellungnahme beztglich der Ausweisung als Sonderbauflache wurde gefolgt. Es wird
kunftig eine Sonderbauflache ,Kulturzentrum Schlésschen Borghees” dargestellt.

Die Zweckbestimmung ,Kulturzentrum® soll auch den gastronomischen Betrieb beinhalten.
Eine Ausweisung eines ,Kulturzentrums und Gastronomie“ auf der Ebene des
Flachennutzungsplans ware u. a. aufgrund der im Obergeschoss befindlichen Wohnungen
zu eng gefasst. Hier soll beispielsweise die Mdglichkeit eingerdaumt werden, beispielsweise
auch Fremdenzimmer einzurichten. Die Baugenehmigung hierfir kénnte nur nach § 35 Abs.
2 BauGB erteilt werden. Damit die Flachennutzungsplan-Darstellung einem solchen
Vorhaben im Zusammenhang mit Gastronomie nicht entgegensteht, soll der
Nutzungskatalog relativ offen gehalten werden. Durch die Darstellung eines Sondergebietes
~Kulturzentrums* sind jedoch Nutzungsénderung beispielsweise in allgemeines Wohnen oder
Gewerbe stark eingeschrénkt. Es sind somit lediglich den Kulturbetrieb des Schlésschens
ergdnzende Nutzungen zulassig.

Die Planzeichenerklarung wird um Erlauterung der umliegenden Flachen ergénzt.

Es werden landwirtschaftlich genutzte Flachen tberplant, jedoch handelt es sich um die
Darstellung bestehender Gebaude und deren zugehérigen Freiflachen. Durch die enge
Darstellung und die weiterhin verpflichtende Baugenehmigung gem. § 35 BauGB wird keine
relevante Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flachen vorbereitet.

6. Wasserwirtschaft

Die geplante MaRnahme liege innerhalb des festgesetzten Wasserschutzgebietes ,,
Emmerich-Helenenbusch®, Zone IlIA. Die Verbote und Genehmigungspflichten der
Wasserschutzgebietsverordnung sind zu einzuhalten.

Stellungnahme der Verwaltung
Die Beriicksichtigung des Wasserschutzgebietes wird im Rahmen der Baugenehmigung
gepruft.

b) Bezirksregierung Disseldorf, ergdnzende E-Mail vom 22.01.2018

In der landesplanerischen Stellungnahme gemaf § 34 Abs. 1 LPIG vom 19.10.2017 (Az.
32.02.01.01-2102/94-1465) wurde bereits mitgeteilt, dass die landesplanerischen Bedenken
unter bestimmten Voraussetzungen zurlick gestellt werden kdnnen.

Im Vergleich zur 1. Vorlage aus 2017 ist nun eine deutliche Reduzierung der SO-Darstellung
im Bereich des Schlésschen Borghees erfolgt und lediglich die bauliche Veranderung der
Scheune sowie die Sicherung der Parkplatze noch vorgesehen. Die Erweiterung der
Scheune ist geringfligig. Aufgrund der baulichen Vorpragung ist die Bauleitplanung fur das
SO aus raumordnerischer Sicht vertretbar und in diesem Fall mit Ziel 2-3 vereinbar, da es
sich tberwiegend um die Nach-/Umnutzung einer bestehenden baulichen Anlage handelt,
Infrastruktur und bauliche Anlagen bereits Uberwiegend vorhanden sind.

Sofern auch die weiteren Voraussetzungen aus der landesplanerischen Stellungnahme vom
19.10.2017 (Az. 32.02.01.01-2102/94-1465) erfiillt werden wére eine Fortfuhrung des FNP-
Anderungsverfahrens aus regionalplanerischer Sicht moglich.

Auch wenn die SO-Darstellung jetzt modifiziert wurde, bestiinden aus Sicht des Dezernates

51 (H6here Naturschutzbehérde) Bedenken. Diese begriinden sich im Wesentlichen in dem
Widerspruch zu der Landschaftsschutzverordnung der Bezirksregierung Diusseldorf, sowie
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der im vorliegenden Fall tatsachlichen Schutzwirdigkeit und Schutzbedurftigkeit auf einem
Uberwiegenden Teil der angefragten Flache.

Da eine Sondergebietsdarstellung im unmittelbaren Widerspruch zu der
Landschaftsschutzverordnung steht, wird gebeten, dass die Kommune einen direkten
Kontakt mit der Bezirksregierung Dusseldorf als hohere Naturschutzbehérde aufnimmt far
den Fall, dass sie einen Aufhebungsantrag und Entlassungsverfahren von der
Landschaftsschutzverordnung beabsichtigt.

Aufgrund der von hier aus erkennbaren, eher geringfiigigen baulichen
Erweiterungsabsichten des Lagergebaudes wird angeregt, diese — ohne aufwandige
Sondergebietsdarstellung — direkt mit dem Kreis Kleve als Untere Naturschutzbehérde
abzustimmen und dort die Mdglichkeit einer einfacheren Variante tber ein
Befreiungsverfahren zu klaren.

Stellungnahme der Verwaltung

Der Kreis als untere Naturschutzbehdrde wurde im Rahmen der friihzeitigen
Offentlichkeitsbeteiligung bereits beteiligt. Hier wurden keine Bedenken erhoben. Zudem
erfolgte eine weitere Abstimmung aufgrund der Stellungnahme der Bezirksregierung. Auch
hier wurden seitens des Kreises keine Bedenken aufgrund der LSG-VO erhoben.

c¢) Kreis Kleve, Untere Immissionsschutzbehérde, Schreiben vom 01.08.2017

Das Schlésschen Borghees werde regelmafig fur kulturelle Veranstaltungen wie
Ausstellungen, Konzerte und einen Weihnachtsmarkt genutzt.

Planungsrechtlich befande sich das Vorhaben gem. § 35 BauGB im Aul3enbereich der Stadt
Emmerich.

Laut dem Geomedia SmartClient befanden sich auf dem vom Schlésschen Borghees
zusammenhangenden Grundstlick unter der Adresse Hithumer Stral3e 176, 176a und 180
Wohnnutzungen.

Aufgrund der geplanten kulturellen Nutzung z. B. in Form von Konzerten, konne es aus
immissionsschutzrechtlicher Sicht vor allem in Bezug auf Larmimmissionen zu einer
Konfliktsituation kommen.

Im Rahmen der weiteren Planungen sei der Nachweis zu erbringen, dass es durch die
Nutzung des Schlésschens Borghees durch kulturelle Veranstaltungen zu keiner
Uberschreitung der zulassigen Immissionsrichtwerte in Bezug Larm an der vorhandenen
Wohnnutzung kommt.

In diesem Zusammenhang sei im Rahmen der Bauleitplanung auch festzusetzen, welche
Immissionsrichtwerte fur die vorhandenen Wohnnutzungen anzuwenden seien, da sich diese
zukunftig auch im SO-Gebiet ,Kulturzentrum Schiésschen Borghees® befanden.

Stellungnahme der Verwaltung
Die Adresse Hithumer Stral3e 180 bezeichnet das Schldsschen. Hier ist keine Wohnnutzung
vorhanden. Dementsprechend gibt es hier auch keine Larmkonflikte.

Fur die Wohnungen im Gebaude Huthumer StraRe 176 und 176a (Gastronomiebetrieb)
wurden zwei Schallprognosen durchgefiihrt. Hier sind keine Immissionskonflikte erkennbar.
Die Gutachten werden dem Verfahren beigefligt und dem Kreis im Rahmen der
Tragerbeteiligung gem. 8§ 4 Abs. 2 BauGB zur Verfliigung gestellt.
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d) LVR-Amt fur Bodendenkmalpflege im Rheinland, Schreiben vom 17.07.2017

Der Vorhabenbereich tangiert das in die Denkmalliste der Stadt Emmerich eingetragene
Bodendenkmal KLE 002 - Schloss Borghees. Das Bodendenkmal umschreibt die historische
Grabenanlage, deren Ostliche Begrenzung im Gelande jedoch nicht mehr zu erkennen ist.

Die Scheune selbst liegt nicht im Schutzbereich des Bodendenkmals. Es wird gebeten, das
Bodendenkmal, nachrichtlich in die Planunterlagen aufzunehmen.

Es ist damit zu rechnen, dass sich Teile der historischen Grabenanlage im Bereich der
Scheune erhalten haben. Dazu gehéren Mauerfundamente von Begrenzungsmauern,
Grabenprofile und Grabenverfullungen.

Zunachst ist festzustellen, dass jede Beeintrachtigung von durch Eintragung in die
Denkmalliste umfassend geschitzten Bodendenkmalern mit den denkmalrechtlichen
Vorschriften nicht zu vereinbaren und insofern auszuschlie3en ist (§ 9 DSchG NW). Die
Gemeinden haben die Sicherung dieser Bodendenkmaéler bei der Bauleitplanung zu
gewahrleisten (§ 11 DSchG NW). Sichern heif3t, den vorhandenen Bestand ungestort zu
erhalten.

Grundsatzlich gilt, dass im Rahmen der durchzuflihrenden Umweltprifung die Auswirkungen
der geplanten Anderungen auf das archaologische Kulturgut (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. d
BauGB) zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten sind (8 2 Abs. 4 BauGB). Daruber
hinaus sind die Belange des Denkmalschutzes und die kulturellen Beddrfnisse der
Bevolkerung (8§ 1 Abs. 6 Nr. 3 und 5 BauGB) bei der Aufstellung von Bauleitplanen zu
bericksichtigen und mit dem ihnen zukommenden Gewicht in die Abwéagung einzustellen.

Voraussetzung hierfir ist ebenfalls die Ermittlung und Bewertung der Betroffenheit dieser
Belange im Rahmen der Zusammenstellung des Abwéagungsmaterials (8 2 Abs. 3 BauGB).

Durch die geplante Anderung im Flachennutzungsplan ist beabsichtigt, Flachen fiir die
Landwirtschaft in eine Sonderbauflache ,Kulturzentrum Schlésschen Borghees®
umzuwandeln. Diese Anderung berechtigt allerdings noch nicht dazu, konflikttrachtige
Bereiche zu tberplanen.

Die Beurteilung von Bauvorhaben erfolgt weiterhin nach § 35 BauGB. Im AufRenbereich sind
Vorhaben nur zulassig, wenn o6ffentliche Belange nicht entgegenstehen. Eine
Beeintrachtigung dffentlicher Belange liegt insbesondere vor, wenn das Vorhaben Belange
des Denkmalschutzes betrifft (§ 35 Abs. 3 Nr. 5 BauGB).

Nach Vorliegen konkreter Plane ist auf der Ebene des Baugenehmigungsverfahrens das
weitere Vorgehen abzustimmen. Je nach Umfang und Art der geplanten MaRhahme sind
archaologische Untersuchungen im Vorfeld der Baugenehmigung zur Feststellung von Lage,
Erhalt und damit der Denkmalqualitat i.S.d. 8 2 DSchG NRW der erhaltenen Relikte
erforderlich. Dies schliel3t eine mdgliche Erweiterung des bestehenden Schutzbereiches mit
ein.

Stellungnahme der Verwaltung
Die Aufnahme des Bodendenkmals ist durch die Verkleinerung des Planbereiches obsolet,
da dieses nicht mehr Gberplant wird.

Zur Offentlichkeits- und Behordenbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 bzw. § 4 Abs. 2 BauGB wird
fur die Flachennutzungsplan-Anderung ein Umweltbericht erstellt. Hier werden die
genannten Auswirkungen auf das archéologische Kulturgut sowie die Belange des
Denkmalschutzes untersucht.
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Die Beeintrachtigung von konkreten Vorhaben im Planbereich werden im Rahmen der
Baugenehmigung erortert.

e) Bezirksregierung Dusseldorf, Schreiben vom 02.08.2017

Die angefragte Sondergebietsdarstellung liege in einem Landschaftsschutzgebiet, welches
per Verordnung der Bezirksregierung Disseldorf u.a. vor einer weiteren Bebauung geschiitzt
wird. Es werden daher vorsorglich Bedenken angemeldet. Weitere Verfahren sind mit der
Bezirksregierung Dusseldorf Dezernat 51 friihzeitig abzustimmen.

Es sei zudem nicht ersichtlich, wie die Gré3e und Abgrenzung des Sondergebietes
begriindet wird. Die jetzt im Vorentwurf dargestellte, sehr grof3ziigig bemessene Abgrenzung
des SO wirde theoretisch eine umfangreiche Erweiterung der Bebauung ermoglichen. Auch
deshalb werden hier Bedenken geltend gemacht.

Die Unterlagen sind zur vertieften Beurteilung des Vorhabens im Ubrigen z.Z. nicht geeignet,
da u.a. der Umweltbericht noch fehilt.

Stellungnahme der Verwaltung
Zur Schutzgebietsverordnung s. vorherige Stellungnahmen zu diesbeziiglichen Bedenken
der Bezirksregierung.

Die Flachenhafte Darstellung des Sondergebietes wurde zugunsten einer Darstellung der
notwendigen Gebaude- und Flachendarstellung reduziert. Somit sind auch bauliche
Erweiterungen gro3tenteils ausgeschlossen. Ohnehin unterliegen bauliche Anlagen der
Genehmigung gem. § 35 BauGB. Den Vorhaben durfen 6ffentliche Belange nicht
entgegenstehen.

Zur Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 bzw. 8 4 Abs. 2 BauGB wird
fur die Flachennutzungsplan-Anderung ein Umweltbericht erstellt.

Zu 2)

Derzeit steht noch der Umweltbericht zur Flachennutzungsplan-Anderung aus. Sobald dieser
vorliegt, werden die Ergebnisse in die Entwurfsbegriindung eingepflegt. Die Planzeichnung
wird in der Legende um eine Erlauterung der umliegenden Flachen erganzt. Die
vollstdndigen Unterlagen werden Gegenstand der Beteiligungen nach 88 3 Abs. 2 und 4 Abs.
2 BauGB und der landesplanerischen Anfrage nach 8 34 Abs. 5 LPIG.
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Mallnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die MalRBnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 5.

In Vertretung

Dr. Wachs
Erster Beigeordneter

Anlagen:

Anlage 1 zu Vorlage 05-16 1604 Planzeichnung

Anlage 2 zu Vorlage 05-16 1604 Begriindung

Anlage 3 zu Vorlage 05-16 1604 Immissionsgutachten Scheune
Anlage 4 zu Vorlage 05-16 1604 Imissionsgutachten Gastronomie
Anlage 5 zu Vorlage 05-16 1604 Stellungnahmen
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Anderungsbereich

Sonderbauflache - Kulturzentrum Schldsschen Borghees

Der fir die Bauleitplanung zustandige Ausschuss flr
Stadtentwicklung des Rates der Stadt Emmerich am
Rhein fasste am geman § 2 Abs. 1i.V.m.

§ 8 Baugesetzbuch (BauGB) den Aufstellungs-
beschluss zur 94. Anderung des Flachennutzungs-
planes der Stadt Emmerich am Rhein.

Emmerich am Rhein,

Blrgermeister Ratsmitglied

Der Ausschuss flr Stadtentwicklung des Rates der Stadt

Emmerich am Rhein stimmte am dem Entwurf zur
94. Anderung des Flichennutzungsplanes mit seiner
Begriindung zu und beschloss die 6ffentliche Auslegung geman

§ 3 Abs. 2 BauGB.

Emmerich am Rhein,

Burgermeister Ratsmitglied

Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat am

den Entwurf der Fldchennutzungsplan-
anderung mit der Begriindung gemaR § 2 Abs. 1i.V.m.
§ 8 BauGB vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414) in
der zum Zeitpunkt des Beschlusses giiltigen Fassung als
94. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt
Emmerich am Rhein beschlossen.

Emmerich am Rhein,

Burgermeister Ratsmitglied

GemaR § 6 Abs. 1 BauGB ist die 94. l'\nderung des

Fléchennutzungsplanes der Stadt Emmerich am Rhein F I éc he n n Utz u n g s p I a n
™ der Stadt Emmerich am Rhein

Verfigung vom AZ:
genehmigt worden.
pure=any
Wi

Dusseldorf,

Bezirksregierung Diisseldorf
Im Auftrag

“

94. Anderung

Die ortsiibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbe-

schlusses zur 94. Anderung des Flachennutzungs-

planes vom erfolgte am

Emmerich am Rhein,

Blrgermeister

Der Entwurf zur 87. Anderung des Flachennutzungs-
planes hat mit seiner Begriindung geman § 3 Abs. 2 BauGB

nach ortsublicher Bekanntmachung vom in der
Zeit vom bis einschlieBlich offentlich
ausgelegen.

Emmerich am Rhein,

Blrgermeister

Gemal § 6 Abs. 5 BauGB ist die Genehmigung der Bezirksregierung Disseldorf mit Hinweis auf die 6ffentliche

Auslegung des geanderten Flachennutzungsplanes am .

In dieser Bekanntmachung wurde ebenfalls auf die Vorschriften des § 215 BauGB hingewiesen.

Mit dieser Bekanntmachung wird die 94. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Emmerich am Rhein

wirksam.

Emmerich am Rhein,

Burgermeister

ortsuiblich bekannt gemacht worden.

Umwandlung einer Flache fiir die Landwirtschaft
in eine Sonderbauflache "Kulturzentrum Schlésschen

hier:

Borghees"

... Ausfertigung
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1. Anlass der Flachennutzungsplananderung

Das Schlosschen Borghees aus dem 17. Jahrhundert befindet sich am Rande des Borgheeser
Walds im Norden Emmerichs. Das Hauptgeb&aude wird fur heute regelmafig fur kulturelle Ver-
anstaltungen wie Ausstellungen, Konzerte und einen Weihnachtsmarkt genutzt. Auch Trauun-
gen sind hier mdglich.

Seit 2008 tritt im Schlosschen auch das Marionettentheater TiK auf. Da die Buhne fur das Thea-
ter jedoch mit einem hohen Aufwand zu jeder Veranstaltung auf- und abgebaut werden muss,
hat der Kulturausschuss der Stadt Emmerich am Rhein hat in seiner Sitzung am 30.11.2016
beschlossen, die sich auf dem Gelande des Schlésschens befindlichen Scheune zur multifunk-
tionalen Nutzung bzw. zur Errichtung einer festinstallierten Marionettentheaterblihne umzuge-
stalten. Die Scheune ist derzeit ungenutzt.

Der Bereich am Schlésschen Borghees ist planungsrechtlich als Aulenbereich gem. § 35
BauGB einzustufen. Hier sind nur privilegierte Nutzungen, also insbesondere landwirtschaftliche
oder energetische Nutzungen zuldssig. 8 35 Abs. 2 BauGB erlaubt die Zulassung von sonstigen
Vorhaben im Einzelfall, wenn ihre Ausfihrung oder Benutzung 6ffentliche Belange nicht beein-
trachtigen und ihre ErschlielBung gesichert ist. Eine Beeintrachtigung 6ffentlicher Belange liegt
gem. 8 35 Abs. 3 BauGB u. a. vor, wenn die Darstellung des Flachennutzungsplans wider-
spricht.

2. Raumlicher Geltungsbereich

Durch die Flachennutzungsplan-Anderung wird das Grundstiick des Schlésschens einschlieR-
lich der zugehdorigen AuRRenflachen (Flurstlick 1088). Hier finden auch au3erhalb des Gebaudes
Veranstaltungen wie der Weihnachtsmarkt statt oder sie werden als Parkplatz genutzt (Flur-
stiick 864). Auch der umzunutzende Teil der Scheune befindet sich auf dem AuRengelénde des
Schlésschens (Flurstlick 1087). Die geschiitzten Grafte werden nicht Gberplant.

Das Scheunengebaude liegt teilweise auch auf dem Flurstiick 1078, welches in Privatbesitz ist.
Die kiinftige Nutzung ist unklar, derzeit wird der Teil als Abstellflache genutzt.

Nordlich des Schldsschens und der ehem. Scheune befindet sich ein gastronomischer Betrieb
mit zwei dartber liegenden Wohnungen (Huthumer Straf3e 176 und 176a). Um hier kiinftig
ebenfalls Mdglichkeiten zur Modernisierung oder zum Umbau einzuraumen, soll der Betrieb in
die Sonderbauflache ,Kulturzentrum Schlésschen Borghees® einbezogen werden.

Es werden landwirtschaftlich genutzte Flachen Gberplant, jedoch handelt es sich um die Dar-
stellung bestehender Gebaude und deren zugehdrigen Freiflachen. Durch die enge Darstellung
und die weiterhin verpflichtende Baugenehmigung gem. § 35 BauGB wird keine relevante Inan-
spruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flachen vorbereitet. Die umliegenden Flachen
werden insbesondere durch Pferdehaltung genutzt. Die Darstellung wird hier nicht geéndert.

Der Bereich der Flachennutzungsplananderung betrifft die Grundstiicke Gemarkung Borghees,
Flur 2, Flurstiicke 864, 1077 (teilw.), 1078 (teilw.), 1087 und 1088 (teilw.). Die Verfahrensge-
bietsgrenze ist in der Planunterlage mit einer gestrichelten Linie gekennzeichnet.




Begriindung zum Entwurf der 94. Flachennutzungsplananderung Seite 4

Abbildung 1: Lage des Plangebiets
4 A TG —
—~— nE Lﬂsome_lf ’_’_'_\\\H&:;!omaet
——— (// ﬂ"\\“ - |
& . “n ~ -
) - L3
. 22 - = ‘\?_O |74
- .
" N s B o R
fa .t //
= >
< N
z %Q‘(\ o % "
j < X Ly
o pan G geﬁ? N S
7 < v’ LT
el S e [
Lo, oL N K s
g 5.:“ - ot Sl o
- " .
L% LA 2 Sua ’ * el
i L;l ,:,fr c* 4. Ea o PRREy- ,{:—\‘,‘*\Jf“
b o A 5> i o2 L V*\b e o * a 7. g?
LoL o= A ST e s 0 i
L‘-f"({ i L ‘;ﬁ 1%!?; :_ = < . ’:'1 v_ﬁ'w Fiierenstiick
2.2 "\lq' e J L/ . e e o o
> 1 ' AR - = ot
. 2.
1 - mew [t v - rks R L 5. ‘9& S
BN 'L'__L . ~ ,\\\ \\1 \ N
e\ 2 X L 2 L ay e
% % = (% \ L S
s, o] \!. o L"’, \ \ \‘ ‘...
~ et~ e \\\‘ : \e;b\ a2
; 2 - t"\\\g_ "9_0_ e 1 PO \L
I f g ] - n—:\\\“ttzl :‘ Y : 'X‘!\“
/] € = ey " N o
-
! [ph Mo L}‘T = > \
| ~ ‘}'mgwnl.s *
X - 4 "‘.L L: =) ::‘ o
f o o A th‘_-L : .
— - L5 “. . - =
/ > QL B o X
s 2 Heido, s
F ; - Ty Qg
- \‘L /'
3. Planungsvorgaben und landespflegerische Vorgaben

Der glltige Regionalplan stellt fur den Bereich einen Freiraumbereich mit den Kennzeichnungen
,Grundwasser- und Gewasserschutz“ sowie ,Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte
Erholung® dar.

Fir den Stadtbereich von Emmerich am Rhein wurde bislang noch kein Landschaftsplan nach
Bundesnaturschutzgesetz aufgestellt. Insofern greifen die Grundlagen eines solchen Regelwer-
kes nicht auf dieses Planverfahren.
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Beinahe der gesamte Bereich der Flachennutzungsplan-Anderung ist Gegenstand eines Bio-
topverbunds. Das gesamte Plangebiet befindet sich innerhalb eines Landschaftsschutzgebie-
tes.

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder Europaische Vogelschutzgebiete liegen im
Plangebiet oder seinem Umfeld ebenso wenig vor wie ein Lebensraumtyp nach der Fauna-
Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie).

Da durch die Anderung des Flachennutzungsplans keine wesentliche bzw. raumbedeutsame
Anderung der bestehenden Bebauung und Nutzung des Gebietes vorbereitet wird, steht die
Bauleitplanung im Einklang mit dem landesplanerischen Vorgaben und Schutzzielen. Die Beur-
teilung von Bauvorhaben erfolgt weiterhin nach § 35 BauGB. Durch die Flachennutzungsplan-
Anderung werden somit keine weiteren baulichen MalZnahmen vorbereitet.

Sollte im anhangigen Fall eine Befreiung von Bau- und/oder anderen Verboten einer natur-
schutzrechtlichen Schutzausweisung (LSG) erforderlich werden, wird diesbezliglich der Kreis
Kleve auf der Basis von 8§ 75 LNatSchG NRW i.V.m. § 67 BNatSchG im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahrens beteiligt.

4, Planungsziel

Der Flachennutzungsplan der Stadt Emmerich am Rhein stellt das Gelande des Schldsschen
Borghees derzeit als Flache fiir die Landwirtschaft dar. Durch die 94. Anderung des Flachen-
nutzungsplans soll die Darstellung in eine Sonderbauflache (S) ,Kulturzentrum Schlésschen
Borghees* umgewandelt werden, um die geplante Umnutzung der vorhandenen Scheune zu
ermdglichen. In den folgenden Abbildungen ist die Planung zum Umbau der Scheune mit
Stand vom 29.08.2018 dargestellt. Daraus ist ersichtlich, dass der zum Schlésschen gelegene
Seitenteil der Scheune nach Norden hin auf einer Lange von ca. 14m um etwa 1,33m (= ca.
19m2) erweitert werden soll. Das Dach wird zudem erneuert und in Relation zur erweiterten
Flache erhoht.
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Abbildung 3: Umbau Scheune; Schnitte

Schnitt A-A

Schnitt C-C

Auch der bestehende Gastronomiebetrieb mit zwei Wohnungen im Obergeschoss soll durch die
Anderung des Flachennutzungsplans die Mdglichkeit erhalten, im Bestand zu modernisieren,
umzubauen oder eine genehmigungspflichtige Nutzungsanderung durchzufihren.

Durch die raumliche Nahe zum Schldsschen wird durch beide Betreiber eine enge Zusammen-
arbeit beispielsweise bei der Bewirtung angestrebt. Daher ist das Konglomerat aus Schldss-
chen mit seinen Kulturveranstaltungen, dem Marionettentheater in der Scheune und dem Gast-
ronomiebetrieb insgesamt als gemeinsame, sich gegenseitig ergdnzende Anlage zu sehen.
Zusammengefasst werden diese Nutzungen als ,Kulturzentrum Schlésschen Borghees®. Eine
Ausweisung eines ,Kulturzentrums und Gastronomie® auf der Ebene des Flachennutzungsplans
ware u. a. aufgrund der im Obergeschoss befindlichen Wohnungen zu eng gefasst. Hier soll
beispielsweise die Moglichkeit eingeraumt werden, beispielsweise auch Fremdenzimmer einzu-
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richten. Durch die Darstellung eines Sondergebietes ,Kulturzentrums® sind jedoch Nutzungsén-
derung beispielsweise in allgemeines Wohnen oder Gewerbe stark eingeschrankt. Es sind so-
mit lediglich den Kulturbetrieb des Schlésschens erganzende Nutzungen zuldssig.

Die Baugenehmigung wird weiterhin auf der Grundlage des § 35 Abs. 2 BauGB erteilt. Hierbei
ist nach wie vor zu prifen, ob die weiteren 6ffentlichen Belange beeintrachtig werden. Dazu
z&hlen gem. § 35 Abs. 3 BauGB beispielsweise schadliche Umwelteinwirkungen, Belange des
Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Bodenschutzes und des Denkmalschutzes.

Bei Bauvorhaben innerhalb des Geltungsbereiches der Flachennutzungsplan-Anderung werden
diese Belange jeweils im konkreten Fall gepriift. Die Flachennutzungsplan-Anderung bereitet
lediglich die Mdglichkeit fir genehmigungspflichtige Bauvorhaben, wie auch Nutzungséanderun-
gen, vor. Es wird keine pauschale Zulassigkeit fir Vorhaben erméglicht.

5. Immissionsschutz

Zu dem Vorhaben Umnutzung der Scheune und fir den Gastronomiebetrieb wurden zwei
Schallprognosen durchgefihrt. Hier sind keine Immissionskonflikte mit den umliegenden Wohn-
nutzungen oder den Wohnungen im Gebaude des gastronomischen Betriebes erkennbar. Auf
Ebene des Flachennutzungsplans besteht somit kein Planungskonflikt.

6. Hochwasserrisiko

Der Geltungsbereich der 94. Anderung des Flachennutzungsplans liegt innerhalb eines potenti-
ellen Uberschwemmungsbereiches des Rheins, der durch den technischen Hochwasserschutz
(Deiche und sonstige Hochwasserschutzanlagen) bis zum festgelegten Bemessungshochwas-
ser vor Uberschwemmungen geschiitzt ist.

Die vom Ministerium fir Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen ins Internet unter www.flussgebiete.nrw.de eingestellten
Hochwassergefahrenkarten und Hochwasserrisikokarten informieren Uber die mogliche Aus-
dehnung und Tiefe einer Uberflutung in den drei Szenarien

HQ10 Hochwasser, das mit relativ hoher Wahrscheinlichkeit eintritt, im Mittel alle 10
Jahre
HQ100 Hochwasser, das mit mittlerer Wahrscheinlichkeit eintritt, im Mittel alle 100 Jahre

HQextrem Hochwasser, das statistisch wesentlich seltener als alle 100 Jahre auftritt.

7. Flachenbilanz
Darstellung alt Darstellung neu
Flache fur Landwirtschaft ... m2 Sonderbauflache | ... m2

Emmerich am Rhein, den
Der Burgermeister

Peter Hinze
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1. Einleitung und Aufgabenstellung

Der Férderverein Schiésschen Borghees e.V. plant die Umnutzung einer Scheune in ein
Marionetten-Theater mit PKW-Parkplatz. Die Scheune liegt im nordwestlichen Stadt-

gebiet von 46446 Emmerich am Rhein im Stadtteil Borghees am Schloss Borghees.

Wir wurden beauftragt, die zu erwartenden Gerauschemissionen durch das geplante
Marionetten-Theater mit PKW-Parkplatz abzuschatzen sowie die daraus resultierenden
Gerauschimmissionen (Zusatzbelastung) in der Umgebung zu berechnen und geman

TA Larm fir den Tag- und Nachtzeitraum zu beurteilen.
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2. Zusammenfassungq

Im Einzelnen ist unter Beriicksichtigung der unter Punkt 7. genannten Eingangsdaten
fir das geplante Vorhaben an den zu betrachteten Aufpunkten mit folgenden

Beurteilungspegeln im Tag- und Nachtzeitraum gemal TA Larm zu rechnen:

Tabelle 1: Ergebnisse Zusatzbelastung

Lzin dB(A) Immissionsrichtwert
gemaB TA Larm
Immissionsort Geschoss
Tag Nacht
Tag Nacht
10 1, HUthumer StraBe 76a 1. 0G 32 35 60 45

* Vergleiche Punkt 5.

Die Beurteilungspegel aus dem Betrieb des geplanten Marionetten-Theaters mit
Parkplatz unterschreiten im Tag-und Nachtzeitraum die Immissionsrichtwerte der TA
Larm um mindestens 10 dB. Aufgrund der deutlichen Unterschreitung der Richtwerte ist
auf eine Betrachtung der Gerauschvorbelastung verzichtet worden.

2.1. Maximalpegel

Durch einzelne Gerduschereignisse, wie zum Beispiel durch das Schlagen der
Kofferraumklappe der PKW (Lwmax = 99 dB(A)) auf dem Betriebsgeldande im Tag- und
Nachtzeitraum kénnen an den betrachteten Aufpunkten die folgenden Schalldruckpegel

auftreten:

Tabelle 2: Maximale Schalldruckpegel

Schlagen der Kofferaumklappe
Immissionsort Geschoss
LWmax = 99 dB(A)
IO 1, Hithumer StraBe 76a 1. 0G 50
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2.2 Qualitat der Prognose

Die abgestrahlten Schallleistungen der einzelnen Vorgange gehen auf Daten, die im
Rahmen von aktuellen, einschlagigen technischen Untersuchungsberichten und
Studien (Parkplatzlarmstudie) veréffentlicht wurden, zurlick. Diese Studien stellen eine
sehr unglnstige Betrachtungsweise dar, deshalb ist aufgrund des verwendeten
Berechnungsverfahrens ist davon auszugehen, dass die berechneten Beurteilungs-
pegel bei haufigen Nachmessungen in der deutlich Gberwiegenden Mehrzahl der Falle
unterschritten werden. Es ist mit einer Prognosesicherheit von -2 bis +1 dB auszu-
gehen.
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Ortliche Situation

Die Scheune liegt im nordwestlichen Stadtgebiet von 46446 Emmerich am Rhein an der
Huthumer StraBe im Stadtteil Borghees, Gemarkung Borghees, Flur 2, Flurstiick 496.

Im Westen wird das Plangebiet durch die HUthumer StraBe begrenzt. In Richtung
Norden in unmittelbarer Nachbarschaft zum geplanten Marionetten-Theater befindet
sich das Restaurant ,Am Waldschlésschen®. In diesem befinden sich nach Angaben
unserer Auftraggeber 2 Wohnungen. In Richtung Siden ebenfalls in unmittelbarer
Nachbarschaft befindet das Schloss Borghees welches nicht bewohnt ist. Weiter in
Richtung Westen, Norden, Siden und im Osten des Plangebietes befinden sich
landwirtschaftlich genutzte Flachen. Die Zufahrt zu allen Gebauden erfolgt aus Sudli-

cher Richtung Uber die Hithumer Straf3e.

Die fur das Vorhaben zu geplanten PKW-Parkflachen befinden sich sudlich des Plan-
gebietes auf dem Flurstlick 864 (ca. 60 PKW-Stellplatze) und gegeniiber dem Schloss
Borghees (ca.6 PKW-Stellplatze).

Als Immissionsorte wurden die folgenden, zum Vorhaben unginstigst gelegenen
Aufpunkte gewahlt (vergleiche Ubersichtsplan Abbildung 1 auf Seite 9):

Tabelle 3: Immissionsorte

Immissionsort Fassade Geschoss Immissionshohe in m lGber
Gelandeniveau

10 1, Hithumer StraBe 176a Sitdwest 1.0G 5,0

Die Lage der Scheune, des Immissionsortes sowie die Umgebung sind der

Abbildung 1 "Ubersichtsplan" zu entnehmen.

B1740107-01(01)ver26032018 Seite 7 von 28




A B K ENTWURF

INSTITUT FUR IMMISSIONSSCHUTZ GMBH

—— 7 [
308420 308440 308460 308480 308500 308520 308540 308560 308580

\

o o
g press 3
-3 -
5 5
o 0 Q
~N [$Y)
LS 3
NS NS
5 5
= I\I =4
3 3
-8 8-
5 5
3 / 3
L5 ay B
© 0
: Q oL .
L€ : 10 1, Huthumer Stralle 176a L. e
5 x 5

Ty
g Parkplatz x g
e Schloss 3
S L e n
~.

o (=)
5 @ 5
| ¥ : ~ ¥ T |
: - ' 0 Schloss :
o o
o 2
g ) 5
5 5

T

5748680

5748680
1

Parkplatz
3 15
£ )latz | Flurstick 864 g
< <
~ N~
wn wn
o o
< <t
[(o] w
g g
< <
~ ~
wn wn
o o
N o~
© w0
g g
< <
~ N~
wn wn
(=] (=]
o o
() w
'8 g
< <
~ ~
n wn
o o
© o]
v v
B 2
< <
N~ N~
wn wn
o o
(o) (6]
wn n
L8 £
< N
~ ~
n wn

308420 308440 308460 308480 308500 308520 308540 308560 308580
e e e H S N

Abbildung 1: Ubersichtsplan und Lage der Quellen
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4. Unterlagen

Folgende Unterlagen standen zur Verfligung und wurden zur Bearbeitung heran-

gezogen:

4.1. Pléne

/1/ Lageplan in digitaler Form als "PDF"-Datei

/2/ Land NRW (2017) Datenlizenz Deutschland - Namensnennung - Version 2.0
(www.govdata.de/dI-de/by-2-0)
Datensatze :
- 3d-gm_lod2 05154008 Emmerich_am_Rhein_ EPSG25832 CityGML.zip
- dgm1_05154008_Emmerich_am_Rhein_EPSG4647_XYZ.zip
- abk_stern_05154000_Kleve EPSG25832_TIFF.zip

4.2. Gesetze, Verwaltungsvorschriften, Erlasse, Normen und Richtlinien

13/ BImSchG BImSchG Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkun-
gen durch Luftverunreinigungen, Gerausche, Erschitterungen und
ahnliche Vorgange (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
vom 15. Marz 1974 (BGBI. 1, S. 721), Stand: neu-gefasst durch
Bekundung vom 17.05.2013 | 1274, zuletzt geandert durch Artikel
55 Gv.29.3.2017 |1 626

/4] TA Larm Sechste AVwV vom 26.08.1998 zum Bundes-Immissions-
schutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm - TA
Larm). Zuletzt geédndert durch die Verwaltungsvorschrift vom 1.
Juni 2017 (BAnz AT 08.06.2017 B5)

/5/ DIN ISO 9613-2 Dampfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien
(Oktober 1999)
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/6/ VDI 3723,Bl.1  Anwendung statistischer Methoden bei der Kennzeichnung
schwankender Gerauschimmissionen (Mai 1993)

/7] VDI 2720 Schallschutz durch Abschirmung im Freien (Marz 1997)

4.3. Sonstiges
/8/ Kurzbeschreibung des Vorhabens durch das Sachverstandigenbiiro Dr.-Ing Hel-
mut H. Flintrop, Emmerich am Rhein

/9/ Empfehlungen zur Bestimmung der meteorologischen Dampfung Cmet entspre-
chend E DIN ISO 9613-2 durch das Landesumweltamt Nordrhein-Westfalen

/10/ "Zusammenstellung von Fragen zur TA Larm 98" durch die LAl vom 08.03.2000

/11/ Parkplatzlarmstudie Empfehlungen zur Berechnung von Schallemissionen aus
Parkplatzen, Autohéfen und Omnibusbahnhéfen sowie von Parkhdusern und
Tiefgaragen; Bayrisches Landesamt fir Umwelt (Hrsg.), 6. Auflage Augsburg
2007
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5. Immissionsrichtwerte

5.1. Immissionsrichtwerte der TA Lirm

Die Beurteilung von Gewerbelarm in der Nachbarschaft wird mit der TA Larm geregelt.
Die Richtwerte der TA Larm sind auf einen Bezugszeitraum von 16 Stunden wahrend
des Tages und 8 Stunden wahrend der Nacht bezogen. Es wird fir die Ermittlung des
Beurteilungspegels im Nachtzeitraum in der Regel der Mittelungspegel der lautesten
vollen Nachtstunde zugrunde gelegt. Im Tagzeitraum werden drei Beurteilungszeit-
raume betrachtet, wobei die sogenannten Zeiten mit erhéhter Empfindlichkeit (06:00 —
07:00 Uhr und 20:00 — 22:00 Uhr an Werktagen, bzw. zusatzlich 07:00 — 09:00 und
13:00 — 15:00 an Sonn- und Feiertagen) mit einem pauschalen Zuschlag von 6 dB
versehen werden, wenn der Immissionsort im Gebiet mit Gebietsausweisung geman

Buchstabe d bis f in folgender Tabelle liegt.

Tabelle 4: Immissionsrichtwerte geman der TA Larm

Immissionsrichtwerte
Gebietsausweisung in dB(A)

Tag Nacht
a) Industriegebiete 70 70
b) Gewerbegebiete 65 50
C) Dorfgebiete, Kerngebiete, Mischgebiete 60 45
d) Allgemeine Wohngebiete, Kleinsiedlungsgebiete 55 40
e) Reine Wohngebiete 50 35
f) Kurgebiete, Krankenhduser, Pflegeanstalten 45 35
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Die in der Tabelle genannten Werte sind immissionsortbezogen und gelten fur die

gesamten auf den jeweiligen Immissionsort einwirkenden gewerblichen Gerausche.

Damit die Teilbeurteilungspegel der zu betrachtenden Anlage nicht relevant zu einer
Uberschreitung der insgesamt glltigen Richtwerte beitragen kénnen, miissen die
Teilimmissionen geman der TA Larm um mindestens 6 dB unter den insgesamt gultigen

Richtwerten liegen.

Einzelne kurzzeitige Gerduschspitzen (Maximalpegel) dirfen die jeweiligen
Immissionsrichtwerte am Tag um nicht mehr als 30 dB und in der Nacht um nicht mehr

als 20 dB Uberschreiten.

Aufgrund der Situation vor Ort gehen wir fir die betrachteten Immissionsorte von

folgenden Richtwerten aus.

Tabelle 5: Immissionsrichtwerte der TA Larm

Immissionsrichtwerte

Immissionsort Fassade Gebietsart in dB(A)

tags nachts

O 1, Huthumer StraBe 176a | Stdwest Mischgebiet 60 45
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6. Kurzbeschreibung des Vorhabens aus larmtechnischer Sicht, Vorgehensweise

6.1. Allgemeines

Der Férderverein Schlésschen Borghees e.V. plant die Umnutzung einer Scheune in ein
Marionetten-Theater mit PKW-Parkplatz. Die Scheune liegt im nordwestlichen Stadt-
gebiet von 46446 Emmerich am Rhein im Stadtteil Borghees am Schloss Borghees.

6.2. Vorgehensweise

Zur Ermittlung der Immission durch den Betrieb des geplanten Marionetten-Theaters mit
PKW-Parkplatz im Planzustand (Zusatzbelastung) wird ein flr die schalltechnischen
Belange reprasentatives, digitales, 3 dimensionales Emissionsmodell erstellt. Die
Emissionsdaten gehen Daten, die im Rahmen von aktuellen, einschlagigen technischen
Untersuchungsberichten und Studien veréffentlicht wurden (vergleiche Punkt 4.3),

zuruck.

Mittels einer normgerechten Ausbreitungsrechnung werden die resultierenden
Immissionen fir die Dbetrachteten Aufpunkte im Sinne einer pessimalen
Betrachtungsweise bei freier Schallausbreitung geman TA Larm berechnet und fiir den
Tag- und Nachtzeitraum beurteilt. LArmrelevante Quellen

Eine Raumlufttechnische Anlage ist nach Angaben des Sachverstandigenblros Dr.-Ing
Helmut H. Flintrop fir das Marionetten-Theater nicht geplant. Des weitern sind die
Gerausche aus dem Bereich des Marionetten-Theater aufgrund der massiven Bauweise
der Scheune u.E. zu vernachlassigen. Somit kommen als larmrelevante Quellen im

vorliegenden Fall nur die beiden PKW-Parkplatze in Betracht.
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6.3. Parkflache

Flr die Mitarbeiter und die Besucher des Marionetten-Theaters stehen auf dem sldlich
der Scheune gelegenen Flurstiick 864 ca. 60 PKW-Stellplatze und auf der Parkflache
gegenlber dem Schloss Borghees (Flurstick 1077) ca. 6 PKW-Stellplatze zur
Verfagung.

Durch die zu betrachtenden Parkplatze sind folgende larmrelevante Vorgange zu

erwarten:
= Fahrgerausche
= Tdren schlagen
= Motor anlassen
= Beschleunigte Abfahrt
» Laute Gesprache

= Autoradio

Die Larmemission der Vorgange des geplanten PKW-Parkplatzes sowie deren
Immissionen in der Umgebung werden gemal der Parkplatzlarmstudie des Bayrischen
Landesamts fir Umwelt, 6. Auflage 2007 berechnet.
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7. Eingangsdaten der Prognose

Bei den Eingangsdaten unterscheiden wir zum Einen die Angaben zur Emission der
Quellen (abgestrahlte Schallleistung) und zum Anderen die Angaben ihrer jeweiligen

Einwirkzeit und des Bezugszeitraums.

7.1. Gerauschemissionen der Parkflachen

Die Berechnung der abgestrahlten Schallleistungen des PKW-Parkplatzes erfolgt
geman Parkplatzlarmstudie des Bayrischen Landesamts fur Umwelt, 6. Auflage 2007.
FOr den Parkplatz haben wir im Sinne einer pessimalen Betrachtungsweise die
Parkplatzart Gaststatte gewahlt. Die Gleichung zur Ermittlung der flachenbezogenen

Schallleistung geman Parkplatzlarmstudie (bezogen auf 1 m?) lautet:

Lw’ = Lwo + Kpa + Ki+ Kp + Ksiro +10 Ig (B - N) — 10 Ig (S/1m?)

Die Parkplatzlarmstudie betrachtet unterschiedliche Parkplatzarten und gibt jeweils

artbezogene Werte fur Lwo, Lpa etc. an.

Lw = Flachenbezogener Schallleistungspegel

Lwo = Ausgangsschallleistungspegel fir eine Bewegung/h Lwo = 63,0 dB(A)
Kra = Zuschlag fur Parkplatzart in dB

Ki = Zuschlag fur die Impulshaltigkeit

Kb = Durchfahranteil in dB (2,5 1g (f-B - 9)) fur f -B > 10 Stellplatze

N = Bewegungshaufigkeit je BezugsgréBe B

—h
]

Stellplatze je Einheit der BezugsgréBe

Kstro = Zuschlag fur Fahrbahnoberflachen
B = BezugsgréBe
S = Gesamtflache des Parkplatzes in m2
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Im Sinne ungulnstigen Betrachtungsweise haben wir geman Parkplatzlarmstudie, fir die
StraBenoberflache des Parkplatzes gegeniber dem Schloss “Betonsteinpflaster mit
einer FugengréBe <3 mm“ und flr den Parkplatz auf dem weiter stdlich gelegenen
Flurstiick 864 die StraBenoberflache “Wassergebundene Decke (Kies)“ angenommen

sowie die Bewegungshaufigkeit auf den Parkplatzen wie folgt angesetzt:

Tabelle 6: Bewegungshaufigkeit N je BezugsgroBe und Stunde

Bewegungshéaufigkeit N je BezugsgroBe und
Parkplatz Stunde
tags nachts
Parkflache Schloss 0,5 1
Parkflache Flurstlick 864 0,5 1

Im Einzelnen liegen den Berechnungen folgende Eingangsparameter zugrunde:

Tabelle 7: Eingangsparameter Parkplatz Tag

Lwo Ko Ki Kpa | Kstro
Parkplatz N B f
dB(A) | dB | dB dB dB
Parkflache Schloss 0,5 6 1 63 0 4 3 1
Parkflache Flurstlick 864 0,5 60 63 4,2 4 3 2,5
Tabelle 8: Eingangsparameter Parkplatz Nacht
Lwo Kb Ki Kpa | Kstro
Parkplatz N B
dB(A) | dB | dB dB dB
Parkflache Schloss 1 6 63 0 4 3 1
Parkflache Flurstlick 864 1 60 63 4,2 4 3 2,5

B1740107-01(01)ver26032018
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Hieraus ergeben sich die folgenden abgestrahlten Schallleistungspegel:

Tabelle 9: Abgestrahite Schallleistungen Pkw-Parkplatz

Lwa in dB(A)
Quelle ID
tags nachts
Parkflache Schloss Park_S 75,8 78,8
Parkflache Flurstlick 864 Park_F 91,6 94,6
7.2. Aktivitatenprofil und Emissionsdaten

Zur Modellierung der Larmsituation ist die Berlcksichtigung samtlicher larmrelevanter
Anlagengerausche, Einzelvorgédnge und Ereignisse erforderlich, deren Quantifizierung
die Kenntnis

» der abgestrahlten Schallleistung der Vorgange (Emission),

» der Einwirkzeiten der einzelnen Schallereignisse und

» der zu erwartenden Haufigkeit der Ereignisse im Beurteilungszeitraum

beinhaltet. Das Modell dieser Betriebssituation am Beurteilungstag bezeichnen wir als

"Aktivitatenprofil".

Das Aktivitatenprofil reprasentiert hierbei eine sich in der Praxis einstellende Larm-
situation am Beurteilungstag. Den einzelnen Berechnungen liegt das folgende

Aktivitatenprofil zugrunde:
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Tabelle 10: Aktivitatenprofil und Emissionsdaten
Lwa Ges. Dauer
Ki Haufigkeit
Bereich / Quelle / Vorgang ID in dB . Tag / Ruhezeit / Nacht
. IndB Tag / Ruhezeit / Nacht o
incl. Ki in min.
Flachenquellen
75,8 Tags *2
Parkflache Schloss Park_S 4 780/ 180/ 60-
78,8 Nachts *2
91,6 Tags *2
Parkflache Flurstlick 864 Park_F 4 780/180/60
94,6 Nachts *2

*2  Hinreichend abgesicherte Emissionswerte aus technischen Studien.
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8. Berechnungsverfahren der Immission

Die Berechnungen der Immission erfolgte analog der DIN ISO 9613-2 in Einzelband von
500 Hz mit dem validierten Softwarepaket "CADNA-A" (Version 2017; Build 157.4702).
Die in den Berechnungsblattern angegebenen DampfungsgréBen reprasentieren die
zusammenfassende Dampfungswirkung ber alle Oktavbander. Der Ubersichtlichkeit
wird nur dieser Wert dokumentiert.

Aus den Schallleistungen der Quellen wurde Uber eine Ausbreitungsrechnung unter
Berlcksichtigung der Geometrie, der Luftabsorption, der Dampfung aufgrund des
Bodeneffekts, bei freier Schallausbreitung und verschiedener anderer Effekte, der Héhe
der Quellen und der Immissionsorte Uber dem Geléande sowie der Richtwirkung die

jeweiligen zu erwartenden Immissionsanteile auf die betrachteten Aufpunkte berechnet.

FOr die Berechnungen wurde dem Rechner ein dreidimensionales Modell des
Betriebsgelandes und der Umgebung Ubergeben. In diese Modelle werden alle oben
genannten Schallleistungen entsprechend ihrer Lage eingearbeitet.

Es gilt geman DIN ISO 9613 - 2 folgende Formel fir die Ausbreitungsrechnung:

Lir(Dw) = Lw + Dc — (Adiv + Aatm + Agr + Abar + Amisc)
Lir(Dw) = Aquivalenter Oktavband-Dauerschalldruckpegel bei Mitwind
in dB(A)
Lw = Einzelband-Schallleistungspegel in dB(A)
D¢ = Richtwirkungskorrektur in dB
Adiv = Dampfung aufgrund geometrischer Ausbreitung in dB
Aam = Dampfung aufgrund von Luftabsorption in dB
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Agr = Dampfung aufgrund des Bodeneffekts in dB

Abar Dampfung aufgrund von Abschirmung in dB

Amisc Dampfung aufgrund verschiedener anderer Effekte (Bewuchs,

Industriegelande, Bebauungsflachen) in dB

Der A-bewertete aquivalente Dauerschalldruckpegel bei Mitwind wird durch Addition der

einzelnen zeitlich gemittelten Schalldruckquadrate Lat(Dw) bestimmt.

FOr die Beurteilung wird der A-bewertete Langzeit-Mittelungspegel Lat(Lt) unter

Berucksichtigung der meteorologischen Korrektur Cmet herangezogen.

Lat(LT) LaT(Dw) = Cmet

Lr Lat(LT)

Cmet ist eine von der Ortlichen Wetterstatistik abhangige Korrektur, mit der in der Regel
der ermittelte Pegel gemindert wird. Die Formel zur Ermittlung von Cmet flir dp > (hs + hr)
lautet gemaf DIN ISO 9613 - 2 (Formel 22):

Crmet= Co x (1 =10 x (hs + hr) / dp)

Dabei ist

hs = Hohe der Quelle in Metern

hr = Hohe des Aufpunkts in Metern

dp = Abstand zwischen Quelle und Aufpunkt, projiziert auf die horizontale
Bodenebene, in Metern

Co = Faktor in Dezibel, der von den 6rtlichen Wetterstatistiken flir Wind-

geschwindigkeit und -richtung sowie vom Temperaturgradienten abhangt
Im vorliegenden Fall wurden, im Rahmen einer unginstigen Abschatzung, die Werte

der Meteorologiefaktoren

Co=0
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zugrunde gelegt. Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung sind unter anderem
nachfolgende Parameter in die Berechnungskonfiguration des Programms

eingeflossen:

Tabelle 11: Parameter Berechnungskonfiguration CadnaA

Berechnungsoptionen Gewaibhlte Einstellungen
Maximaler Fehler in dB 0,0
Bodendampfung 0,0
Anzahl der Reflexionen 1
Berechnungsoptionen der Bodendampfung spektral, nur spektrale Quellen

Bei der punktuellen Berechnung der Beurteilungspegel fir Aufpunkie an Fassaden
werden die Reflexionen der dem Aufpunkt zugeordneten Fassade gemafB den
einschlagigen Normen nicht mit bericksichtigt (Aufpunkt 0,5 m vor dem gedffneten
Fenster).Die Bodendampfung wurde programmgesteuert unter Verwendung der
Gleichung 10 der DIN ISO 9613-2 berechnet.

Aufgrund der Schallleistung, der Entfernung oder sonstiger pegelmindernder Einfllisse
kénnen auch negative Pegel mdglich sein. Der Vollstandigkeit halber werden auch

diese negativen Pegel dokumentiert.

Die punktuellen Berechnungen wurden fir folgende Immissionshéhen durchgefihrt:

Tabelle 12: Inmissionsorte

Immissionsort Fassade Geschoss Immissionshéhe in m Gber
Gelandeniveau

IO 1, Hithumer StraBe 176a | Sitdwest 1. 0G 5,0
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9. Ergebnisse (Immissionspegel der Zusatzbelastung)

Die Berechnungen und Ergebnisse sind im Detail den Tabellen im Anhang zu
entnehmen. Im Einzelnen ist durch den Betrieb des Marionetten-Theaters mit Parkplatz
kinftig mit folgenden Teilimmissionspegeln (Zusatzbelastung) an den betrachteten

Aufpunkten im Tag- und Nachtzeitraum zu rechnen:

Tabelle 13: Zeitbewertete Teilimmissionspegel (Zusatzbelastung) Tag

Teilimmissionspegel Ls in dB(A) tags

Quelle/Vorgang
10 1, Hiathumer StraBe 176a

Parkflache Schloss 31,1
Parkflache Flurstlick 864 24,3
Gesamt 31,9

Tabelle 14: Zeitbewertete Teilimmissionspegel (Zusatzbelastung) Nacht

Teilimmissionspegel Ls in dB(A) nachts

Quelle/Vorgang
10 1, Hiathumer StraBe 176a

Parkflache Schloss 341
Parkflache Flurstliick 864 27,3
Gesamt 34,9
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10.Beurteilung (Zusatzbelastung)

Die Beurteilung erfolgt im vorliegenden Fall gemaB TA La&rm fur den Tag- und
Nachtzeitraum unter Bertcksichtigung der Einwirkzeiten und etwaiger Zuschlage fir
Auffalligkeiten durch Impulse, Téne sowie flr Tageszeiten mit erhdhter Empfindlichkeit
bezlglich Gebieten gemail Nummer 6.1, Buchstaben d - f der TA Larm.

Impulszuschlage (Ki)

Entsprechend unserer Erfahrungen sind die Gerdusche aus dem Bereich des
betrachteten Vorhabens impulshaltig. Diese Impulshaltigkeit ist bereits bei der
Bestimmung der Schallleistung bertcksichtigt worden. Es erfolgt kein weiterer

Zuschlag.

Ki=0dB

Tonzuschlage (KT)

Zuschlage fur Einzelténe erfolgen nicht, da vorausgesetzt wird, dass alle Quellen dem
Stand der Technik entsprechen und / oder mit Schallschutz ausgestattet sind und

etwaige Einzeltdne an den Immissionsorten nicht auffallig sind:

Kr=0dB

Zuschlage fur Tageszeiten mit erhohter Empfindlichkeit

GemaB TA Larm erfolgt auf die Immissionspegel zu Tageszeiten mit erhdhter
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Empfindlichkeit (wochentags: 06:00 — 07:00 Uhr und 20:00 — 22:00 Uhr, sonn- und
feiertags: 06:00 — 09:00 Uhr; 13.00 — 15:00 Uhr und 20:00 — 22:00 Uhr) bezlglich

Gebieten nach Nummer 6.1, Buchstaben d bis f der TA Larm ein Zuschlag von:

Kr=6dB

Diese Zuschlage finden aufgrund der Gebietsausweisung im vorliegenden Fall keine
Anwendung. Die Beurteilungspegel im Tagzeitraum entsprechen somit den gerundeten

Teilimmissionspegeln der Tabelle 13.
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INSTITUT FUR IMMISSIONSSCHUTZ GMBH

Die detaillierten Berechnungen sind den Tabellen im Anhang zu entnehmen.

Im Einzelnen ist unter Beriicksichtigung der unter Punkt 7. genannten Eingangsdaten

fir das geplante Vorhaben an den zu betrachteten Aufpunkten mit folgenden

Beurteilungspegeln im Tag- und Nachtzeitraum gemal TA Larm zu rechnen:

Tabelle 15: Ergebnisse Zusatzbelastung

Lzin dB(A) Immissionsrichtwert
gemaB TA Larm
Immissionsort Geschoss
Werktag Nacht
Tag Nacht
IO 1, HOthumer StraBe 176a 1. 0G 32 35 60 45

* Vergleiche Punkt 5.

Die Beurteilungspegel aus dem Betrieb des geplanten Marionetten-Theater mit

Parkplatz unterschreiten im Tag- und Nachtzeitraum die Immissionsrichtwerte der TA

Larm um mindestens 10 dB.

B1740107-01(01)ver26032018
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12.Gewerbliche Gerauschvorbelastung und Gesamtgerauschbelastung

Die zu erwartende Gerauschzusatzbelastung aus dem Betrieb des geplanten Marionet-
ten-Theaters unterschreitet die zulassigen Richtwerte um mindestens 10 dB und ist so-

mit irrelevant im Sinne der TA Larm.

Aufgrund der deutlichen Unterschreitung der Richtwerte ist auf eine Betrachtung der

Gerauschvorbelastung verzichtet worden.
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13.Maximalpegel

Durch einzelne Gerauschereignisse, wie zum Beispiel durch das Schlagen der
Kofferraumklappe der PKW (Lwmax = 99 dB(A)) auf dem Betriebsgelande im Tag- und
Nachtzeitraum kénnen an den betrachteten Aufpunkten die folgenden Schalldruckpegel

auftreten:

Tabelle 16: Maximale Schalldruckpegel

Schlagen der Kofferaumklappe
Immissionsort Geschoss
Lwmax = 99 dB(A)
10 1, Hithumer StraBe 176a 1. 0G 50
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14.Qualitat der Prognose:

Die abgestrahlten Schallleistungen der einzelnen Vorgange gehen auf Daten, die im
Rahmen von aktuellen, einschlagigen technischen Untersuchungsberichten und
Studien (Parkplatzlarmstudie) veréffentlicht wurden, zurlick. Diese Studien stellen eine
sehr unglnstige Betrachtungsweise dar, deshalb ist aufgrund des verwendeten
Berechnungsverfahrens ist davon auszugehen, dass die berechneten Beurteilungs-
pegel bei haufigen Nachmessungen in der deutlich Gberwiegenden Mehrzahl der Falle
unterschritten werden. Es ist mit einer Prognosesicherheit von -2 bis +1 dB
auszugehen.

Kamp-Lintfort, 26. Marz 2018

B1740107-01(01)ver26032018
DK/Kp

Der fachlich Verantwortliche: Bearbeiter:

m Torfgrund 19
D—-47475 Kamp-Lintfort (M.Dannwald)
Telefon 02842/710361
Telafax 02842/710365
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In den Tabellen verwendete Abklrzungen und ihre Bedeutung

Kurzprotokoll der Ermittlung der Inmissionen

ID Identifizierungscode der Schallquelle

Lx (T/N) Effektive Schallleistung der Schallquelle im Beurteilungszeitraum in dB(A) (Tag/Nacht)
Lr (T/N) Teilbeurteilungspegel der Schallquelle in dB(A) (Tag/Nacht)

Refl Reflektionsanteil der Schallquelle in dB(A)

Abar, eff effektives Dampfungsmaf der Schallquelle aufgrund von Abschirmung in dB,

das heiB3t Differenz aus Teilbeurteilungspegel ohne Abschirmung und mit Abschirmung

Tabelle 17: Kurzprotokoll der Ermittlung der Immissionen am 10 1

Imm: 10 1, Hithumer StraBe 176a

Name ID Freq LxT LxN LrT LrN | Refl | Abar,eff
Parkplatz Flurstiick 864 Park_F 500 91.5 94.6 31.1 341 | 0.0 6.0
Parkplatz Schloss Park_S 500 75.8 78.8 243 | 273 | 0.0 5.6

A2
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Messstelle § 29b BImSchG
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INSTITUT FUR IMMISSIONSSCHUTZ GMBH

A B K Institut fir Immissionsschutz GmbH
Im Torfgrund 19 « D-47475 Kamp-Lintfort

Sachverstandigenbiro
Dr.-Ing. Helmut H. Flintrop
Eltener Stral3e 33

D-46446 Emmerich am Rhein

Ihr Zeichen/Nachricht vom Unsere Zeichen

dk/DK

Projekt-Nr.: P1740130-01

Im Torfgrund 19
D-47475 Kamp-Lintfort

Telefon: (02842) 7103 - 61
Telefax: (02842) 7103 - 65
E-Mail: info@abk-gmbh.eu

(( pAKKS

Deutsche
Akkreditierungsstelle
D-PL-20282-01-00

Die Akkreditierung gilt fur die in der
Urkundenanlage aufgefuihrten Priafungen zur

Ermittlung von Gerauschen geman
Modul Immissionsschutz

Datum

6. September 2018

Stellungnahme zu den Gerduschimmissionen aus dem Betrieb der Gaststatte Am
»WaldschloBchen” sowie eines Marionetten-Theaters Angebot am Standort:

46446 Emmerich am Rhein, Hiuthumer Strafl3e 176 und 180.

Die Stadt Emmerich am Rhein plant die Anderung des Flachennutzungsplanes
(FNP) im Bereich des Waldschlol3chen Borghees. Derzeit ist die Flache als Flache
fur die Landwirtschaft ausgewiesen. Innerhalb dieser Flache befindet sich Wohnnut-
zung. Als Entscheidungshilfe fur die Wohnbebauung kunftig anzusetzenden Richt-
werte, sind wir beauftragt worden, eine Stellungnahme zur Gerauschbelastung die-
ser Wohnnutzung abzugeben.

Innerhalb der im FNP auszuweisenden Sonderbauflache befindet sich die Gaststatte
,Am WaldschléRchen®. Zudem soll kinftig in diesem Gebiet innerhalb eines vorhan-
denen Gebaudes ein Marionetten-Theater eingerichtet und betrieben werden.

Oberhalb der Gaststatte ,Am WaldschléRchen® befinden sich zwei Wohnungen. Auf
die Wohnungen wirken neben den Gerauschimmissionen aus dem Betrieb der Gast-
statte kunftig auch die Gerauschimmissionen aus dem Betrieb des Marionetten-
Theaters ein.

Die Gaststatte wird Uberwiegend als Restaurant fur Mittags-/Nachmittagsgeschaft
und Gesellschaften in der Zeit bis 21:30 Uhr genutzt. Zudem kdnnen in Ausnahme-
fallen, bis zu viermal im Jahr Veranstaltungen (z.B.: Tanz in den Mai, Silvester) auch
bis in den Nachtzeitraum erfolgen.

A B K Institut fir Immissionsschutz GmbH
Geschaéftsfiihrer Dipl.-Ing. Dieter Kopatz
Amtsgericht Kleve HRB 7029, Steuer-Nr.119/5712/1380

S1740130-01(2)ver Bankverbindung Deutsche Bank PGK AG 1028836 00 (BLZ 370 700 24)

Bankverbindung IBAN: DE13 3707 0024 0102 8836 00 / SWIFT BIC: DEUTDEDBKOE Rev. 2.0
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Seite 2 des Angebotes
an Herrn Dr. Flintrop, Sachverstandigenbiro Dr.-Ing. Helmut H. Flintrop

Der Gaststattenbetrieb ist bauordnungsrechtlich genehmigt. Wir gehen im Rahmen
einer ungulnstigen Betrachtung davon aus, dass die Richtwerte flr ein Mischgebiet
nach TA Larm von 60 dB(A) tagsuber, bzw. 45 dB(A) nachts von der Gaststatte be-
reits ausgeschopft werden.

Kinftig soll zusatzlich eine derzeit vorhandene Scheune in ein Marionetten-Theater
mit PKW-Parkplatz umgewidmet werden. Hierfur haben wir mit Bericht Nr.:
B1740107-1(1)ver26032018 eine Prognose erstellt. Aus dem alleinigen Betrieb des
Marionetten-Theaters inklusive Nebentatigkeiten ist kiinftig im Bereich der Wohnun-
gen oberhalb der Gaststétte mit folgender Gerauschzusatzbelastung Lz zu rechnen:

Tabelle 1: Zusatzbelastung Marionetten Theater

Lzin dB(A)

Immissionsort Geschoss
Tag Nacht

10 1, Huthumer StralRe 176a 1. OG 32 35

Zusammen mit der Gerduschbelastung Lv aus dem Betrieb der Gaststatte ist kiinftig
maximal mit folgender gewerblichen Gesamtbelastung Lc zu rechnen:

Tabelle 2: Gewerbliche Gesamtgerauschbelastung

Immissionsort Lv Gaststatte in dB(A) Lz Theater in dB(A) Lc Gesamt in dB(A)
Tag Nacht Tag Nacht Tag Nacht
Huthumer Stral3e 176a 60 45 32 35 60 45

Die Richtwerte fur Misch-/ Aussengebiete von 60/ 45 dB(A) tags/nachts werden bei
gleichzeitigem Betrieb der Gaststatte und des Marionettentheaters kiinftig sowohl im
Tagzeitraum und im Nachtzeitraum, auch bei ungunstiger Betrachtung, eingehalten.

missic ABK
Institut fur Immissionsschutz GmbH
{. NSTITUT FUR IMMISSIONSSCHUTZ GMBH
i 80 L ) Im Torfgrund 19
(Dipl.-Ing. D. Kopatz) D—47475 Kamp-Lintfort
Telefon 02842/710361

Telefax 02842/710365
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Bezirksregierung Diisseldorf

Dyrchschrift

Bezirksregierung Disseldorf, Postfach 300865, 40408 Diisseldorf

Blrgermeister

der Stadt Emmerich am Rhein
Geistmarkt 1

46446 Emmerich am Rhein

Uber den

Landrat des Kreises Kleve
Postfache 15 52

47515 Kleve

Anpassung der Bauleitplanung an die Ziele der Raumordnung
gemaB § 34 Abs. 1 Landesplanungsgesetz (LPIG) des Landes
Nordrhein-Westfalen

94. Flachennutzungsplan-Anderung der Stadt Emmerich am Rhein fir
den Bereich — Kulturzentrum SchléBchen Borghees -

Ihr Schreiben vom 03.07.2017 / lhr Zeichen: FB 5 - Ba
Gegen die von lhnen gemaB § 34 Abs. 1 LPIG vorgelegte o.g.

Flachennutzungsplan-Anderung bestehen landesplanerische Bedenken,
die unter u.g. Voraussetzungen zurick gestellt werden kénnen.

Giltige Ziele der Raumordnung (zu beachten):

Das Plangebiet liegt geman der zeichnerischen Darstellung des GEP 99
im Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereich (AFA), Uberlagert durch die
Freiraumfunktionen  ,Bereich  fir den  Grundwasser- und
Gewasserschutz” (BGG) sowie ,Bereich zum Schutz der Landschaft und
landschaftsorientierte Erholung“ (BSLE).

Die entsprechenden Ziele des GEP 99 sind hier zu beachten.

Der BSLE wird durch ein Landschaftsschutzgebiet (LSG), das per
ordnungsbehdrdlicher ~ Verordnung  (LSG-VO)  festgesetzt  ist,

Datum: 19.10.2017
Seite 1 von 7

Aktenzeichen:
32.02.01.01-2102/94-1465
bei Antwort bitte angeben

Frau Schiffers
Zimmer: 361
Telefon:

0211 475-2394
Telefax:

0211 475-2982
daniela.schiffers@
brd.nrw.de

Dienstgebaude und
Lieferanschrift:
Cecilienallee 2,

40474 Disseldorf
Telefon: 0211 475-0
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fachrechtlich umgesetzt und schliet das gem. § 30 BNatSchG unter
gesetzlichem Biotopschutz stehende Biotop der Grafte mit ein.

GemaB Kap. 2.1, Ziel 1 Nr. 3 des GEP 99 ist der Freiraum auch als
Trager historischer Zeugnisse und Kulturentwicklung zu sichern;
insbesondere regionaltypische und identitatsstiftende Kulturland-
schaften, Siedlungen sowie Bau- und Bodendenkmaler sind zu erhalten
und zu pflegen bzw. im Einzelfall wieder herzurichten.

Auch sind die Ziele im Landesentwicklungsplan (LEP NRW) zu
beachten, der im Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Nordrhein-
Westfalen — Nr. 4 vom 25. Januar 2017 bekannt gemacht wurde und am
08.02.2017 in Kraft getreten ist.

Hinsichtlich der bauleitplanerischen Ausweisung von Bauflachen und
Baugebieten durch die kommunale Bauleitplanung ist grundsatzlich Ziel
2-3 des LEP NRW zu beachten (vgl. hierzu Handreichung zu Ziel 2-3
des LEP NRW
https://www.land.nrw/sites/default/files/asset/document/handreichung zi
el 2-3 lep.pdf).

Der Standort ist zudem Teil eines im LEP gekennzeichneten
landesbedeutsamen Kulturlandschaftsbereichs (Residenz Kleve). Die so
gekennzeichneten Bereiche sollen gem. Grundsatz 3-2 des LEP NRW
unter Wahrung ihres besonderen kulturlandschaftlichen Wertes
entwickelt werden.

Ziele in Aufstellung (zu beriicksichtigen):

Bei den im Planentwurf des RPD enthaltenen Zielen handelt es sich um
LZiele in Aufstellung“. Diese Ziele des RPD sind als sonstige
Erfordernisse der Raumordnung i.S.d. § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG bei
Abwagungs- oder Ermessensentscheidungen gemaB § 4 Abs. 1 ROG
ebenfalls zu bertcksichtigen.

Die zeichnerische Darstellung des RPD sieht far den betroffenen
Planbereich unverandert die Darstellungen AFA, BGG und BSLE vor.
Die entsprechenden Ziele und Grundsatze im RPD sind hier zu
bertcksichtigen.

Ergdnzend weise ich darauf hin, dass Kap. 2.2, G2 des RPD die
Erhaltung der landschaftlichen und kulturhistorischen baulichen
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Elemente vorsieht, die in der Beikarte 2B ,Kulturlandschaft — Erhalt"
dargestellt sind und die Mdoglichkeit einer Nutzungsanderung von
Denkmalern und kulturlandschaftspragenden Gebauden erhalten bleibt.

Regionalplanerische Beurteilung

Das vorhandene Ensemble des Schldésschens ist als Trager historischer
Zeugnisse und der Kulturentwicklung gem. o.g. Kap. 2.1, Ziel 1 Nr. 3
des GEP 99 grundséatzlich zu erhalten, kann jedoch nicht im Sinne des
Ziel 2-3 des LEP NRW als im regionalplanerisch festgelegten Freiraum
gelegener Ortsteil eingestuft werden. Somit kann eine Anpassung an
Ziel 2-3 des LEP NRW nur im Rahmen der Ausnahmeregelung in Satz 4
des vorgenannten Ziels erfolgen. Demnach kénnen im Freiraum
Bauflachen und Baugebiete ausnahmsweise dargestellt und festgesetzt
werden, wenn

- die besondere offentliche Zweckbestimmung fur bauliche
Anlagen des Bundes oder des Landes dies erfordert oder

- die jeweiligen baulichen Nutzungen einer zugehdrigen
Freiraumnutzung deutlich untergeordnet sind.

Es bestehen daher derzeit landesplanerische Bedenken gegen die
vorgesehene Darstellung einer Sonderbauflache im
Flachennutzungsplan, insbesondere hinsichtlich der Vereinbarkeit der
Sonderbauflache mit dem o.g. Ziel 2-3 des LEP NRW.

Diese Bedenken kénnen jedoch vor dem Hintergrund der
kulturhistorischen und kulturlandschaftlichen Bedeutung des Ensembles
zugunsten einer die Erhaltung sichernden Umnutzung dann
zurickgestellt werden, wenn - wie fir die Umnutzung der Scheune unter
Punkt 3) der Begriindung ausgefihrt - durch die Anderung des FNP
.Keine weiteren baulichen MaBnahmen vorbereitet* werden und dies
auch anhand der Ausflhrungen in der Begrindung nachvollzogen
werden kann und die baulichen Nutzungen einer zugehdrigen
Freiraumnutzung deutlich untergeordnet sind.

Angesichts der Lage im Freiraum begrinden sich die Bedenken
insbesondere auch auf die groBraumige Abgrenzung der
Sonderbauflache, die den Bereich des Café-Restaurants vorsorglich
einbezieht, um kinftig Médglichkeiten zu dessen Umbau oder flr
Erweiterungen einzurdumen. Nach dem derzeitigen Stand der
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Begrindung sind hierflr die Voraussetzungen fir eine Anpassung
entsprechend der Ausnahmeregelung des Ziel 2-3 LEP NRW (s.
Ausfihrungen unter Punkt 4 der 0.g. Handreichung) nicht erkennbar.

Ich bitte daher die Unterlagen um folgende Aspekte zur ergédnzen und
erneut gemaB § 34 Abs. 1 LPIG zur landesplanerischen Anpassung
vorzulegen:

- Beschrankung/Konzentration der S- ggf. auch SO-Darstellung
auf das unbedingt erforderliche MaB der baulichen Nutzung
bzw. die baulich gepragten Flachen (Bestand);

- erganzende Aussagen zum moglichen Umfang zuklnftiger
Umbauten und Erweiterungen des Restaurant-Cafés, die im
Verhaltnis zur Gesamtflache der Anlage des Schlésschens
nur eine deutlich untergeordnete Rolle spielen dirfen;

- Aussagen zum  raumlich-funktionalen = Zusammenhang
zwischen der Umnutzung der Scheune durch das
Marionettentheater und einer mdglichen Erweiterungen des
Café-Restaurant;

- Aussagen zu den vorhandenen Wohneinheiten und
Ausschluss der Ergédnzung oder Erweiterung von
Wohneinheiten;

- Aussagen zu notwendigen Stellplatzen;

- Beachtung der als § 30 — Biotop geschitzten Grafte;

- Berucksichtigung der landesbedeutsamen Kulturlandschaft
Residenz Kleve (vgl. Fachbeitrag Kulturlandschaft zum
Regionalplan Dusseldorf;
https://www.kuladig.de/Objektansicht/O-55073-20121004-17;
Abgerufen: 19. September 2017)

Darlber hinaus weise ich ausdricklich darauf hin, dass aufgrund der
Lage des Plangebietes innerhalb eines LSG, das per LSG-VO der
Bezirksregierung Disseldorf als Hohere Naturschutzbehdérde festgesetzt
ist, eine Genehmigung der Plandarstellung erst dann erfolgen kann,
wenn die LSG-VO durch die Héhere Naturschutzbehdérde aufgehoben
wurde bzw. eine entsprechende Befreiung erfolgt ist. Die weiteren
Voraussetzungen flr einen entsprechenden Antrag auf Entlassung aus
dem Landschaftsschutz bzw. Befreiung bitte ich mit dem zusténdigen
Dezernat 51 (H6here Naturschutzbehdérde) abzustimmen.
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Weitere Hinweise von fachlich zustidndigen Dezernaten

Dezernat 35 ,Stadtebau, Bauaufsicht, Bau-, Wohnungs- und
Denkmalangelegenheiten sowie -férderung“

Planungsrechtliche Aspekie:

In meiner Funktion als hdéhere Verwaltungsbehdrde im Sinne des
BauGB (Dezernat 35) weise ich in Hinblick auf das spater erforderliche
Genehmigungsverfahren geman § 6 BauGB auf folgende Punkte hin:

Die Bezeichnungen der geplanten Darstellung in der Planzeichnung
einschlieBlich Planzeichenerklarung und in der Begrindung sind zu
dberprifen und anzugleichen. Ich weise darauf hin, dass fiir eine Son-
derbauflache gem. § 1 Abs. 1 BauNVO das Planzeichen ,S* und fir ein
Sondergebiet gem. § 1 Abs. 2 BauNVO das Planzeichen ,SO" zu ver-
wenden ist.

Die Zweckbestimmung ,Kulturzentrum Schlésschen Borghees® ist zu
Uberprifen, da im Plangebiet nach Angaben in der Begriindung nicht
nur kulturelle Nutzungen vorgesehen sind, sondern auch ein im nérdli-
chen Teil des Plangebietes bestehender Gastronomiebetrieb (Restau-
rant-Café) planungsrechtlich abgesichert werden soll, der vermutlich
unabhangig von den kulturellen Veranstaltungen selbstandig betrieben
wird. Eine Zweckbestimmung wie 2z. B. ,Kulturzentrum und
Gastronomie” kdnnte daher passender sein.

In der Begrindung ist nur kurz angegeben, dass mit der Einbeziehung
dem vorhandenen Restaurant-Café ebenfalls Méglichkeiten zum Umbau
oder flr Erweiterungen eingeraumt werden sollen. Diese Aussage ist
etwas unklar, insbesondere in Bezug auf den Umfang der mdglichen
baulichen Erweiterungen. Ich rege daher an hierzu noch nahere
Angaben zu machen, auch im Hinblick auf die noch durchzufihrende
Umweltprifung.

Da nach Aussage in der Begrindung das gesamte Plangebiet im
Landschaftsschutzgebiet liegt, ist zu klaren, ob der Landschaftsschutz
fur das Plangebiet aufgehoben wird oder ob Befreiung vom Bauverbot in
Aussicht gestellt wird. Andernfalls stiinde die Erforderlichkeit der
Planung gem. § 1 Abs. 3 BauGB in Frage.

FOr das weitere Verfahren rege ich an die Planzeichenerklarung zur
besseren Information aller Beteiligten mit den Planzeichen der naheren
Umgebung des Plangebietes zu erganzen.
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Bezirksregierung Diisseldorf

Nach MaBgabe des § 1 Abs. 5 S. 3 BauGB soll die stadtebauliche Ent-
wicklung vorrangig durch MaBnahmen der Innenentwicklung erfolgen.
Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald
genutzter Flachen ist nach MaBgabe des § 1a Abs. 2 S. 4 BauGB zu
begriinden. In der Begriindung zur FNP-Anderung sind entsprechende
Erlauterungen erforderlich, inwieweit diese Aspekte bei der Planung
bericksichtigt worden sind.

Die planungsrechtlichen Hinweise resultieren aus einer Uberschlagigen
Sichtung der eingereichten Unterlagen. Auch hier nicht erwahnte
planungsrechtliche Aspekte kdénnen bei der umfassenden Prifung im
spateren Genehmigungsverfahren gemaB § 6 BauGB geltend gemacht
werden.

Denkmalschutz

In meiner Funktion als Trager o6ffentlicher Belange — Denkmalschutz —
(Dez. 35.4) weise ich auf Folgendes hin.

Gegen die 94. Anderung des FNP der Stadt Emmerich bestehen aus
meiner Sicht keine Bedenken, da sich im Planungsgebiet meines
Wissens keine Bau- oder Bodendenkmaler befinden, die im Eigentum
oder Nutzungsrecht des Landes oder Bundes stehen.

Zur Wahrung séamtlicher denkmalrechtlicher Belange empfehle ich -falls
nicht bereits geschehen- die Beteiligung des LVR -Amt fir
Denkmalpflege im Rheinland-, Pulheim und des LVR -Amt flr
Bodendenkmalpflege im Rheinland-, Bonn, sowie die zustandige
kommunale Untere Denkmalbehérde zu beteiligen.

Dezernat 51 ,,Hohere Naturschutzbehorde*

Aus Sicht des Dezernates 51 bestehen Bedenken in dem angefragten
Umfang eine Sonderbauflache im FNP Emmerich darzustellen.

Die Flache wird derzeit per Verordnung der Bezirksregierung als
Landschaftsschutzgebiet u.a. auch gegen eine weitere bauliche
Entwicklung geschitzt.
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Bezirksregierung Diisseldorf

Dezernat 54 ,,Wasserwirtschaft“

Die geplante MaBnahme liegt innerhalb des festgesetzten
Wasserschutzgebietes , Emmerich-Helenenbusch®, Zone IlIA. Die
Verbote und Genehmigungspflichten der Wasserschutzgebiets-
verordnung sind zu einzuhalten.

Auf die Stellungnahme des Kreises Kleve vom 01.08.2017 (Az. 6.1 — 61
20 02/ 02 -) weise ich hin.

Mit freundlichen GriiBen

Im Auftrag

Daniela Schiffers
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/. AW: 94. Anderung des Flichennutzungsplans der Stadt Emmerich am Rhein -

{ - ' Kulturzentrum Schldsschen Borghees-

h 4 Schiffers, Daniela

W An:

Jens.Bartel@stadt-emmerich.de
22.01.2018 13:02
Kopie:
"Zepuntke, Lutz", "Blinde, Julia", "stephan.bonnen@kreis-kleve.de", "Kaboth,
Katharina"
Details verbergen
Von: "Schiffers, Daniela" <Daniela.Schiffers@BRD.NRW.DE>
An: "Jens.Bartel@stadt-emmerich.de" <Jens.Bartel@stadt-emmerich.de>
Kopie: "Zepuntke, Lutz" <lutz.zepuntke@BRD.NRW.DE>, "Blinde, Julia"
<julia.blinde@BRD.NRW.DE>, "stephan.bonnen@kreis-kleve.de"
<stephan.bonnen@kreis-kleve.de>, "Kaboth, Katharina"
<Katharina.Kaboth@BRD.NRW.DE>

Sehr geehrter Herr Bartel,

bezliglich Ihrer erneuten Anfrage per Email vom 19.12.2017 zur Fortfihrung des Verfahrens zur 94. FNP-
Anderung der Stadt Emmerich ,,Kulturzentrum Schlésschen Borhees” kann ich lhnen Folgendes mitteilen.
Ich habe Ihre 0.g. Email mit der Beschreibung der gedanderten Planung den maRgeblich betroffenen Kollegen
in meinem Hause weitergeleitet mit der Bitte um eine Einschitzung, ob die FNP-Anderung unter diesen
Voraussetzungen so weiterverfolgt werden kann.

Einschatzung Dezernat 32 — Regionalplanung

In meiner landesplanerischen Stellungnahme gemaR § 34 Abs. 1 LPIG vom 19.10.2017 (Az. 32.02.01.01-
2102/94-1465) hatte ich Thnen mitgeteilt, dass die landesplanerischen Bedenken unter bestimmten
Voraussetzungen zuriick gestellt werden kdnnen.

Im Vergleich zur 1. Vorlage aus 2017 ist nun eine deutliche Reduzierung der SO-Darstellung im Bereich des
Schlésschen Borghees erfolgt und lediglich die bauliche Veranderung der Scheune sowie die Sicherung der
Parkplatze noch vorgesehen. Die Erweiterung der Scheune ist geringfligig. Aufgrund der baulichen
Vorpragung ist die Bauleitplanung fir das SO aus raumordnerischer Sicht vertretbar und in diesem Fall mit
Ziel 2-3 vereinbar, da es sich Uiberwiegend um die Nach-/Umnutzung einer bestehenden baulichen Anlage
handelt, Infrastruktur und bauliche Anlagen bereits Uberwiegend vorhanden sind.

Sofern auch die weiteren Voraussetzungen aus meiner landesplanerischen Stellungnahme vom 19.10.2017
(Az.32.02.01.01-2102/94-1465) erfiillt werden wére eine Fortfiihrung des FNP-Anderungsverfahrens aus
regionalplanerischer Sicht moglich.

Ich weise allerdings ausdricklich darauf hin, dass als wesentliche Voraussetzung die Problematik der Lage
des Plangebietes innerhalb eines LSG, das per LSG-VO der Bezirksregierung Diisseldorf als Hohere
Naturschutzbehorde festgesetzt ist, zu klaren ist.

Seitens meines Dezernats 51 (Hohere Naturschutzbehdrde) bestehen trotz der Modifizierung der SO-
Darstellung weiterhin Bedenken gegen die Planung.

Einschatzung Dezernat 51 — Regionalplanung

»Auch wenn die SO-Darstellung jetzt modifiziert wurde, bestehen aus Sicht des Dezernates 51 Bedenken.
Diese begriinden sich im Wesentlichen in dem Widerspruch zu der Landschaftsschutzverordnung der
Bezirksregierung Disseldorf, sowie der im vorliegenden Fall tatsachlichen Schutzwiirdigkeit und
Schutzbedurftigkeit auf einem Uiberwiegenden Teil der angefragten Flache.

Da eine Sondergebietsdarstellung im unmittelbaren Widerspruch zu der Landschaftsschutzverordnung steht,
wird gebeten, dass die Kommune einen direkten Kontakt mit der Bezirksregierung Diisseldorf als hohere
Naturschutzbehdrde aufnimmt fiir den Fall, dass sie einen Aufhebungsantrag und Entlassungsverfahren von
der Landschaftsschutzverordnung beabsichtigt.

Aufgrund der von hier aus erkennbaren, eher geringfligigen baulichen Erweiterungsabsichten des
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Lagergebdudes wird angeregt, diese — ohne aufwandige Sondergebietsdarstellung — direkt mit dem Kreis
Kleve als Untere Naturschutzbehorde abzustimmen und dort die Moglichkeit einer einfacheren Variante
Uber ein Befreiungsverfahren zu klaren.”

Fir Rickfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfligung.

Mit freundlichen GriBen
im Auffrag

gez. Daniela Schiffers

Dipl.-Ing. (FH) / Stadtplanerin AK NW
Bezirksregierung DUsseldorf
Dezernat 32

Cecilienallee 2

40474 DUsseldorf

T(0211) 475 - 2394

F (0211) 475 - 2982

e-mail: daniela.schiffers@brd.nrw.de
http://www.brd.nrw.de

Von: Jens.Bartel@stadt-emmerich.de [mailto:Jens.Bartel@stadt-emmerich.de]

Gesendet: Dienstag, 19. Dezember 2017 16:21

An: Schiffers, Daniela

Betreff: 94. Anderung des Flidchennutzungsplans der Stadt Emmerich am Rhein -Kulturzentrum Schidsschen
Borghees-

Sehr geehrte Frau Schiffers,

im Rahmen der landesplanerischen Anfrage nach § 34 Abs. 1 LPIG zu o. g. Flachennutzungsplan-Anderung
haben Sie Bedenken vorgetragen. Das Aktenzeichen lautet 32.02.01.01-2102/94-1465.

Auch seitens der Dezernate 35 und 51 wurden erhebliche Bedenken gegen die Darstellung einer
Sonderbauflache vorgetragen, weshalb ich Sie hiermit um Weiterleitung dieser E-Mail an die entsprechenden

Stellen bitte.

Das Bauvorhaben wurde inzwischen konkretisiert. Entsprechende Plane habe ich Ihnen beigefligt. Das
Gebéaude der Scheune soll in Richtung ndrdliche Grundsticksgrenze um etwa 1,5 m verbreitert werden. Kann
hier eine Befreiung vom Bauverbot im Landschaftsschutzgebiet in Aussicht gestellt werden?

Wie in den Ausfiihrungen zur Flachennutzungsplan-Anderung geschildert, richtet sich die Zulassigkeit des
Bauvorhabens nach § 35 BauGB, in der eine Einzelfallbetrachtung des jeweiligen Vorhabens einschlie3lich
Tragerbeteiligung erfolgt. Abgesehen von der Umnutzung der Scheune sind keine weiteren Bauvorhaben
geplant.

Das Auliengelande des Schldsschens wird als Veranstaltung genutzt, die Wiese im Suden als Parkplatz.
Aufgrund der voraussichtlichen Bestimmungen der neunen BauO NW missen Sonderveranstaltungen
genehmigt werden. Durch die Anderung soll der einer Genehmigung nach § 35 BauGB entgegenstehende
Belang des Flachennutzungsplans aufgehoben werden. Vorhaben aller Art unterliegen nach wie vor der
Genehmigung.

Der Geltungsbereich des Flachennutzungsplans wird um den Bereich des ndrdlichen Gastronomiebetriebes
reduziert und auch das Natur- und Bodendenkmal im Osten wird aus der Plananderung heraus genommen.

Ich schicke Ihnen hiermit den geénderten Entwurf der FNP-Anderung vor der Tragerbeteiligung gem. § 4 (2)

BauGB, um ggf. noch bestehende Bedenken vorab klaren zu kénnen. Uber eine kurze Riickmeldung, ob die
FNP-Anderung aus lhrer Sicht so weiterverfolgt werden kann, wiirde ich mich bis Mitte Januar freuen.
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Ich winsche lhnen eine schone Weihnachtszeit und einen guten Rutsch ins neue Jahr.

Mit freundlichen Griif3en
Im Auftrag

Jens Bartel
Stellv. Fachbereichsleiter

Stadt Emmerich am Rhein
Fachbereich 5 - Stadtentwicklung -
Geistmarkt 1

46446 Emmerich am Rhein

Tel.: +49 2822 75-1502
Fax: +49 2822 75-1599
E-Mail: Jens.Bartel@stadt-emmerich.de

file:///C:/Users/bartel/AppData/Local/Temp/notes8FC4C7/~web4918.htm
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Stadt Emmerich am Rhein Dienstgebdude: Nassauerallee 15 - 23, Kleve
Der Birgermeister - e — ] Telefax: 02821 85-700
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Kommunale Bauleitplanung der Stadt Emmerich am Rhein;
Flachennutzungsplan Emmerich am Rhein; 94. Anderung: Umwandlung einer
Flache in Sonderbauflache - Kulturzentrum SchléRchen Borghees -

Bericht vom 03.07.2017, Az.: FB 5 - Ba

Sehr geehrte Damen und Herren,

zur 0.g. Planung wird von mir folgende Stellungnahme vorgetragen.

Als Untere Immissionsschutzbehoérde:

Das Schlésschen Borghees wird regelmafig fur kulturelle Veranstaltungen wie Ausstellungen,
Konzerte und einen Weihnachtsmarkt genutzt.

Planungsrechtlich befindet sich das Vorhaben gemal § 35 BauGB im Aullenbereich der Stadt
Emmerich.

Anmerkung:

Laut dem GeoMedia Smart Client befinden sich auf dem vom Schlésschen Borghees
zusammenhédngenden Grundstlck unter der Adresse Huthumer StraBe 176, 176a und 180
Wohnnutzungen.

Aufgrund der geplanten kulturellen Nutzung z.B. in Form von Konzerten kann es aus
immissionsschutzrechtlicher Sicht vor allem in Bezug auf Larmimmissionen zu einer
Konfliktsituation kommen.

Im Rahmen der weiteren Planungen ist der Nachweis zu erbringen, dass es durch die Nutzung
des Schlésschen Borghees durch kulturelle Veranstaltungen zu keiner Uberschreitung der
zuléssigen Immissionsrichtwerte in Bezug Larm an der vorhandenen Wohnnutzung kommt.

Lieferanschrift Sprechzeiten Sparkasse Rhein-Maas Sparkasse Krefeld Postbank Kéln

Kreisverwaltung Kleve  montags bis donnerstags IBAN: DE04 3245 0000 00050016 98  IBAN: DE51 3205 0000 0323 1121 44  IBAN: DE32 3701 0050 0027 9175 01
Nassauerallee 15-23 von 09:00 bis 16:00 Uhr BIC: WELADED1KLE BIC: SPKRDE33 BIC: PBNKDEFF

47533 Kleve freitags von 09:00 bis 12:00 Uhr

. http:/lwww.kreis-kleve.de e e-mail: info@kreis-kleve.de e Vermittiung: 02821 85-0
Offentliche Verkehrsmittel: NIAG-Bus-Linie 49 (City-Bus) bis Haltestelle Postamt, NIAG-Bus-Linie 54 oder RVN-Bus-Linie 70 bis Haltestelle Nassauerallee
Sprechzeiten Bauordnungswesen, Immissionsschutz, Wasserwirtschaft, Bodenschutz, Abfallwirtschaft: dienstags und donnerstags von 09.00 bis 12.30 Uhr



In diesem Zusammenhang ist im Rahmen der Bauleitplanung auch festzusetzten welche
Immissionsrichtwerte fur die vorhandenen Wohnnutzungen anzuwenden sind, da sich diese
zuklnftig auch im SO-Gebiet ,Kulturzentrum Schiésschen Borghees* befinden.

Mit freundlichen GriiRen
Im Auftrag
a8
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982-001-12.2015

LVR-Amt fiir Bodendenkmalpflege im Rheinland ma

Qualitat fir Menschen

LVR-Amt fir Bodendenkmalpflege im Rheinland

Endenicher StraBe 133 - 53115 Bonn Datum und Zeichen bitte stets angeben
Stadt Emmerich 17.07.2017
Der Burgermeister 333.45-28.2/17-002

Fachbereich 5 - Stadtentwicklung
Geistmarkt 1

46446 Emmerich Frau Semrau
Tel 0228 9834137

Fax 022182842253
sandra.semrau@lvr.de

94. Flachennutzungsplanidnderung der Stadt Emmerich am Rhein - Kultur-

zentrum Schlésschen Borghees

Frithzeitige Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB

hier: Priifung der Auswirkungen der Planung auf das archdologische Kul-
turgut im Rahmen der Umweltpriifung / Belange des Bodendenkmal-
schutzes

Sehr geehrte Damen und Herren,

fir die Ubersendung der Planunterlagen im Rahmen der Beteiligung gem. § 4 Abs. 1
Baugesetzbuch (BauGB) danke ich Ihnen.

Es ist vorgesehen, eine vorhandene Scheune umzugestalten. Es sind bauliche MaB3-
nahmen vorgesehen, die auch die Anlage eines Parkplatzes und weitere MaBnahmen
umfassen kann. Eine konkrete Planung liegt noch nicht vor.

Der Vorhabenbereich tangiert das in die Denkmalliste der Stadt Emmerich eingetra-
genen Bodendenkmals KLE 002 - Schloss Borghees. Das Bodendenkmal umschreibt
die historische Grabenanlage, deren &stliche Begrenzung im Gelande jedoch nicht
mehr zu erkennen ist. Die Scheune selbst liegt nicht im Schutzbereich des Boden-
denkmals. Das Bodendenkmal bitte ich Sie zunachst, nachrichtlich in die Planunterla-
gen aufzunehmen.

Es ist damit zu rechnen, dass sich Teile der historischen Grabenanlage im Bereich der
Scheune erhalten haben. Dazu gehéren Mauerfundamente von Begrenzungsmauern,
Grabenprofile und Grabenverfillungen.

Wir freuen uns dber Ihre Hinweise zur Verbesserung unserer Arbeit. Sie erreichen uns unter der
Telefonnummer 0221 809-2255 oder senden Sie uns eine E-Mail an Anregungen@lvr.de

Besucheranschrift: 53115 Bonn, Endenicher StraBe 129, 129a und 133 Zahlungen nur an den LVR, Finanzbuchhaltung
DB-Hauptbahnhof Bonn, StraBenbahnhaltestelle Bonn-Hauptbahnhof 50663 Koln, auf eines der nachstehenden Konten
Bushaltestelle KarlstraBBe, Linien 608, 609, 610, 611, 800, 843, 845

USt-IdNr.: DE 122 656 988, Steuer-Nr.: 214/5811/0027 Helaba

IBAN: DE84 300500000000 060061, BIC: WELADEDDXXX
Postbank
IBAN: DE95 3701 00500000 564501, BIC: PBNKDEFF370
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Zunachst ist festzustellen, dass jede Beeintrachtigung von durch Eintragung in die
Denkmalliste umfassend geschitzten Bodendenkmalern mit den denkmalrechtlichen
Vorschriften nicht zu vereinbaren und insofern auszuschlieBen ist (§ 9 DSchG NW).
Die Gemeinden haben die Sicherung dieser Bodendenkmaler bei der Bauleitplanung
zu gewahrleisten (§ 11 DSchG NW). Sichern heiBt, den vorhandenen Bestand unge-
stoért zu erhalten.

Grundsatzlich gilt, dass im Rahmen der durchzuflihrenden Umweltprifung die Aus-
wirkungen der geplanten Anderungen auf das archdologische Kulturgut (§ 1 Abs. 6
Nr. 7 Buchst. d BauGB) zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten sind (§ 2 Abs.
4 BauGB). Dariuber hinaus sind die Belange des Denkmalschutzes und die kulturellen
Bedlrfnisse der Bevdlkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 3 und 5 BauGB) bei der Aufstellung von
Bauleitplanen zu bericksichtigen und mit dem ihnen zukommenden Gewicht in die
Abwagung einzustellen. Voraussetzung hierfir ist ebenfalls die Ermittlung und Bewer-
tung der Betroffenheit dieser Belange im Rahmen der Zusammenstellung des Abwa-
gungsmaterials (§ 2 Abs. 3 BauGB).

Durch die geplante Anderung im Flachennutzungsplan ist beabsichtigt, Flachen fir die
Landwirtschaft in eine Sonderbauflache ,Kulturzentrum Schlésschen Borgehees™ um-
zuwandeln. Diese Anderung berechtigt allerdings noch nicht dazu, konflikttrachtige
Bereiche zu Uberplanen.

Die Beurteilung von Bauvorhaben erfolgt weiterhin nach § 35 BauGB. Im AuBenbe-
reich sind Vorhaben nur zulassig, wenn offentliche Belange nicht entgegenstehen.
Eine Beeintrachtigung 6ffentlicher Belange liegt insbesondere vor, wenn das Vorhaben
Belange des Denkmalschutzes betrifft (§ 35 Abs. 3 Nr. 5 BauGB).

Nach Vorliegen konkreter Plane ist auf der Ebene des Baugenehmigungsverfahrens
das weitere Vorgehen abzustimmen. Je nach Umfang und Art der geplanten MaB-
nahme sind archdologische Untersuchungen im Vorfeld der Baugenehmigung zur
Feststellung von Lage, Erhalt und damit der Denkmalqualitdt i.S.d. § 2 DSchG NRW
der erhaltenen Relikte erforderlich. Dies schlieBt eine mdgliche Erweiterung des be-
stehenden Schutzbereiches mit ein.

Fir Rickfragen stehe ich gerne zur Verfligung.

Mit freundlichen GriBen
Im Auftrag

| Qraum_

Semrau



Bezirksregierung Diisseldorf

Bezirksregierung Disseldorf, Postfach 300865, 40408 Dusseldorf

Per elektironischer Post
Stadt Emmerich am Rhein
Postfach 10 08 64

46428 Emmerich am Rhein

mailto: jens.bartel@stadt-emmerich.de

94. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Emmerich am
Rhein-Kulturzentrum Schlésschen Borghees-

Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB

Ihre E-Mail/Schreiben vom 03.07.2017, Az: -----

Im Rahmen des o0.g. Verfahrens haben Sie uns beteiligt und um Stel-
lungnahme gebeten.

Hinsichtlich der Belange des Verkehrs (Dez. 25) ergeht folgende Stel-
lungnahme:

Die Belange des Dezernates sind nicht berGhrt.

Hinsichtlich der Belange des Luftverkehrs (Dez. 26) ergeht folgende
Stellungnahme:

Gegen die Anderung des Flachennutzungsplans bestehen aus ziviler
luftrechtlicher Sicht keine Bedenken.

Hinsichtlich der Belange der landlichen Entwicklung und Bodenordnung
(Dez. 33) ergeht folgende Stellungnahme:

Aus Sicht der von Dezernat 33 zu vertretenden Belange bestehen keine
Bedenken.

Hinsichtlich der Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4)
ergeht folgende Stellungnahme:

Gegen die 94. Anderung des FNP der Stadt Emmerich bestehen aus
meiner Sicht keine Bedenken, da sich im Planungsgebiet meines Wis-
sens keine Bau- oder Bodendenkmaler befinden, die im Eigentum oder
Nutzungsrecht des Landes oder Bundes stehen.

Zur Wahrung samtlicher denkmalrechtlicher Belange empfehle ich -falls
nicht bereits geschehen- die Beteiligung des LVR -Amt fir Denkmalpfle-

Datum: 02.08.2017
Seite 1 von 3

Aktenzeichen:
53.01.04.04-Disseldorf-17
bei Antwort bitte angeben
313/2017

Herr von ltter

Zimmer: 251

Telefon:

0211 475-2858

Telefax:

0211 475-2790
Wolfgang.vonitter@
brd.nrw.de

Dienstgebaude und
Lieferanschrift:
Cecilienallee 2,

40474 Dusseldorf
Telefon: 0211 475-0
Telefax: 0211 475-2671
poststelle@brd.nrw.de
www.brd.nrw.de

Offentliche Verkehrsmittel:
DB bis Dusseldorf Hbf
U-Bahn Linien U78, U79
Haltestelle:
Victoriaplatz/Klever StraBBe


mailto:jens.bartel@stadt-emmerich.de

Bezirksregierung Diisseldorf

ge im Rheinland-, Pulheim und des LVR -Amt fir Bodendenkmalpflege
im Rheinland-, Bonn, sowie die zustdndige kommunale Untere Denk-
malbehdrde zu beteiligen.

Hinsichtlich der Belange des Landschafts- und Naturschutzes (Dez. 51)
ergeht folgende Stellungnahme:

die angefragte Sondergebietsdarstellung liegt in einem Landschafts-
schutzgebiet, welches per Verordnung der Bezirksregierung Disseldorf
u.a. vor einer weiteren Bebauung geschuitzt wird. Es werden daher von
hier aus vorsorglich Bedenken angemeldet. Es ist zudem nicht ersicht-
lich, wie die GréBe und Abgrenzung des Sondergebietes begrindet
wird. Die jetzt im Vorentwurf dargestellte, sehr groBzligig bemessene
Abgrenzung des SO wirde theoretisch eine umfangreiche Erweiterung
der Bebauung ermdglichen. Auch deshalb werden hier Bedenken gel-
tend gemacht.

Die Unterlagen sind zur vertieften Beurteilung des Vorhabens im Ubri-
gen z.Z. nicht geeignet, da u.a. der Umweltbericht noch fehlt.

Weitere Verfahren sind mit der Bezirksregierung Disseldorf Dezernat 51
frihzeitig abzustimmen.

Hinsichtlich der Belange der Abfallwirtschaft (Dez. 52) ergeht folgende
Stellungnahme:

Die Belange des Dezernates sind nicht berthrt.

Hinsichtlich der Belange des Immissionsschutzes (Dez. 53) ergeht fol-
gende Stellungnahme:

Die Belange des Dezernates sind nicht berthrt.

Hinsichtlich der Belange des Gewasserschutzes (Dez. 54) ergeht fol-
gende Stellungnahme:

Die Belange des Dezernates sind nicht berthrt.
Ansprechpartner:

Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4)
Herr Anders, Tel. 0211/475-2844, E-Mail: martin.anders@brd.nrw.de

Belange des Gewasserschutzes (Dez. 54)
Frau Backer-Kirbach, Tel. 0211/475-2897, E-Mail: heidi.baecker-kirbach@brd.nrw.de

Hinweis:
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Diese Stellungnahme erfolgt im Zuge der Beteiligung der Bezirksregie-
rung Diasseldorf als Trager 6ffentlicher Belange.

Insofern wurden lediglich diejenigen Fachdezernate beteiligt, denen die-
se Funktion im vorliegenden Verfahren obliegt. Andere Dezernate/Sach-
gebiete haben die von Ihnen vorgelegten Unterlagen daher nicht ge-
pruft.

Dies kann dazu fuhren, dass von der Bezirksregierung Dusseldorf z.B.
in spateren Genehmigungs- oder Antragsverfahren auch (Rechts-) Ver-
stéBe geltend gemacht werden kdnnen, die in diesem Schreiben keine
Erwéhnung finden.

Bitte beachten Sie die Anforderungen an die Form der TOB-Beteiligung:

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/TOEB/TOEB.html

und

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/PDF/Koordinierung von TOEB Stellungnahmen.pdf

Im Auftrag
gez.

Zimmerhofer
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